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Erſcheint jeden Dienstag und Freitag abends. 


Dienstag, den 27. November 1894. 


Jahrgang III. 


Pränumerationspreiſe:, 


. Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl. 
„ mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 


r die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


Einzelnexemplare à 10 kr. im Redactionslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderath. 
Sfenographiſcher Bericht 


über die Öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 23. November 

1894 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters 

Dr. Raimund Grübl und des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Albert Richter. 

Bürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt beſchluſs⸗ 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Herr Gem.⸗Rath Wimberger entſchuldigt fein Aus— 
bleiben von der heutigen Sitzung mit einer Geſchäftsreiſe. Die 
Herren Gem.⸗Räthe Markl und Dr. Linke entſchuldigen ihr 
Ausbleiben mit Unwohlſein. 

2. Herr kaiſerl. Rath Ruthmaher widmet 100 fl., wie 
alljährlich, zur Gutſchreibung eventuell Löſchung von Steuerrück— 


ſtänden der zehn allerärmſten Geſchäftsleute des VIII. Wiener 


Gemeindebezirkes Joſefſtadt. 

3. Die Adminiſtration der „Neuen Freien Preſſe“ überſendet 
für die vom Hagelſchlag betroffenen Bewohner der Bezirke 
Simmering, Währing, Hernals und Ottakring eine Spende im 
Betrage von 797 fl. 85 kr. mit dem Erſuchen, dieſe Beträge ihrer 
Beſtimmung zuzuführen. 

4. Herr Dr. Meisl theilt mit (liest): 

„Der am 11. November zu Wien verſtorbene Metallwaren: 
fabrikant Joſef Steiner, Schottenfeldgaſſe 63 wohnhaft geweſen, 
hat in ſeinem Teſtamente de dato Wien 7. September 1894 
nachfolgendes Legat verfügt: „Den Armen des Bezirkes Neubau 
legiere ich einen Beitrag von 300 fl., in Worten dreihundert 
Gulden.“ 

Indem ich von dieſem Legatsanfalle Euer Hochwohlgeboren 
hiemit verſtändige, habe ich gleichzeitig die Ehre, Euer Hochwohl— 


geboren in der Anlage den Betrag von 300 fl. in Vertretung der 
Erbin Frau Amalia Steiner hiemit zu überreichen und hieran 
die Bitte zu knüpfen, in Ausführung jener teſtamentariſchen Ver⸗ 
fügung das Geeignete vorkehren zu laſſen.“ 

Ich erlaube mir hiebei die Bemerkung, daßs nach den In— 
tentionen des Erblaſſers die Vertheilung dieſes Betrages durch 
den Herrn Vorſtand des VII. Bezirkes erfolgen wolle. 

Sämmtlichen Spendern wird der Dank 
ſprochen. 

5. Herr Gem.⸗Rath Rißaweg hat in der letzten Sitzung 
wegen Herſtellung eines Fußweges längs der Staatsbahnplanke 
im X. Bezirke, Simmeringerſtraße, interpelliert. Ich habe die 
Ehre, hierüber Folgendes mitzutheilen: 

Die Höhe der Staatsbahnplanke längs der im Zuge befind— 
lichen, mit Stadtraths-Beſchlufs vom 14. Juni 1894, Z. 4547, 
genehmigten Pflaſterung der Simmeringerſtraße (mit alten Steinen) 
im X. Bezirke beträgt circa 170 m; dieſe Höhe hätte ſich ſtellen— 
weiſe auf circa 1˙30 m reduciert, wenn der Gehweg längs dieſer 
Planke in das Niveau der Fahrbahn gelegt worden wäre. 

Eine ſolche Verſchüttung der Planke könnte von der Staats— 
eiſenbahn⸗Geſellſchaft als eine Beſchädigung oder Beſchränkung 
ihres Eigenthumes angeſehen und deshalb eine eventuelle Planken— 
erhöhung auf Koſten der Commune Wien verlangt werden. 

Mit Rückſicht auf die Entſcheidung des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes, nach welcher Einſchränkungen des Privateigenthumes aus 
öffentlichen Rückſichten nicht ſtattfinden dürfen und nur im Wege 
der Enteignung ſtatthaben können (Entſcheidung vom 17. Juni 
1891, Nr. 2093), hat das Stadtbauamt ſchon bei der Projects— 
verfaſſung für dieſe Pflaſterung ſich beſtimmt gefunden, den vor— 
erwähnten Umſtänden Rechnung zu tragen und daher den Gehweg 
tiefer als die Straßenfahrbahn zu belaſſen, zur Verbindung des 
Gehweges mit der Fahrbahn Stufen aus Pflaſterſteinen einzulegen 


ausge: 


und zur Entwäſſerung des erſteren kleine Waſſerläufe einzubauen; 


dieſe Art der Ausführung wurde auch im Projectsplane erſichtlich 
gemacht. 
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Die Pflaſterung wird nun im Sinne dieſes genehmigten 
Projectes durchgeführt und wird hiezu bemerkt, dafs die Herſtellung 
der Doppelſäume und der kleinen Waſſerläufe einen im Vergleiche 
zu der Geſammtkoſtenſumme dieſer Pflaſterung per 7264 fl. nur 
unbedeutenden Betrag von circa 250 fl. erforderten, während eine 
eventuelle Plankenerhöhung der Gemeinde Wien die hohe Summe 
von über 900 fl. gekoſtet hätte. 

Aus dem Vorſtehenden iſt zu erſehen, das die vom Stadt: 
bauamte ausgeführte Gehwegherſtellung gerade in ökonomiſcher 
Beziehung vorzuziehen war. 

Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. 

6. Herr Gem.⸗Rath Gräf hat vor einigen Wochen inter- 
pelliert über angebliche Außerungen der Markteommiſſariats⸗Beamten 
Bauer und Weinlich bei dem Bezirksgerichte Hernals über 
die Verwendung des ſogenannten Bierhanſel. 

Hierüber berichtet das Marktcommiſſariat Folgendes (liest): 

„Der Gefertigte erlaubt ſich, auf Grund der eingeholten 
Außerung des Vorſtandes des Marktamtes zu berichten, dass die 
in der Strafſache gegen den Gaſtwirt Johann Rotter wegen 
Verkaufes verdorbenen Bieres vom k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirksgerichte 
Hernals am 25. v. M. einvernommenen Marktbeamten Anton 
Bauer und Hans Weinlich unaufgefordert an dem der Ver— 
leſung der Interpellation des Herrn Gem.-Rathes Gräf im 
Gemeinderathe folgenden Tage, das iſt am 31. v. M., die bei— 
liegende Zuſchrift an die Marktdirection gerichtet haben. In 
dieſer Zuſchrift erklären ſie, daſs ſie ſich, wie dies auch aus den 
Verhandlungsberichten aller Tagesblätter mit Ausnahme des 
„Illuſtrierten Wiener Extrablattes“ hervorgehe, in ihren Ausſagen 
lediglich auf den vorliegenden concreten Fall Rotter beſchränkt, 
keineswegs aber die allgemeine Außerung: „Es herrſche in Wien der 
Brauch, auch das ſogenannte Tropfbier als „‚Hanſel“ in das zu 
verkaufende Bier zu mengen, ohne Rückſicht, ob es ſauer iſt oder 
nicht“ gethan haben.“ 


Infolgedeſſen iſt die aufgeſtellte Behauptung nicht richtig. 


Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. 
Wir kommen nun zur Tagesordnung. Wir werden erſt 
ein paar dringliche Gegenſtände vor dem Hauptgegenſtande in 


Verhandlung nehmen und ich bitte den Herrn Gem.-Rath Müller 


zum Referate. 

7. (9171.) Referent Gem.⸗Rath Joſef Müller: Ich habe 
die Ehre, Bericht zu erſtatten über das Erſuchen der Commiſſion für 
Verkehrsanlagen um Bekanntgabe des Jahreserforderniſſes pro 1895 
hinſichtlich der Erhaltung und des Betriebes der Haupt⸗Sammel⸗ 
canäle am Donaucanale ꝛc. Die Commiſſion tritt in der Zuſchrift 
vom October, Z. 438, wie alljährlich an den Herrn Bürgermeiſter 
heran mit der Bitte: „Es möge die Gemeinde die approximativen 
Ziffern bekanntgeben, welche zur Herſtellung der ihr übertragenen 
Arbeiten erforderlich find, und zwar erſtens bezüglich des Haupt⸗ 
Sammelcanales, zweitens bezüglich der Regulierung des Wienfluſſes, 
und drittens bezüglich Aufſtellung eines Contierungsſchemas über 
das Erfordernis für den Betrieb der Sammelcanäle.“ Die Aus— 
weiſe A, B, C werden hier von dem Bauamte wie alljährlich vor— 
gelegt und ſind darin die Zahlen enthalten, mit welchen jedenfalls 
das Auskommen gefunden werden wird, und zwar beſteht das Er— 
fordernis laut Ausweis A in Folgendem: 


1. Bezüge des Perſo nals 23.000 fl. 
2. Gratificationen, Aushilfen e. 1.000 fl. 
3. Bauzulagen, Commiſſionsgebüren, Diäten c. 10.000 fl. 
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4. Beheizung, Beleuchtung, Einrichtung von 


Kanzleilocalitäten —·-pH[³oK UU 1.000 fl 
5. Kanzlei⸗ und Zeichnungsrequiſiten, Pläne, 

Iuſttumen te ae 3.000 fl 
6. Beſtandzinſe (Miet⸗ und Pachtzinſe) . 3.000 fl 
7. Grund⸗ und Häuſereinlöſungen 100.000 fl. 


8. Bau des rechtsſeitigen Haupt⸗Sammelcanales 1,580.000 fl. 
9. Bau des linksſeitigen Haupt⸗Sammelcanales 59.000 fl. 


Summe . 1,780.000 fl. 

Hiezu kommt ½ Percent für die Centralverwaltung per 
8900 fl., in Summa 1, 788.900 fl. 

Der Ausweis B enthält die Ziffern der Beträge, welche im 
Jahre 1895 für die Durchführung der Wienfluſs-Regulierung ein- 
geſtellt ſind und betragen dieſelben 4,646.000 fl. Die einzelnen 
Rubriken ſind folgende: 


1. Bezüge des Perſon ales 34.800 fl. 
2. Gratificationen, Aushilfen, Abfertigungen. 1.200 fl. 
3. Bauzulagen, Commiſſionen, Diäten, Zeh— 
Fungsbeiteg a 16.000 fl. 
4. Beheizung, Beleuchtung, Kanzlei » Ein- 
Mich tingee Be 2.000 fl. 
5. Kanzlei» und Zeichenrequiſiten 3.000 fl. 
6. Beſtandzineaaͤw 1.000 fl. 
7. Grunde und Häuſereinlöſungen. . . 100.000 fl. 
8. Straßenherſtellungenn 60.000 fl. 
9. Demolierung, Brücken ꝛ . 60.000 fl. 
10. Verlegen von Straßen und ſonſtigen Pro— 
Mees... 2 40.000 fl. 
11. und 12. Herſtellungen der Widerlager .. 1,972.000 fl. 
13. BaſſinanlagennnXn 800.000 fl. 
14. BrückenanlageenunNNNNdNd 500.000 fl. 
15. Sammelcanäle ſammt Nothausläffe . . . 900.000 fl. 
16. Hochwaſſerſchäden ··ũ: . 22.2.2... 100.000 fl. 
17. Verſchiedene Auslagen und Rückvergütungen 10.000 fl. 


zuſammen . 4,600.000 fl. 
1 Percent Verwaltungskoſten. 46.000 fl. 


Totale . 4,646.000 fl. 
Weiters iſt hier vorgelegt ein Ausweis, enthaltend das 


Contierungsſchema bezüglich der Gebarungen aus Anlass der 


Erhaltung und des Betriebes der Haupt⸗Sammelcanäle 
beiderſeits des Donaucanales; das iſt ein neues Conto, welches 
eröffnet und genehmigt werden ſoll. Dasſelbe enthält an der 
linken Seite die Einnahmen, an der rechten Seite die Ausgaben, 
und beſteht aus nachſtehenden Rubriken: 


Einnahmen. 
1. Canaleinmündungsgebüren 1000 fl. 
2. Beſtandzinſe, Anerkennungszinſeee „ ID, 
3. Erlös für verkaufte Gründe und Realitäten. — „ 
4. Conventionalſtra fen Bere — „ 
5. Verſchiedene Einnahmen und Rückerſätztze — „ 
Die Einnahmen pro 1895 erſcheinen daher präliminiert 
mit zuſammen 
Die Ausgaben beſtehen aus nachfolgenden Rubriken: 
Ausgaben. 
1. Bezüge des Aufſichtsperſonales: 
a) Löh nungen 
b) Montursfoften 


720 fl. — kr. 
20 „ — „ 


nn 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 95, 27. November 1894. 


2. Beheizung und Beleuchtung des Wächterhauſes 40 fl. — kr. 
3. Requiſiten für die Erhaltung und den Betrieb 840 „ — „ 
4. Erhaltung der Objec tee — „ — „ 
5. Räumungskoſte n 18.400 „ — „ 
6. Beſtandzins (Miet⸗ und Pachtzinſe ). 801 „ — „ 
7. Sonſtige Ausgaben und Rückvergütungen . — „ — 5 


zuſammen 20.821 fl. — kr. 
Der ½percentige Beitrag zu den Koſten 
der Central⸗Verwaltung der Gemeinde Wien 104 „ 11 „ 


Geſammt⸗Erfordernis . 20.925 fl. 11 kr. 
ab die Einnahmen M 7! 1.015 „ — „ 


bleibt Netto⸗ Erfordernis 19.910 fl. 11 kr. 

Ich erſuche um die Genehmigung zur Vorlage dieſer Aus— 
weiſe an die Verkehrs⸗Commiſſion. 

Gem.- Rath Värtl: Ich erlaube mir eine beſcheidene An- 
frage, und zwar in Bezug auf die erſten zwei Vorlagen, wo ſich 
nämlich die Bedeckung für dieſe Auslagen findet? 

Referent: Sie findet ſich in den Anlehensgeldern, welche 
die Verkehrs⸗Commiſſion präliminiert hat. Die Gemeinde hat für 
dieſe Auslagen nicht aufzukommen. 

Vürgermeiſter: Gegen die Referenten⸗Anträge find keine 
Einwendungen erhoben worden; ich erkläre dieſelben für ange— 
nommen. 

Beſchluſs: Das Rubrikenſchema für die Verrechnung der Ein- 
nahmen und Ausgaben anlässlich der Erhaltung und 
des Betriebes der Haupt⸗Sammelcanäle am Donau⸗ 
canale nach dem vorliegenden Ausweiſe C wird ge— 
nehmigt. Der Commiſſion für Verkehrsanlagen ſind die 
von der Stadtbuchhaltung richtiggeſtellten Ausweiſe 
A B C zur weiteren Verfügung und Genehmigung des 
erwähnten Rubrikenſchemas im Sinne des Art. IV, 
Punkt 1 des Übereinkommens vom 24. November, be- 
ziehungsweiſe 15. December 1893 mitzutheilen. 


S. (8882.) Referent Gem.-Nath Wurm: Ich habe die 


Ehre, zur Beilage Nr. 267 zu referieren. Es betrifft dies eine 
dringende Baulinienbeſtimmung, nämlich für das Eckhaus Joſef— 
ſtädterſtraße 48 und Albertgaſſe 1. Das Anſuchen iſt wiederholt 
geſtellt worden, wurde aber früher vom Stadtrathe mit der Moti— 
vierung abgelehnt, dass es zweckmäßiger ſei, mit der Baulinien⸗ 
beſtimmung für dieſes Haus zu warten, bis die Baulinienbeſtim⸗ 
mung für die Joſefſtädterkaſerne erfolgt iſt. Nachdem nun dies⸗ 
bezüglich ein Vertagungs⸗Antrag geſtellt iſt, um nämlich zu 
unterſuchen, ob es nicht möglich wäre, die Joſefſtädterſtraße und 
Florianigaſſe an dem der Stadt zugekehrten Theile breiter zu 
halten, ſo iſt es nothwendig, für das Haus Nr. 48 Joſefſtädter⸗ 
ſtraße — Albertgaſſe 1 die Baulinie jetzt ſchon zu beſtimmen. 
Den Parteien iſt ſchon gekündigt, da das Haus umgebaut werden 
ſoll; doch iſt ſelbſtverſtändlich eine Planverfaſſung nicht möglich, 
bevor nicht die Baulinie feſtſteht. Um eben aus dieſem Dilemma 
herauszukommen, beantragt nun der Stadtrath, nur auf der einen 
Seite, wo ſich das Haus befindet — (Unruhe. — Gem.⸗Rath 
Gregorig: Das iſt ja die reinſte Judenſchule!) 

Nürgermeiſter: Ich bitte, unterlaſſen Sie doch ſolche 
Zwiſchenrufe. (Gem.⸗Rath Hawranek: Aber es ſchaut ſo aus!) 
Wenn jeder von den Herren ruhig iſt, ſo wird es ſehr leicht 
möglich ſein, den Herrn Referenten zu vernehmen. 
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Referent (fortfahrend) . wird beantragt, die Baulinie nur 
für jene Seite zu beſtimmen, auf der ſich das Haus befindet, für welches 
dieſes Bauliniengeſuch anhängig iſt. Es iſt dann immerhin möglich, auf 
der anderen Seite noch die Einmündung der Florianigaſſe beliebig 
zu geſtalten. Es wird demnach der Antrag geſtellt: „Es ſei die 
Baulinie für die Albertgaſſe nach der Linie A B zu beſtimmen.“ 
Ich bitte, den Antrag anzunehmen. 


Vürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand meldet 
ſich.) Es iſt nicht der Fall. Der Referenten-Antrag iſt ange— 
nommen. 

Beſchluſs: Anläſslich der Baulinienbeſtimmung für die Realität 
VIII. Bezirk, Albertgaſſe 1, Joſefſtädterſtraße 48, wird 
die Baulinie für die linke Seite der Albertgaſſe nach 
der Linie A B beſtimmt. 


9. (8848.) Referent Gem.⸗»Rath Wurm: Beilage 264. 
Es betrifft dies die Beſtimmung der Baulinie in der Quaiſtraße 
von der Kaiſer Franz Joſefbrücke in Hietzing aufwärts. Die 
Herren werden ſich zu erinnern wiſſen, daßs von Seite des Stadt— 
rathes und des Gemeinderathes der Beſchluſs gefajst wurde, es 
ſei anzuſtreben, die Quaiſtraße bis zur Franz Joſefbrücke durch— 
zuführen. Gegenwärtig iſt dort, wo die Station der Dampftramway⸗ 
Geſellſchaft vormals Krauß & Comp. ſich befindet, die Wien⸗ 
gaſſe gegen die Badhausgaſſe zu abgeſchwenkt, bildet dann einen 
rechten Winkel und dann einen zweiten rechten Winkel, bis ſie 
wieder an die Wien gelangt. Es iſt dies ein Zickzack, das für 
einen großen Straßenzug ſelbſtverſtändlich nicht passt. Ich mußs 
ihn einen großen Straßenzug nennen, weil dieſe Straßenentwicklung 
bis zum Auhof geplant iſt. Es iſt alſo ſehr wünſchenswert, dafs 
der Antrag, welcher vom Gemeinderathe geſtellt wurde, wirklich zur 
Ausführung gelange. Da iſt aber eine große Schwierigkeit zu 
überwinden, da eine Menge widerſtreitender Intereſſen beſtehen. 

Vor allem wollte die Dampftramwah-Geſellſchaft Krauß 
& Comp. durchaus nicht von der Idee abſtehen, unmittelbar an 
der Stadtbahn ihren gegenwärtigen Bahnhof zu belaſſen, ja noch 
zu erweitern. Wenn alſo die Bahnhofanlage der Dampftramwah 
unmittelbar anſchließend iſt an die Wienthallinie, ſo iſt ſelbſtver— 
ſtändlich die Durchführung der Quaiſtraße unmöglich. 

Es find bei den Verhandlungen die verſchiedenartigſten An— 
träge geſtellt worden. Eine Verſion war die Anlage des Bahnhofes der 
Dampftramwah⸗-Geſellſchaft unmittelbar oberhalb des Bahnhofes der 
Wienthallinie anzubringen. Bekanntlich geht die Wienthallinie als Tief— 
bahn, jo dass es möglich geweſen wäre, den Bahnhof der Tramway 
darüber zu errichten. Die nöthigen Abſtellgeleiſe wären von der Curve 
der Badhausgaſſe ganz gut zugänglich geweſen. Dieſer Modus wurde 
lange aufrecht erhalten, aber wieder aufgegeben, weil man es für be— 
denklich gefunden hat, die Badhausgaſſe überflüſſig durch Geleiſe zu 
überſchreiten. Dann wurde eine zweite Alternative beantragt: Die 
ganze Cunette der regulierten Wien etwas gegen das Penzinger- 
ufer zu verſchieben, um auf Seite der ehemaligen Gemeinde Hietzing 
mehr Platz zu gewinnen, was ermöglicht hätte, dafs der Bahnhof 
der Dampftramwah durch eine Straße von der Anlage des Bahn— 
hofes der Wienthallinie getrennt wird, und für dieſen Fall wurde 
eine unterirdiſche Verbindung geplant und angenommen, dafs ein 
Theil des Perrons überdeckt wird, jo dass dadurch ein Verkehr 
von einer Anlage zur anderen möglich wird. 

Bei der zweiten Form der Anlage war noch der Übelſtand, 
daſs das Aufnahmsgebäude der Station der Wienthallinie vor der 
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Baulinie vorgeſprungen wäre, an einer Stelle alſo die Quaiſtraße 
verengt hätte. Um auch dieſen Übelſtand zu beſeitigen, hat man 
ſich endlich dahin geeinigt, daſs es zweckmäßiger wäre, die ganze 
Bahnhofanlage der Wienthallinie anſtatt oberhalb der Kaiſer 
Franz Joſefbrücke unterhalb derſelben zu legen, das Aufnahms— 
gebäude ſelbſtverſtändlich unmittelbar anſchließend an die Brücke 
zu errichten und die weitere Anlage daran anſchließend herzuſtellen. 
Für den Verkehr iſt es ganz gleichgiltig, ob die Anlage oberhalb 
oder unterhalb der Brücke ſtattfindet. Nach vielen Verhandlungen 
hat ſich endlich auch die Dampftramway⸗Geſellſchaft damit zu- 
frieden gegeben, obwohl es jedenfalls eine gewiſſe Beläſtigung iſt, 
wenn das Umfteigen nicht jo direct ſtattfinden kann, als es der 
Fall wäre, wenn die Bahnhofanlagen noch näher aneinander 
liegen würden. 

Es find auch von Seite der Dampftramwah-Geſellſchaft 
wiederholt Kaufanbote an die Gemeinde Wien gekommen wegen 
Erwerbung von großen Grundflächen, welche der Gemeinde ge— 
hören und welche von der Dampftramwah-Geſellſchaft eben zur 
Ausgeſtaltung ihrer Bahnhofanlagen gewünſcht werden. Der Stadt: 
rath hat ſich auch in dieſer Hinſicht vollkommen ablehnend ver- 
halten, da dieſe Gründe zum Theile in die verlängerte Quaiſtraße 
fallen, und hat erklärt, er könne nur eine pachtweiſe Überlaſſung 
beantragen, nicht aber einen Verkauf. Das wurde wieder ſeitens 
der Dampftramwah-⸗Geſellſchaft nicht acceptiert, denn auf Grund 
des Eiſenbahnconceſſions⸗Geſetzes iſt die Geſellſchaft berechtigt, durch 
eine Expropriation dieſe Fläche zu erwerben. Alſo es war ſehr 
ſchwierig, dieſe Einigung herbeizuführen, die aber doch ſchließlich 
in der von mir angedeuteten Weiſe gelungen iſt. 

Die Quaiſtraße iſt in ihrer ganzen Länge mit 16 m Breite 
projectiert und die daran befindlichen Vorgärten mit einer Breite von 
7½ m. Der verbleibende Theil der Wiengaſſe, eine ganz ſecundäre 
Gaſſe, iſt mit 12 m beantragt und an dem noch unverbauten Theile 


mit Vorgärten von Am Breite. Die Badhausgaſſe, welche bis jetzt 


den Zugang der Quaiſtraße gebildet und doch eine gewiſſe Be— 
deutung hat, weil ſie in der Richtung der Lainzerſtraße gelegen 
iſt, wurde mit einer Breite von 23 m angenommen. 

Verſchiedene Eigenthümer von Gründen haben ſich darüber 
beſchwert, daſs die Quaiſtraße 16 m erhalten ſoll, und daßs das 
Niveau ſtellenweiſe über 3 m gehoben wird. Nun, die Breite von 
16 m für eine ſo bedeutende Straße, welche in Zukunft doch 
impoſant ſein wird und im weiteren Verlaufe ſich vom 
Schönbrunner Schloſſe bis zum Auhof entwickeln wird, iſt 
gewiſs nicht zu viel, ebenſo auch die Vorgartenbreite von 
7½ m nicht zu groß. Ich will nur darauf hinweiſen, dass auf 
der anderen, auf der Penzinger Seite eine nahezu ebenſo breite 
Straße gegenwärtig ſchon beſteht und es auch geplant wird, ſie 
fortzuführen. Auch das Niveau iſt nicht zu ändern, denn, würde 
man eine Tieferlegung des Niveaus beantragen, ſo würden alle 
jene Bahnübergänge, welche wir anſtreben, nicht möglich ſein, oder 
es müfste in der Quaiſtraße ein fortwährender Rampenwechſel ſein, 
wo man hinauf⸗ und wieder hinuntergeht, um die Überbrückungen 
zu erreichen. Alſo das ſind die Gründe, warum es nicht möglich 
iſt, die Wünſche der verſchiedenen Grundeigenthümer zu berückſichtigen. 


Demzufolge werden vom Stadtrathe folgende Anträge ge 


geſtellt (liest): 
„Es werden folgende Baulinien beſtimmt: 


1. Für die Quaiſtraße (oberer Theil) die Linie A B von der 


Verbindungsbahnbrücke bis zur Kirchengaſſe; 
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für die Quaiſtraße (oberer Theil) die Linie C D E von der 
Kirchengaſſe bis zur Fleſchgaſſe; 

für die Quaiſtraße (oberer Theil) die Linie T von der 
Fleſchgaſſe bis zur Joſefigaſſe; mit 7˙50 m breiten Vorgärten. 

2. Für die Badhausgaſſe zwiſchen der neuen Quaiſtraße und 
der Wienſtraße die Linien L“ I“ und M 0 (23 m Breite; Vor⸗ 
gärten bei L“ IL“ 5 m).“ 

Ich will nur bemerken, daſs die Punkte MO und A C identiſch 
ſind. Es iſt nämlich dieſer Plan aus drei Plänen zuſammengeſetzt, 
daher ſich dieſe Buchſtaben manchmal geändert haben. (Liest:) 

„3. Für die Quaiſtraße (unterer Theil) die Linie H’ J“ von 
der Joſefigaſſe bis zur Wienflufsgaffe ; 

für die Quaiſtraße (unterer Theil) die Linie K’L‘ von der 
Wienfluſsgaſſe bis zur Badhausgaſſe; mit 750 m breiten Vorgärten. 

4. Für die Quaiſtraße von der Badhausgaſſe bis zur Ein⸗ 
mündung der Wiengaſſe die Baulinie a b mit der Abkappung be 
und der Breite von 15 m, von da bis zur Hauptſtraße die Bau⸗ 
linie e“ f mit einer Abkappung bei k und mit 4 m breiten Vor⸗ 
gärten; 

für die Wiengaſſe parallel zu den Straßenfronten bei Nr. 7, 
9, 11, 13 die Baulinie e’ d” bei einer Breite von 12 m und die 
Baulinie 0 de einerſeits und d“ e“ andererſeits (in letzterer Strecke 
mit 4 m breiten Vorgärten). 

5. Der Platz bei der Kaiſer Franz Joſefbrücke wird ſym— 
metriſch auszubilden ſein. 

6. Die Niveaux nach dem Längenprofile, beziehungsweiſe den 
eingezeichneten Coten des Lagerplanes.“ 

Ich habe ſchon bemerkt, dafs ſtellenweiſe eine Hebung von 
über 3 m erforderlich iſt. (Liest:) 

„7. Die Verbauungsart mit geſchloſſenen Fronten in der 
Vorgartenlinie. 

8. Verweiſung der Einwendungen der Anrainer auf die Noth- 
wendigkeit, eine genügende Breite der Verkehrsſtraße und die 
Möglichkeit einer Überbrückung durch Niveauhebung zu ſchaffen, 


hinſichtlich der Vorgärten aber auf die im § 82 der Bauordnung 


und im Charakter dieſes Gebietstheiles gelegene Angemeſſenheit 
einer ſolchen Anordnung von Vorgärten, hinſichtlich der übrigen 
Anforderungen aber auf die ſeinerzeitige Straßendurchfü hrung, be⸗ 
ziehungsweiſe Niveauherſtellung, endlich bezüglich der Anderung 
der Stationsanlage das Erſuchen an die Commiſſion für die Wiener 
Verkehrsanlagen zu richten, das Erforderliche wegen Anderung des 
Bahnprojectes einleiten zu wollen, wobei ſich die Gemeinde Wien 
ſelbſtverſtändlich die Stellung der erforderlichen Bedingungen bei 
der einzuleitenden politiſchen Begehung vorbehält.“ 

Ich will nur in Erinnerung bringen, dass die Gemeinde 
Wien bei der politiſchen Begehung der Strecke von der Badhaus— 
gaſſe bis zur Kaiſer Franz Joſefbrücke vorläufig nicht beige⸗ 
ſtimmt hat. 

Ich bitte Sie, den Antrag des Stadtrathes anzunehmen. 

Vürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Nach einer 
Pauſe:) Dies iſt nicht der Fall. Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Die vorſtehenden vollinhaltlich zur Verleſung ge— 

brachten acht Punkte des Referenten⸗Antrages. 

10. (9158.) Referent Gem.-Rath Dr. v. Villing: Meine 
Herren! In der letzten Sitzung hat Herr Gem.-Rath Dr. Lueger 
in der Debatte über das Heimatsgeſetz folgenden Antrag geſtellt: „Es 
ſei ein Armengeſetz zu erlaſſen, in welchem folgende Grundſätze zur 
Geltung zu kommen haben: 
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1. wenn der Unterſtützungsbedürftige durch mehr als zehn 
Jahre ohne längere Unterbrechung aus freiem Willen aus ſeiner 
Heimatsgemeinde abweſend iſt, erliſcht die Verpflichtung der Heimats⸗ 
gemeinde zur Unterſtützung, beziehungsweiſe Verſorgung desſelben; 

2. dieſe Pflicht geht, im Falle der Unterſtützungsbedürftige in 
demſelben Kronlande ſeinen dauernden Aufenthalt hat, dem auch 
ſeine Heimatsgemeinde angehört, an das betreffende Kronland, im 
anderen Falle an den Staat über; 

3. die Unterſtützung, beziehungsweiſe Verſorgung iſt nach den 
Verhältniſſen des Aufenthaltsortes zu bemeſſen; 

4. die Gemeinde Wien erklärt ſich bereit, die Armenpflege 
über jene Perſonen, welche in Wien ihren Wohnſitz haben und 
bezüglich welcher der Staat die Verpflichtung zur Armenverſorgung 
hat, auf Rechnung des Staates durch ihre eigenen Organe durch— 
zuführen. 

Sollte auf dieſen Vorſchlag nicht eingegangen werden, ſo wird 
gebeten, an dem Regierungs⸗Entwurfe folgende Anderungen vor⸗ 
zunehmen (folgen die Beſchlüſſe des Stadtrathes).“ 

Dieſer Antrag wurde von Seite des Bürgermeiſters zuerſt 
dem Magiſtrate, beziehungsweiſe dem ſtädtiſchen Armen-Referenten 
zur Begutachtung zugemittelt. Das Gutachten wurde erſtattet, und 
es hat über dasſelbe eine Sitzung des vom Stadtrathe eingeſetzten 
Comités ſtattgefunden. Sowohl dieſes Comité als der Stadtrath 
haben heute darüber berathen, und ich habe die Ehre, Ihnen 
namens des Stadtrathes mitzutheilen, dass derſelbe ſich nach ein— 
gehenden Erörterungen, ſo weit dies — wie ich mit Bedauern 
hervorhebe — mit Rückſicht auf die kurze Friſt möglich war, mit 
überwiegender Majorität, ja, beinahe mit Einhelligkeit dem An— 
trage des Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Lueger mit einigen Modi⸗ 
ficationen angeſchloſſen hat. (Lebhafter Beifall links.) 

Es liegt Ihnen, meine Herren, eine Druckſorte vor, in welcher 
der Wortlaut jenes Antrages niedergelegt iſt, welchen Ihnen nunmehr 
der Stadtrath ſtellt. 

Dieſer Antrag lautet (liest): 

„In Abänderung des Stadtraths-Beſchluſſes vom 16. No⸗ 
vember 1894, Z. 9158 (Nr. 272 der Beilage für den Gemeinde⸗ 
rath) iſt nach den Worten des Einganges: „Die Bitte geſtellt 
werde“, einzuſchalten: „Es ſeien die Beſtimmungen des Heimats⸗ 
geſetzes vom 3. December 1863, Nr. 105 R.⸗G.⸗Bl., bezüglich 
der Verpflichtung der Armenverſorgung unter Aufrechthaltung ſeines 
ſonſtigen Inhaltes nach folgenden Grundſätzen zu ändern: 

1. wenn der Unterſtützungsbedürftige durch mehr als zehn 
Jahre aus freiem Willen aus ſeiner Heimatsgemeinde abweſend iſt, 
erliſcht die Verpflichtung der Heimatsgemeinde zur Unterſtützung, 
beziehungsweiſe Verſorgung desſelben; 

2. dieſe Pflicht geht, im Falle der Unterſtützungsbedürftige in 
demſelben Kronlande ſeinen dauernden Aufenthalt hat, dem auch 
ſeine Heimatsgemeinde angehört, an das betreffende Kronland, im 
anderen Falle an den Staat über; 

3. die Gemeinde Wien erklärt ſich bereit, die Armenpflege 
über jene Perſonen, welche in Wien ihren Wohnſitz haben und 
bezüglich welcher der Staat oder das Land die Verpflichtung zur 
Armenverſorgung hat, auf Rechnung des Staates, beziehungsweiſe 
des Landes durch ihre eigenen Organe durchzuführen. 

Sollte auf dieſen Vorſchlag nicht eingegangen werden, fo 
wird gebeten, an dem Negierungs-Entwurfe folgende Anderungen 
vorzunehmen.“ 


ſchaffen werden ſoll, wennmöglich, zu verhindern. 
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Sodann bleiben ſämmtliche Anträge des Stadtrathes intakt. 
Ich bitte Sie, von dieſem Beſchluſſe des Stadtrathes Kenntnis zu 
nehmen und auch dieſem Antrage Ihre Zuſtimmung zu ertheilen. 

Gem.-Nath Dr. Huber: Sehr geehrte Herren! Es iſt 
wohl ſelten, daſs ich Sie mit Reden plage, aber heute möchte ich 
Sie ſehr bitten, meinen Ausführungen einige Aufmerkſamkeit zu⸗ 
zuwenden. Ich ſtehe noch unter dem Eindrucke der Darſtellung des 
Herrn Referenten hinſichtlich der Folgen, welche die Regierungs⸗ 
vorlage für das Gemeindeweſen nach ſich ziehen würde, wenn die— 
ſelbe angenommen werden ſollte. 

Dieſen Eindruck kann ich umſoweniger verwiſchen, als er auf 
Ziffern beruht, von welchen ich annehmen muſßs, dajs fie wahr, 
dass fie richtig ſind. Man ſagt: Steine ſprechen. Ziffern ſprechen 
noch viel mehr! Steine ſprechen nur Vergangenheit, Ziffern aber 
ſprechen Vergangenheit und Zukunft, und hier wird Zukunſt ge— 
ſprochen. Der Herr Referent hat uns ausgeführt, dass die An- 
nahme dieſes Geſetzes im Parlamente die Folge hätte, dafs die 
Armenverſorgung Wiens drei bis dreieinhalb Millionen mehr 
koſten würde. Es iſt ausgeführt worden, was uns an Zuſtändig⸗ 
keitstanen entgeht. Es wurde aus dem Jahre 1893 die Summe 
von 110.000 fl. genannt, es iſt auf jene ſchweren Folgen hinge— 
wieſen worden, welche die Steuervorlagen nach ſich ziehen. Hier 
ſind einige hunderttauſend und achtzigtauſend Gulden ſeparat ge— 
nannt worden. Es ſchwirrt mir faſt der Kopf von dieſen Zahlen. 

Ich glaube nun, daßs dieſe Ziffern den vollſten Ernſt jedes 
Einzelnen von uns, die wir ja verpflichtet find, die Intereſſen der 
Gemeinde zu wahren und zu ſchützen, die wir ja zu dieſem Zwecke 
hieher geſandt ſind, hervorrufen müſſen, um dieſer Sache an den 
Leib zu rücken. 

Sie können ſich wohl keinen Zweifel darüber machen, dafs 
die Stadt Wien dieſen Zuſtand der Dinge in finanzieller Hinſicht 
wohl nicht zu ertragen vermag. Denn ertragen könnte dieſer Zu— 
ſtand nur dann werden, wenn neue Einnahmsguellen geſchaffen 
und gefunden würden. Man ſchaut ſich aber vergebens nach neuen 
Einnahmsquellen um, und es iſt gewiſs niemand von uns, der es 
— nach meinem Erachten wenigſtens — verantworten könnte, die 
Gemeinde⸗Umlagen, ſei es auf dieſe oder jene Weiſe, zu erhöhen. 
(Sehr richtig!) 

Was will ich nun mit alledem? Ich will mit alledem ſagen, 
dass es unſere Pflicht iſt, den Zuſtand, der auf dieſe Weiſe ge- 
Wir müſſen 
wenigſtens alles daran ſetzen, daſs es nicht dazu komme. Und da 
glaube ich, das man auch die paſſenden Mittel wählen ſoll und 
ſich davon nicht durch Betrachtungen abhalten laſſen darf, die 
nicht ſo ſehr das Ergebnis des Verſtandes als der Ausdruck der 
Empfindung des Gefühles find, (Zuſtimmung.) 

Der Stadtrath glaubte nun, Ihnen die Vorlage machen zu 
ſollen, die Ihnen bekannt iſt, und er ſuchte in ſeinen Anträgen 
doch ein Mittel zu finden, dieſen ſchlechten Zuſtand der Zukunft 
zu verhindern. 

Nun iſt aber hier wohl in ganz tüchtiger und ausgezeichneter 
Weiſe ausgeführt worden, dafs dieſe Regierungsvorlage eine ethische 
Grundlage habe, dass fie auf dem Boden der Humanität ſtehe. 

Meine Herren! Das kann nicht geleugnet werden, das iſt 
wohl richtig. Aber, meine Herren, etwas mus vor allem Geltung 
haben und das iſt: Ethik, Moralität, Humanität; das ſind Be⸗ 
griffe von Idealen. Praktiſch genommen tritt das nur dann zur 
Erſcheinung, zur Wirklichkeit, wenn es angewendet wird, und man 
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mufs ſich ſehr hüten, die Mittel der Anwendung vielleicht auch 
dieſerhalb ethiſch, moraliſch oder human zu nennen. Die Mittel 
müſſen die entſprechenden, richtigen fein, dafs nicht in den Mitteln 
ſelbſt Unmoraliſches oder Inhumanes gelegen iſt. 

Meine Herren! Sie werden wohl nicht bezweifeln, daſs das 
Gemeinweſen, die Staatenbildung als ſolche, ethiſcher Art iſt. Das 
kann nicht bezweifelt werden, weil der Menſch nur hierin zu jener 
Entwicklung und Geſtaltung gelangen kann, welche ſeiner Natur 
entſpricht, welche, wenn man gläubig iſt, als von Gott beſtimmt 
gilt. Wenn nun das Gemeinweſen ſelbſt ethiſcher, moraliſcher Art 
ift, jo dürfen Sie ganz gewiſs nicht bei irgendeiner Sache Mittel 
anwenden, welche geeignet ſind, Humanität zu verhindern, ſtatt 
Humanität zu pflegen, Moralität zu ſchwächen, ftatt fie zu ſtärken. 

Ich halte es daher für vollkommen ethiſch und human, wenn 
wir den Haushalt der Gemeinde ordentlich wirtſchaftlich geſtalten. 
Das halte ich für moraliſch, und zwar in Gemäßheit des von mir 
vorausgehend ausgeſprochenen Satzes. 

Wenn ich nun, meine Herren, Mittel anwende, welche dieſen 
Haushalt ſtören, welche dieſen Haushalt zu untergraben geeignet 
ſind, ſo iſt das durchaus nicht ethiſch und durchaus nicht human. 
Wenn die Gemeinde nicht die nöthigen Mittel hat, kann ſie jene 
Aufgaben, die zu löſen, die zu erfüllen ſie verpflichtet iſt, nicht 
löſen, nicht erfüllen; ſie kann jenen Aufwand für Schule und 
Erziehung, wie auf kirchliche und andere humane Zwecke nicht be— 
ſtreiten, weil ihr die Mittel fehlen. Daher iſt alles jene nicht 
geeignet, zur Humanität zu führen, was verurſachen kann, dass 
der Haushalt der Gemeinde jo geſchwächt wird, dass fie dieſer 
hohen Aufgabe nicht mehr gerecht werden kann. 

Meine Herren! Ich bin immer der Anſicht geweſen und bin 
es noch, daſs Humanität und Moralität überall auf der Tages⸗ 
ordnung ſtehen müſſen, und gewiss auch in der Gemeinde. Wir 
müſſen das immer vor Augen halten, wir dürfen dabei nie in den 
Fehler verfallen, derartige Zuſtände zu ſchaffen, dass wir die 
Humanität nicht oder viel weniger pflegen können als ſonſt. 

Nun iſt Folgendes bei der Sache eigenthümlich: Alle Herren, 
welche bisher geſprochen haben, haben erkannt, dass dieſe Vorlage 
von immenſem Schaden für das Gemeindeweſen wäre, aber trotz— 
dem glaubten ſie aus Gründen der Humanität, aus Gründen der 
Ethik die Vorlage, wie ſie gemacht iſt, noch mehr zu ſchwächen. 
Ihre Ausführungen laufen alle darauf hinaus, das Zuſtändig⸗ 
werden zu erleichtern, ſtatt zu erſchweren, und zwar aus Humanität. 

Nun, das iſt eben ein Irrthum, in welchem ſich die Herren 
befinden. Ich erinnere auch an das, was der letzte Herr Redner 
geſprochen hat, der allerdings in ſeinem Urtheile, durch die Partei— 
ſchattierung getrübt, ein ziemlich craſſes Bild von den Zuſtänden 
entwarf. Aber etwas iſt doch an dieſer Sache daran (Unruhe 
links), das kann man nicht ſo ſchlechtweg von ſich weiſen. 

Nun ſehen Sie, meine Herren, die Ausführungen, welche 
darauf hinauslaufen, daſs die Erwerbung der Zuſtändigkeit noch 
mehr erleichtert wird, als nach der Vorlage des Stadtrathes, 
ſind nach meinem Erachten nicht gut, und ich bitte Sie ſehr, 
laſſen Sie ſich nicht von Gefühlen und Empfindungen hinreißen. 
Betrachten Sie dieſe Sache mit trocken⸗xealiſtiſchem Verſtande, 
und Sie werden dazukommen, dafs man ja nicht noch mehr er- 
langen kann als nach den Neferenten-Anträgen. Charakteriſtiſch iſt 
in dieſer Beziehung, was der Herr College Dr. Geß mann ſagte. 
Er hat ausgeführt, das Erſchweren des Zuſtändigwerdens durch 
Feſtſetzung eines Zeitraumes von 10 bis 15 Jahren bedeute nicht 
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viel weniger Erſparnis als höchſtens 150.000 fl. Geſetzt, es wäre 
ſo; dann müſſen wir deſto mehr erſchweren — dieſe Folge ziehe 
ich daraus —, damit jene craſſen Zuſtände nicht eintreten, deren 
ich kurz vorher Erwähnung gethan habe. So, glaube ich, ſtellt 
ſich die Sache heraus, wenn man ihr näher auf den Grund ſieht. 

Meine Herren! Es iſt ſehr ſchwer, dieſen Gegenſtand des 
näheren zu verfolgen. Man weist auf die Strömungen der Zeit 


hin, auf die Pflichten, die in der Zeit liegen. Ganz gewijs, das 
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kann man thun; aber man darf dieſen Strömungen nur inſoweit 
Rechnung tragen, als ſie eben ſelbſt ethiſcher Natur ſind, als ſie 
nicht geeignet ſind, Ethik und Humanität zu ſchädigen, anſtatt ſie 
zu fördern, und das iſt das Krebsübel unſerer Tage, daßs gerade 
diejenigen, welche, von Idealen getragen, dieſe Ideale predigen, 
ſelbſt ſich gar nicht klar ſind über die Mittel der Anwendung und 
die Folgen, wie ſie ſich im wirklichen Leben zeigen, das iſt der große 
Irrthum. Die Welt und jedes Gemeinweſen iſt ein reales Ver⸗ 
hältnis, leider nicht ein ideales, obwohl wir froh fein müſſen, dajs 
wir real ſind; als Ideale könnten wir nicht da ſitzen. 

Die Ideale, insbeſondere jene hohen Principien der Ethik, 
ſetzen in ihrer Verwirklichung voraus, daſs man die Factoren 
findet, welche die Ethik zu tragen vermögen. Ich frage Sie nun, 
meine Herren, ob die Welt dieſe Factoren bietet, ob die Menſchen 
ſo ſind, um die Ideale zu begreifen, die Ideale zu faſſen, ob ſie 
den Willen und die Kraft haben, dem ſittlichen Ideale nachzuleben. 
Wenn ich Ihnen das vorhalte, ſo werden Sie ſagen müſſen: Ja, 
das iſt leider nicht der Fall; und darum dürfen wir die Zuſtände 
dieſer Welt nicht nach Idealen formen, ſondern auf realem Boden, 
und darum werden wir der Ethik und Humanität vielmehr genützt 
haben als anderswie. Dieſe allgemeinen Betrachtungen — darum 
mufs ich Sie wirklich bitten — wollen Sie ein wenig würdigen, 
und zwar zu dem Zwecke, damit Sie ſich nicht hinreißen laſſen, 
in Anſehung der Erwerbung des Heimatsrechtes noch weitere Er— 
leichterungen zu beantragen, als fie ſchon im Referate enthalten 
ſind. Täuſchen Sie ſich nicht; es iſt ſo, wie ich Ihnen ſage, und 
ich habe noch anzuführen, dafs es nicht angezeigt und nicht richtig 
iſt, wenn man einen allzu ſtarken Nachdruck auf die Härten legt, 
welche im Heimatsgeſetze oder auch in dieſer Vorlage enthalten 
wären. Meine Herren! Die Sache ſteht nicht ſo. Es iſt erwähnt 
worden, wie traurig es ſei, wenn eine Wienerin, die einen Nicht— 
zuſtändigen geheiratet hat, ihren Mann verliert. Sie ſitzt nun mit 
den Kindern da und wird fortgeſchafft. Ja, meine Herren, haben 
Sie das in Wien ſchon erlebt? Ich bin ſchon eine geraume Zeit 
in der Vertretung dieſer Stadt und habe auch die Ehre, im Stadt— 
rathe an dieſen Fragen ein bisschen mitzuthun — aber das thut 
man nicht. (Widerſpruch links.) Nein — das thun wir nicht. 

Ich bitte, meine Herren, haben Sie denn nicht eine Vertretung, 
die auch aus dem Volke gewählt iſt? Die Annahme iſt nicht 
berechtigt, daſs jene Männer, welche die Bevölkerung in die 
Stadtvertretung ſchickt, des Wiener Herzens entbehren. Ich glaube, 
daſs niemand hier im Saale iſt, der nicht von ſich ſagen kann, daſs 
auch in ihm ein Wiener Herz ſchlägt. Sie können daher ganz 
getroft fein: es wird nie eine ſolche Vertretung geben, die den. 
Regungen des guten Wiener Herzens nicht Raum geben wird. 
Es iſt daher der Hinweis auf dieſe Härte meines Erachtens 
nicht richtig. Von Seite eines Herrn Redners iſt auch darauf 
hingewieſen worden: Ja, mein Gott, der arme Geſchäftsmann! 
Wenn der einmal das Malheur gehabt hat, ſeine Steuer nicht 
zahlen zu können, wenn ihm etwas abgeſchrieben werden muſste, 
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dann kann er das Heimatsrecht nicht mehr erlangen. Haben Sie 
denn kein Vertrauen zu ſich ſelbſt, zu ihrer Vertretung? Sie müſſen 
doch den Stadtrath als einen Theil Ihrer ſelbſt anſehen. Der 


ſollte ſolche Verhältniſſe ſchaffen? (Zwiſchenruf links.) Mit Zwiſchen⸗ 


rufen, die ich Ihnen zwar verzeihe, werden Sie nicht überzeugen. 
Nur Gründe können überzeugen. Ich bitte, doch Beiſpiele anzu— 
führen, welche diesfalls vorhanden ſind, dann kann man darüber 
ſprechen, aber es bezweifeln — das, glaube ich, ſolle der College 
dem Collegen gegenüber nicht thun, ſolange er nicht in den Fehler 
des Aufſchneidens verfällt, was Sie mir gewifs nie werden vor— 
werfen können. 

Die Dinge liegen alſo ſo, wie ich geſagt habe, und nicht 
anders. Die Gemeindevertretung hat es in ihrer Hand, gnädig 
oder hart zu ſein. Die Wiener Gemeindevertretung wird nie hart 
ſein, ſie wird immer ihre Augen offen halten und milde auch 
gegenüber denjenigen ſein, die ſich in ſolchen Verhältniſſen befinden. 

Meine Ausführung ſcheint Ihnen ſchon etwas zu lang zu 
ſein. Ich werde daher ſchließen. Ich bitte Sie jedoch, meine 
Herren, glauben Sie meinen Worten, es iſt ſo, wie ich ſage. 
Weiter gehen Sie keinesfalls, als die Vorlage und der Stadtrath 
Ihnen vorſchlägt! (Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Herrdegen: Ich habe mich bemüht, den vor— 
liegenden Geſetzentwurf von drei Geſichtspunkten aus zu beur— 
theilen: 1. vom ſocialpolitiſchen, der mir der wichtigſte erſcheint, 
2. vom Standpunkte der Gemeindefinanzen, insbeſondere der Finanzen 
der Stadt Wien, und 3. vom ethiſchen Standpunkte, unter welchen 
ich auch die nationalen Erwägungen ſtellen möchte. 

Das Reſultat meiner Beurtheilung des vorliegenden Geſetz— 
entwurfes war kein günſtiges. Ich geſtehe, das ich von keinem 
Geſichtspunkte aus von der Vorlage befriedigt ſein kann. Vor 
allem muss ich bemerken, dass ſich mir oft die Frage aufgedrängt 
hat, wo denn eigentlich der geſetzgeberiſche Ernſt in dieſer Vorlage 
zu treffen iſt. Nach meiner Meinung hat dieſer Geſetzentwurf, trotz 
der eingehenden und ſowohl vom Herrn Referenten als wie den 
Herren Vorrednern — ich will den letzten Vorredner ausn ehmen 
— ausgeſprochenen trefflichen Kritik, immerhin eine günſtigere 
Beurtheilung erfahren, als er nach meiner Auffaſſung verdienen 
würde. Unverkennbar iſt es, daſs alle Herren bemüht waren, aus 


dem Geſetzentwurfe gewiſſermaßen den ſittlichen Kern, den eigent- 


lichen ſocialpolitiſchen Wert herauszufinden, zu erforſchen. Ich 
glaube, dass man ſich mit dem nicht zufrieden geben kann, dag 
man in Dingen der Geſetzgebung nicht zufrieden ſein darf mit 
dem Willen des Geſetzgebers, ſondern daſs man die That, das 
Werk fordern mufs. 


Wenn man nun die Frage vom ſocialpolitiſchen Standpunkte 


beurtheilt, ſo kommt hier vor allem die eine Erwägung in Betracht, 
daſs ein Unterſchied gemacht wird zwiſchen den verarmten Staats? 
bürgern, welche eine directe Steuer zahlen, und jenen, welche in 
indirecter Weiſe beſteuert ſind. Es wurde ja darüber bereits 
geſprochen und dieſer Punkt auch gewürdigt in Anträgen, welche 
höchſtwahrſcheinlich angenommen werden dürften. Aber auch 
andere Umſtände, meine Herren! Das Geſetz hat nur dann Wirk— 
ſamkeit, wenn der Betreffende ſowohl mit ſeinen Steuern nicht im 
Rückſtande geblieben iſt, wenn er nicht der öffentlichen Armenpflege 
anheimgefallen iſt, wenn er einen vorwurfsfreien Lebenswandel 
geführt hat — eine ganze Menge von Qualificationen wird ge- 
fordert. Es iſt alſo von dieſem Geſichtspunkte aus wohl erlaubt, 
zu jagen, dass das Geſetz eigentlich nur für Perſonen berechnet 
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iſt, welche wirtſchaftlich und ſittlich vollkommen aufrecht ſtehen, und 
dafs das Geſetz keine Rückſicht auf jene Perſonen genommen hat, 
welche ihren wirtſchaftlichen und ſittlichen Stützpunkt verloren 
haben, ſei es nun durch eigene Schuld oder durch die Schuld 
anderer. Ich glaube, mit dieſen Erwägungen muss man wohl zur 
überzeugung kommen, dafs der Geſetzentwurf vom ſocialpolitiſchen 
Standpunkte keineswegs ein ſolcher iſt, daſs man ſich für ihn 
begeiſtern könnte. 

Nach meiner Meinung müſſen vor allem anderen jene Quali⸗ 
ficationen wegfallen. Denn es unterliegt gar keinem Zweifel, dass 
der Arme naturgemäß unterſtützt werden ſoll vermöge der Armut, 
in der er ſich befindet, und aus keinem anderen Grunde, und 
ſelbſt wenn die Geſellſchaft ſich humanitärer Erwägungen in dieſem 
Sinne entäußert, fo müsste fie zu demſelben Reſultate kommen 
rein nur im Intereſſe ihrer ſelbſt, im Intereſſe der Geſellſchaft 
als ſolcher. Ich glaube, dafs eigentlich ein ungeheurer Widerſpruch 
in allen dieſen Beſchränkungen liegt zwiſchen dem Willen des 
Geſetzgebers, der hier zum Ausdrucke kommen ſoll, und der 
Wirkung des Geſetzes, welche wir erwarten müſſen. Eine der unge- 
heuerlichſten Beſtimmungen iſt wohl die, dafs das Geſetz erſt 
Giltigkeit erlangen wird im nächſten Jahrhunderte. Wir haben es 
alſo mit einer Anweiſung auf ein anderes Jahrhundert zu thun. 
Nehmen wir einzelne praktiſche Beiſpiele vor. Was wird dann 
geſchehen, wenn dieſes Geſetz kundgemacht wird? Es kommt bei— 
ſpielsweiſe in ein Armeninſtitut die Witwe eines Mannes, der 
40 Jahre hier gelebt, 40 Jahre Steuer gezahlt hat, die Zuſtändig— 
keit aber aus Nachläſſigkeit oder aus anderen Gründen nicht 
erworben hat. Die Frau befindet ſich, vielleicht mit Kindern, in 
einer kritiſchen Situation; ſie wendet ſich an den Armenrath oder 
den Obmann eines Armenrathes und der wird ihr erklären müſſen: 
ja, liebe Frau, kommen Sie im nächſten Jahrhunderte, in dieſem 
Jahrhunderte haben wir noch keine Gelegenheit, Sie zu unterſtützen, 
kommen Sie in 10, 15 Jahren, dann wird man Sie unterſtützen, 
dann wird die Wiener Gemeinde auch ihr goldenes Wiener Herz 
wieder zeigen. 

So geht es nicht; die Fonde, die für Nichtzuſtändige zur 
Verfügung ſind, reichen nicht aus. Es wird thatſächlich vorkommen, 
was der Herr Vorredner nicht annimmt, und es iſt auch ſchon 
vorgekommen, obwohl ich gleich hinzufüge und es mit voller Über- 
zeugung ausſpreche, dafs von keiner anderen Stadt, was Milde 
der Auffaſſung in der Armenpflege betrifft, Wien übertroffen 
werden kann — aber vorkommen kann und wird es auch vielleicht, 
daſs derartige Perſonen dann abgeſchoben werden. Das wird die 
Wirkung des Geſetzes bis nach 10, 15 Jahren ſein. 

Im Hinblicke auf die finanzielle Bedeutung des Geſetzes wurden 
vom Herrn Referenten wie von den übrigen Herren Vorrednern 
bereits eingehende Außerungen gebracht. Dass auch von dieſem 
Geſichtspunkte aus die Erwägungen keineswegs beruhigend ſind, 
it ja klar. Es liegt dies nicht allein darin, daßs die großen Stadt— 
gemeinden durch das Geſetz, wenn es ſo zur Ausführung gebracht 
wird, wie es gedacht iſt, weſentlich bedroht werden in ihrer 
finanziellen Lage, ſondern es wird auch eine Reihe von kleineren 
Gemeinden betroffen, insbeſondere ſolche, in deren Nähe Fabriken ſind. 

Nun mufßs doch zugegeben werden, dafs hierin wahrhaftig 
keine Beruhigung liegen kann, ſondern dajs man zu dem Reſultate 
kommen mufs, es ſei eigentlich gegenüber den jetzigen traurigen 
Verhältniſſen durch die Annahme dieſes Geſetzes gar nichts ge— 
beſſert. Nun lässt ſich auch behaupten, dafs in der Übergangszeit 
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von der Annahme des Geſetzes bis zur Wirkſamkeit desſelben 
gewiſs alle Gemeinden beſtrebt ſein werden, in ihrem eigenen 
Intereſſe ſtrenger vorzugehen als bisher, nachdem ja die Be- 
ſtimmung vorgeſehen iſt, deren Streichung allerdings der Stadt— 
rath beantragt, das der früheren Heimatsgemeinde die Möglich 
keit gewahrt werden ſoll, ſich ihrer verarmten Angehörigen zu 
entäußern. Halten wir uns vor Augen, dajs die kleineren Ge— 
meinden höchſtwahrſcheinlich ſich ſofort auf dieſen Punkt werfen 
und mit aller Entſchiedenheit und Raſchheit ſich vor der Gefahr 
der Armenverſorgung ihrer Angehörigen, welche in anderen Städten 
leben, wahren werden, daſs aber die größeren Städte in dieſer 


Angelegenheit ſchon aus rein verwaltungstechniſchen Gründen wenig 
machen können, und Sie werden zugeben, dafs auch hierin eine 


große Unbilligkeit liegt. Ich glaube, dajs der Verfaſſer dieſes 
Geſetzentwurfes die Frage, inwieweit er in Bezug auf die 
finanzielle Seite desſelben gehen kann, wirklich, ich möchte ſagen, 
unverantwortlich leicht genommen hat. Es iſt auch gar kein 
Aquivalent den Gemeinden geboten, ſie werden einfach auf die 
Competenz der Landtage gewieſen; darin ſoll die ganze Beruhigung 
liegen? Ich komme alſo zu dem Schluſſe, daſs auch vom finan- 
ziellen Standpunkte der vorliegende Geſetzentwurf unannehmbar 
erſcheint. 

Wenn ich nun auf den letzten Punkt komme, nämlich auf 
den ethiſchen Geſichtspunkt, unter welchen ich auch den nationalen 
ſtellen würde, fo möchte ich vor allem bemerken, daſs im Entwurfe 
der Begriff Heimat nur mehr ein juriſtiſcher Begriff iſt. Ethiſch 
bedeutet er in dem Geſetzentwurfe gar nichts. Nun kommt die 
Vorlage hier mit dem eigenen Motivenberichte in Widerſpruch, denn 
in letzterem wird ausdrücklich geſagt — und zwar an der Stelle, wo 
man ſich gegen den Unterſtützungsfond ausſpricht — das dieſer 
Unterſtützungswohnſitz angeblich das Heimatsgefühl tödte und dass 
mit Rückſicht auf dieſen Umſtand es nicht erſprießlich und 
empfehlenswert erſcheine, die Armenpflege von der Heimatsgeſetz— 
gebung loszulöſen. 

Meine Herren! Ich glaube, dafs wir nicht jagen können, 
der Begriff „Heimat“ ſei lediglich ein juriſtiſcher Begriff. Ich 
glaube vielmehr, der Begriff „Heimat“ iſt auch ein ethiſcher 
Begriff, und wir würden ja mit der Geſchichte, mit unſerer 
Literatur und dem lebendigen Empfinden des Volkes, ja, man 
könnte ſagen, dem lebendigen Empfinden aller ſeſshaften Völker 
uns in Widerſpruch ſetzen, wenn wir dem Begriffe „Heimat“ alle 
Ethik abſprechen. Beweist uns nicht die Gegenwart, dass es 
anders iſt? Richtig iſt allerdings, daßs die Freizügigkeit und 
unſere ſocialen Verhältniſſe dem Heimatsgefühle nicht zuträglich 
find, aber erloſchen iſt dasſelbe gewiſs nicht. Zum Heimatsgefühle 
gehört auch nicht viel; es gehört dazu nur die Erinnerung an 
die Kindheit, die erſte Jugendzeit, es gehört dazu das Vermögen, 
ſich daran zu erinnern, dajs man Eltern, Geſchwiſter und Spiel- 
genoſſen gehabt hat, dann wird der Begriff der Heimat im Herzen 
feſtſitzen und nicht ſo leicht ausgerottet werden können. Es wird 
freilich zugegeben werden müſſen, daſs das Kind des induſtriellen 
Arbeiters wohl von dieſem Gefühle weniger in ſich aufnehmen 
und es auch ſchwerer als andere Menſchen im Herzen bewahren 
wird. Ausgeſchloſſen iſt es gewiss in dieſen Kreiſen auch nicht, 
und gewiss wird das Gefühl lebendig, wenn die Lebensverhältniſſe 
ſich günſtiger geſtalten. 

Wurzelt nicht in dem Heimatsgefühle der Patriotismus, der 
vom Staate in feinen Geld- und Kriegsnöthen jo oft angerufen 
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wird? Wenn das Heimatsgefühl nicht mehr als ethiſcher, ſondern 
nur mehr als juriſtiſcher Begriff exiſtieren würde, jo würde wahr- 
ſcheinlich der Patriotismus auch nur mehr ein juriſtiſcher und kein 
ethiſcher Begriff ſein. 

Nun, meine Herren, ich möchte auch wiſſen, wie beiſpielsweiſe 
jene Herren, welche dem Lehrerſtande angehören, es zuwege brächten, 
ihren Schülern, was ja auch ihre Aufgabe iſt, das warme Gefühl 
für das Vaterland einzuflößen, ihr Heimatsgefühl, ihren Patrio- 
tismus ſchon in der jungen Kinderſeele wachzurufen, wenn wir 
den ethiſchen Begriff der Heimat nicht gelten laſſen, ſondern 
lediglich von deſſen juriſtiſchen Begriffe Sprechen. Ich weiß wohl, dafs 
die Juriſten, welche anweſend ſind, glauben werden, es ſei das 
eine ganz überſpannte Gefühlsäußerung, der ich hier Ausdruck 
gebe. Aber ich glaube, ſie kommen zu dieſem Urtheile nur als 
Juriſten, gewiſs nicht als Menſchen, und als Juriſten, glaube 
ich, können ſie über das Heimatsgefühl nicht mit mehr Competenz 
urtheilen, ob es berechtigt iſt oder nicht, als vielleicht der be— 
rühmteſte Anatom uns wird nachweiſen können, welche Gefühle 
das Herz beſeelt haben, das vor ihm auf dem Seciertiſche liegt. 
Ich glaube, meine Herren, dass wir auch vom ethiſchen Stand— 
punkte nur zu einer Ablehnung dieſes Geſetzentwurfes kommen 
müſſen. 

Betrachten wir, welche Wirkungen es in nationaler Be: 
ziehung haben wird, und hier braucht man keineswegs auf dem 
Standpunkte des Deutſchnationalen zu ſtehen, das iſt eine Frage, 
welche ja nicht uns Deutſche und Oſterreicher, ſondern auch alle 
anderen öſterreichiſchen Völkerſchaften in gleicher Weiſe berührt. 
Dieſes Geſetz, losgelöst von dem ethiſchen Begriffe und eingeführt 
ſo wie es gedacht iſt und in der Wirkung, wie ſie unausbleiblich 
erſcheint, wird das Heimatsgefühl und auch die nationalen Ge— 
ſinnungen in abträglicher Weiſe beeinfluſſen, andererſeits wird man 
doch zugeben müſſen, daf8 das nationale Leben, wie es ja uns 
Deutſchen die Geſchichte lehrt und wie wir auch in der Gegenwart 
aus dem Völkerleben wahrnehmen können, Sitte und Thätigkeit der 
Völker nur zu fördern vermag, wenn auch mitunter große Über— 
ſpanntheiten hervortreten und des Guten zuviel geſchieht. Gewiss 
aber iſt es ein moraliſcher Factor, der im öffeutlichen Leben nicht 
entbehrt werden kann und vor allem von dem Geſetzgeber mehr 
gewürdigt werden ſollte, als es in dieſem Geſetzentwurfe ge⸗ 
ſchehen iſt. 

Wenn ich nun dazu komme, mich darüber zu äußern, was 
eigentlich dem Geſetzentwurfe mangelt — auf Details will ich 
mich ja nicht einlaſſen — fo kann ich mich kurz faſſen und muss 
mich dahin ausſprechen, daſs man die Armenverſorgung nicht los— 
löſe von der Zuſtändigkeit, von dem Heimatsrechte. Die Armen— 
verſorgung muss auf eine andere Grundlage geſtellt werden. So— 
lange ſie auf der Grundlage beſteht, wie ſie heute iſt oder wenn 
fie auf jener Grundlage aufgebaut wird, wie fie in dieſem Geſetz— 
entwurfe geplant iſt, werden ſtets Härten, grobe Einſchränkungen 
und Fälle vorkommen, welche für unſere Zeit gewiſs nicht ange— 
meſſen ſind. Es iſt überhaupt falſch, die Armenpflege vom Stand— 
punkte der Humanität aufzufaſſen; wir haben mit Humanität in 
erſter Linie nichts zu thun, ſondern hier handelt es ſich um ein 
ſocialpolitiſches Pflichtbewuſstſein der Geſellſchaft, welches von dem 
einzelnen Individuum von ſeiner Geburt bis zu ſeinem Tode 
Leiſtungen verlangt. Dieſe organiſierte Geſellſchaft, der Staat, iſt 
gewiss verpflichtet, in dem Momente, wo das Individuum nichts 
mehr leiſten kann, wenn es erwerbsunfähig iſt, ſei es für eine 
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gewiſſe Zeit oder bleibend, einzutreten. Und da ſind alle anderen 
Verclauſulierungen, ob hier ein Aufenthalt in einer Gemeinde von 
ſoundſoviel Jahren fein muss oder ein längerer, nach meiner 


Meinung gleichgiltig; die Thatſache allein, dass der Betreffende 


verarmt iſt, die Thatſache allein, dass er hier einer Unterſtützung 
bedarf, um menſchlich zu exiſtieren, mufs für die Geſellſchaft ge- 
nügen, und die Geſellſchaft muss die Mittel aufbringen, um hier 
Abhilfe zu ſchaffen, fie muss die Mittel aufbringen, um den Be⸗ 
treffenden wirklich in einer Weiſe zu unterſtützen, welche unſerer 
Zeit, unſerem Jahrhunderte, welches man das Jahrhundert der 
Humanität nennt, auch würdig erſcheint. (Beifall.) 

Dazu aber, meine Herren, kann es gewifs nicht kommen, 
daſs derartige Einrichtungen von einer Gemeinde — und ſei es 
die größte — geſchaffen werden; denn dieſe Gemeinde würde 
naturgemäß von allen anderen ausgenützt werden, es würde ein 
ganz unmoraliſches Treiben eintreten. Es mufs eine größere Or— 
ganiſation geſchaffen werden, eine Organiſation, welche das ganze 
Reich umfaſst. (Beifall.) 

Ich kann mich daher auch, obwohl nur grundſätzlich, dem 
Antrage des Herrn Dr. Lueger anſchließen — ich ſage nur 
grundſätzlich — welcher mehr oder weniger auch in dem ver— 
änderten Stadtraths-Antrage Berückſichtigung erfahren hat. Ich 
glaube aber doch berechtigt zu ſein, die geehrten Herren auf— 
merkſam zu machen, dass ich ſchon am 20. Februar d. J. einen 
Antrag bezüglich der Reform der Armenpflege eingebracht habe. 
Dieſer Antrag iſt eigentlich gewiss beſcheiden gehalten, denn er 
gipfelt in dem Vorſchlage: zur Reform der Armenpflege ſei eine 
Preisausſchreibung vorzunehmen. Es find aber für die Preis— 
ausſchreibung, beziehungsweiſe für die Arbeiten, welche zu liefern 
ſein werden, in einer Reihe von Punkten in ganz beſtimmter 
Weiſe jene Geſichtspunkte angeführt, von welchen aus eine derartige 
Arbeit geführt werden ſoll. Ich glaube auch, dafs es der einzige 
richtige Weg iſt, mag man es zugeſtehen oder mag man es nicht, 
daßs in Wien die Armeupflege nicht günſtig gehalten iſt; das 
Herz thut es nicht allein; ich ſtimme hier mit dem unmittelbaren 
Herrn Vorredner überein, es mußs auch der Verſtand mitwirken, 
und der Verſtand bleibt bei der Armenpflege in Wien mitunter 
weit zurück. Das mujs in Zukunft anders fein. Wir können aber 
dieſe Organiſation allein nicht ſchaffen; wir werden ſie wohl ver— 
beſſern, aber eine radicale Abhilfe werden wir nicht ſchaffen können. 
Es mußs eine Organiſation eintreten, welche das ganze Reich 
umfaſst, und in dieſem Sinne ſollte ſich die Gemeinde Wien aus— 
ſprechen. 

Wenn uns nun heute ein abgeänderter Antrag des Stadt— 
rathes vorliegt, jo muss ich ſagen, dafs dieſer Antrag, fo gut er 
gemeint iſt, und fo gerne ich zugebe, dafs er eine Verbeſſerung 
gegenüber dem uns in der letzten Sitzung vorgelegenen Antrage 
enthält, mir dennoch übereilt erſcheint, denn ich glaube nicht, daſs 
wir in der Lage ſind, mit voller Überlegung heute im Laufe der 
Debatte eine derartige große Frage, ein derartig großes Reform— 
werk in einer vollſtändig zweckdienlichen Weiſe anzubahnen, be— 
ziehungsweiſe anzuregen und darüber Beſchlüſſe zu faſſen. Hier iſt 
reiflichere Arbeit nothwendig, und ich würde ſehr gerne ſehen, wenn 
in dieſer Beziehung eine Abänderung getroffen würde. Es dürfte 
auch kaum angehen, dass die Gemeinde Wien ſich hier in einer 
kurzen Weiſe in einem Antrage, der nach meiner Meinung einer— 
ſeits zu allgemein gehalten iſt, andererſeits wieder zu viel Details 
enthält, ſich über dieſe Frage ausſpricht, ſich gewiſſermaßen an 
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einen Beſchluſs bindet, der ein reifliches Studium erfordert und 
vor allem eine beſſere Vorbereitung des ganzen Materiales noth- 
wendig erſcheinen lässt. (Sehr richtig! rechts.) 

Nun, meine Herren, ich glaube, dass wir in dieſer ganzen 
Frage, die uns jetzt zwei Sitzungen beſchäftigt, nicht ſo ſehr gefügig 
ſein ſollten, nicht ſo ſehr uns beſcheiden ſollten, das zu nehmen 
und das mit gutem Willen herauszufinden, was allenfalls Gutes 
in dieſer Vorlage enthalten iſt, ſondern daſs wir einen ent- 
ſchiedeneren Standpunkt einnehmen ſollten, und zwar einen ent⸗ 
ſchiedenen Standpunkt im Sinne der Ablehnung. 

Ich glaube, daſs man immerhin bei einem entſchiedenen, 
einigen Auftreten mit dem Willen der Gemeindevertretung von 
Wien wird rechnen müſſen, und es werden ſich vielleicht andere 
große Gemeinden in gleicher Weiſe äußern und ſich unſerem 
Vorgehen anſchließen. 

Ferner wirft ſich die Frage auf: Iſt es nicht doch geboten, 
daſs wir dieſen Geſetzentwurf trotz aller ſeiner Mängel annehmen, 
beziehungsweiſe uns dafür erklären, weil wir gegenwärtig ein 
Heimatsgeſetz haben, das ungeheure Mängel und Härten in ſeiner 
Anwendung zulässt. Dieſe Frage iſt gewiss berechtigt. Ich komme 
aber über dieſe Frage mit einer einzigen Erwägung hinaus. Für 
mich iſt die Erwägung ausſchlaggebend, dafs man, wenn wir dieſen 
Geſetzentwurf nun annehmen, welcher ja erſt in zehn bis fünfzehn 
Jahren ſeine Wirkſamkeit erlangen wird, dann dieſes Geſetz fort— 
beſtehen laſſen wird mit allen ſeinen Mängeln und Härten, und 
daſs man uns vor allem anderen ſagen wird: Wir müſſen vorerſt 
die Wirkungen dieſes Geſetzes kennen lernen, bevor wir Neuerungen 
oder Abänderungen vornehmen. Wir werden alſo auf ein Viertel— 
jahrhundert vertröſtet werden. Wenn hingegen die Ablehnung dieſes 
Entwurfes im Reichsrathe erfolgt, dann — glaube ich — wird 
die Regierung wohl nicht in der Lage ſein, ſich der Aufgabe zu 
entziehen, die Reform der Heimatsgeſetzgebung und der Armenpflege 
ernſtlich und in kürzeſter Zeit zum Gegenſtande ihres Studiums 
und einer eingehenden Behandlung zu machen. Dieſe Erwägungen 
beſtimmen mich, nicht für den Antrag des Stadtrathes, ſelbſt in 
der Form, wie er uns heute vorliegt, zu ſtimmen. 

Ich habe mich nun allerdings gefragt: Sollte ich meine Aus— 
führungen mit einem Antrage abſchließen? Ich weiß wohl, dafs 
hier die beiden großen Clubs bereits Beſchlüſſe gefafst haben, und 
ich, der mit einer kleinen Anzahl von Collegen außerhalb dieſer 
Clubs ſteht, kann wohl nicht auf eine Unterſtützung meines Antrages 
rechnen, der übrigens ein ganz allgemeiner iſt. Trotzdem will ich 
ihn ſtellen, in der Überzeugung, daſs er der Erwägung wert iſt, 
und daßs er wenigſtens den einen Vorwurf nicht verdienen wird, 
daſs er nach der einen oder anderen Richtung ſich für etwas Un— 
richtiges entſchieden hat. Mein Autrag lautet (liest): „Es ſei an 
das Abgeordnetenhaus eine Eingabe mit der Bitte zu richten 
dasſelbe möge den von der hohen Regierung eingebrachten Geſetz— 
entwurf, betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen des 
Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863, ablehnen und die Regierung 
auffordern, mit aller Dringlichkeit eine Reform der Armenverſorgung 
und die Loslöſung derſelben vom Heimatsrechte, beruhend auf der 
Schaffung eines Reichsarmenfondes, in Angriffzu nehmen.“ (Beifall.) 

Meine Herren, es iſt vielleicht nur eine Form, wenn ich 
Ihnen dieſen Antrag zur Annahme empfehle. Ich täuſche mich 
nicht, Sie werden ihn nicht annehmen. Aber, meine Herren, ver⸗ 
kennen Sie das eine nicht: unſere Zeit bedarf, ich möchte ſagen, 
eines nackenſtarken Bürgerthums. Zeigen wir einmal, dass wir in 
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einer ſolchen Frage uns nicht alles aufoctroyieren laſſen, zeigen 
wir einmal, dass wir auch einig und feſt ſein können, verhalten 
wir uns dieſem Geſetzentwurfe gegenüber ablehnend. Die Poſition 
der Stadt Wien wird dadurch gewiſs keine Verſchlechterung erfahren. 
Wir werden es vielleicht dazu bringen, namentlich, wenn ſich uns 
andere größere Stadtgemeinden anſchließen, daſs uns nicht mehr 
der gute Wille des Geſetzgebers geboten wird, ſondern das wir 
wirklich ein gutes, unſeren Zeitverhältniſſen entſprechendes Geſetz 
erhalten. (Beifall.) 

(Während vorſtehender Rede hat Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Richter den Vorſitz übernommen.) 

Dice-Hürgermeifter Dr. Richter: Der Herr Gem.-Rath 
Dr. Mittler hat das Wort. 

Gem.-Nath Dr. Mittler: Angeſichts des Frontwechſels, 


welchen die Anträge des Stadtrathes involvieren und welcher eine 


gewiſſe Compromiſsluft naturgemäß athmet, iſt die Stellung der 
Redner zu dieſem Gegenſtande weſentlich erſchwert. Es kann ſich 
daher in dieſem Zeitpunkte nicht mehr fo darum handeln, gewiſſe 
in der Debatte hervorgekommene Geſichtspunkte im einzelnen zu 
widerlegen, als vielleicht nur einige hauptſächliche Bemerkungen, 
welche von der einen oder der anderen Seite ausgegangen ſind, 
in entſprechender Weiſe zu begegnen. Da muss denn zunächſt con: 
ſtatiert werden, dass durch die Reden, wie wir fie gehört haben, 
bei aller ihrer Sachlichkeit und Gründlichkeit denn doch ein gewifjer 
Zug des Widerſpruchsvollen gegangen iſt, ein Zug, welcher ſich am 
beſten dahin ausprägt, daſs man auf der einen Seite von der 
Nothwendigkeit der Reformen, von der Traurigkeit der zu 
reformierenden Umſtände überzeugt iſt, auf der anderen Seite aber 
die Mittel, welche vorgeſchlagen werden, bekämpft. 

Bis zu einem gewiſſen Grade iſt das berechtigt, aber man 
kann, glaube ich, nicht einer Regierung den Vorwurf machen, daſs 
fie ein ſolches Heimatsgeſetz vorgelegt hat, welches ja, jo wie es iſt, 
in den weſentlichen Punkten kaum anders fein könnte, wenn man ſo 
lebhafte und laute Klagen darüber erhebt, dass die Zuſtände, die 
geregelt werden ſollen, geradezu traurige und grauſame ſind. Denn 
eine Löſung dieſer Frage ohne Belaſtung der Reichshaupt- und 
Reſidenzſtadt iſt meiner Anſicht nach geradezu undenkbar. Wie 
immer Sie das Geſetz anpacken, ob Sie die Gemeinde, das Reich, 
das Land oder alle zuſammen nach einem gewiſſen Verhältniſſe 
als denjenigen Factor betrachten, welchem die Executive in der 
Armenpflege obliegt, wird immer die Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien in der einen oder anderen Weiſe die Hauptlaſt tragen. 
Wenn Sie die Laſten auf das Land repartieren, ſo iſt Wien der 
größte Steuerträger des Landes, wenn Sie die Laſten auf das 
Reich reparlieren, iſt Wien doch gewiss einer der größten Steuerträger 
des Reiches. Es wird ſich dann für Wien nicht nur darum handeln, 
die eventuelle Laſt der Armenverſorgung Niederöſterreichs percentuell 
auf ſich zu nehmen, ſondern die Koſten der Armenverſorgung des 
ganzen Reiches auf ſich zu nehmen, an welchen Wien Antheil 
haben wird. Die Frage iſt unlös bar ohne finanzielle Mehrbelaſtung 
und wo ethiſche und culturelle Intereſſen auf dem Spiele ſtehen, 
iſt es gerechtfertigt, dafs Wien einen Theil dieſer Laſten auf ſich 
nimmt. Strittig iſt nur die Grenze, bis zu welcher da gegangen 
werden ſoll, ſowie das Maß der Compenſationen. 

Die Ausführungen, welche mich eigentlich dazu bewogen haben, 
das Wort zu ergreifen, waren die des letzten Redners in der 
letzten Debatte; ich will aber denn doch vorher einige Bemerkungen 
des Collegen Dr. Geßmann zu widerlegen mir erlauben. Er hat 
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bemerkt, daſs die Erſparungen, welche erzielbar find, wenn die 
Wünſche der Gemeinde vom Abgeordnetenhauſe berückſichtigt werden, 
ſich wohl nicht annähernd beziffern laſſen, dafs fie aber gewiſs nicht 
mehr wie 150.000 fl. ausmachen würden. Er meint, die ganze 
Erſparung, beziehungsweiſe die finanzielle Differenz zwiſchen dem, 
was die Regierung, und dem, was die Gemeinde will, liegt nur 
darin, daſs wir wünſchen, dafs die Taxen uns belaſſen werden, 
und dafs wir negieren, dafs auch Ausländer Heimatsrecht ſollen 
erwerben können unter den in der Regierungsvorlage vorgezeichneten 
Bedingungen. Aber, meine Herren, ich glaube, dass die finanzielle 
Tragweite auch in dem zu erblicken iſt, was in der Abänderung der 
88 2 und 3 der Regierungsvorlage gelegen iſt. Wenn die Regierung 
darauf eingeht, dass nicht der fünfjährige, ſondern der zehnjährige 
Aufenthalt directer Steuerträger, und nicht der zehnjährige, ſondern 
der 15jährige Aufenthalt von Nichtſteuerträgern die Vorausſetzung 
der Erwerbung des Heimatsrechtes ſein ſoll, ſo glaube ich, wird 
das finanziell noch in einer anderen Weiſe zum Ausdrucke kommen, 
als der Herr Gem.-Rath Dr. Geß mann glaubt. Ich glaube, 
das iſt eine Erſparung, welche ſich momentan nicht berechnen 
läſst — ich wenigſtens verfüge nicht über die Daten — aber ich 
glaube wohl, daßs das eine bedeutende Entlaſtung der Gemeinde 
bedeutet, ganz abgeſehen davon, daſs der Zeitpunkt viel ſpäter be⸗ 
ginnen würde, wo die Gemeinde ihre Verpflichtung gegenüber den 
Heimatsrechtswerbern zu erfüllen hätte, was ſich ja auch capitali⸗ 
ſieren läſst. 

Herr Gem.⸗Rath Dr. Geßmann hat auch eine Behauptung 
aufgeſtellt, welche ich mich verpflichtet fühle zu widerlegen. Ich 
ſpreche da zwar von einer Periode, in welcher ich dem Gemeinde— 
rathe nicht angehört habe, aber ich glaube verpflichtet zu ſein, in 
dieſer Richtung zu ſagen, was ich weiß. Er hat nämlich die 
Meinung ausgeſprochen, dass ſeitens der Gemeinde Wien die An— 
träge, welche von ſeiner Seite und von ihm befreundeter Seite 
geſtellt worden ſind, nicht genügende Würdigung erfahren haben. 
Er hat es ſo dargeſtellt, als ob man die Sache hätte verſumpfen 
laſſen, als ob ſeine Anträge wirkungslos verhallt wären. 

Dem gegenüber mußs ich mich auf die Protokolle des Ge— 
meinderathes aus früherer Zeit beziehen, und ich widme dieſem 
Umſtande Aufmerkſamkeit, weil wir mit Recht beſorgen können, 
das ſolche Argumente, hier und auch anderswo vorgebracht, dazu 
benützt werden, um über die Majorität des Gemeinderathes die 
Meinung zu verbreiten, als würde ſie ſo wichtige Fragen ver— 
nachläſſigen und ſich um dieſelben nicht weiter bekümmern. 

Im Jahre 1882, in der Sitzung vom 30. December, hat 
richtig Herr Gem.⸗Rath Dr. Geßmann einen Dringlichkeits— 
Antrag geſtellt, in welchem er gebeten hat, daßs eine Enquste 
eingeſetzt werden möge, welche ſich mit der Frage des Heimats— 
rechtes, beziehungsweiſe der Armenverſorgung beſchäftigen ſoll. 

Dieſer Dringlichfeits-Antrag wurde angenommen; es hat ſich 
die Commiſſion mit dieſer Sache beſchäftigt und es wurde kurze 
Zeit darauf — am 16. März 1883 — von der damaligen 
I. Section ein Referat erſtattet über den Antrag des Gem.-Rathes 
Dr. Geßmann, welcher beantragt hatte, es möge eine Enquete 
eingeſetzt werden, die dieſe Frage zu prüfen hat. 

Es wurde über Antrag des damaligen Referenten beſchloſſen, 
dafs die Commiſſion, welche damals beſtand, verſtärkt werden und 
dieſen Gegenſtand behandeln ſolle. 

Ein Jahr darauf wurde über dieſen Gegenſtand referiert, und 
zwar in einer vollſtändig erſchöpfenden Weiſe. 
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Ich glaube, es iſt nicht unintereſſant zu conſtatieren, dass 
der Berichterſtatter der damaligen Commiſſion, welcher den Bericht 
derſelben vertreten und die Anträge geſtellt hat, Herr Gem-Rath 
Dr. Geßmann ſelbſt geweſen iſt, unter deſſen Mitwirkung ein 
Beſchluſs des Gemeinderathes in dieſer Richtung zuſtande gekommen 
iſt, ein Beſchluſs, der heute, ſozuſagen, durch die Regierungsvorlage 
Actualität gewonnen hat. 

Es wurde nämlich, nachdem ſich Herr Dr. Geßmann den 
anderen Anträgen conformiert hatte, der Beſchluſs gefaſst: „Der 
Gemeinderath von Wien richtet an den nied.⸗öſterr. Landtag das 
Erſuchen — es lag damals ein Geſetz über den Lan desarmenfond 
vor — den vorliegenden Geſetzentwurf auf Gründung eines 
Landesarmenfondes abzulehnen und mit der Regelung des Armen— 
weſens ſo lange zuzuwarten, bis durch die Reichsgeſetzgebung die 
im Zuge befindliche Reviſion des Heimatsgeſetzes vom 3. Decem— 
ber 1863 erfolgt iſt.“ 

Jetzt iſt alſo dieſer Moment gekommen, wo der damalige Beichlufs 
des Gemeinderathes, wie ich ſagte, Actualität gewonnen hat. Die 
Gemeinde hatte keine Ingerenz auf die Herbeiführung des Reichs- 
geſetzes. Der Moment iſt heute gekommen, und heute feiert der 
Berichterſtatter von damals die Genugthuung, daſs der Moment 
da iſt, von dem er gejagt hat, daſs er abgewartet werden müſſe, 
bevor wir überhaupt über die Sache etwas entſcheiden können. 

Ich glaube alſo, es iſt der Vorwurf nicht begründet, dajs 
man der Frage nicht genügend Aufmerkſamkeit zugewendet habe; 
wenn wir bedenken, welche Erhebungen und Studien nothwendig 
geweſen ſind zur Herbeiführung des Materiales, welches dem Ge— 
ſetze zugrunde liegt, welche Tabellen und Gutachten ꝛc. in Betracht 
zu ziehen waren, fo wird man zur Erkenntnis kommen, daſs man 
es mit Dingen zu thun hat, die ſich nicht von ſelbſt machen und 
die man nicht ins Blaue hinein machen kann. Ich glaube, daſs 
auch die Anträge des Dr. Lueger nicht ſo einfach durchführbar 
ſind. Sie werden Erhebungen fordern, von deren Umſtändlichkeit 
wir uns heute keinen Begriff machen. Man kommt zur Erkenntnis, 
daſs in der Frage nicht gerade mit dem für manchen wünſchens⸗ 
werten Tempo gearbeitet, daſs aber nichts Weſentliches verſäumt 
wurde. Ich kann Sie übrigens verſichern, dass auch die Geſetz⸗ 
gebungen anderer Staaten dieſes Reſſort in einem gewiſſen liquiden 
Zuſtande erhalten, denn es iſt nicht möglich, ſolche Dinge, die mit 
ſoviel anderen zufammenhängen, wo ganze Complexe von Fragen des 
öffentlichen und des Privatrechtes aufgeworfen werden, ſummariſch zu 
behandeln. Deutſchland hat es gethan im Jahre 1870. Man hat 
dort damals im Trubel des Enthuſiasmus ein Geſetz geſchaffen, 
welches ſich aber heute ſchon als ſehr verbeſſerungsbedürftig heraus— 
ſtellt, und die hervorragendſten Rechtslehrer und Praktiker auf dem 
Gebiete des Gemeindeweſens find zur Erkenntnis gekommen, daſs 
die Baſis dieſes Geſetzes, welches übrigens ja eine exemte Stellung 
für Baiern und Elſaſs⸗Lothringen zugelaſſen hat, ſehr verhängnis⸗ 
voll ſei, daſs dasſelbe mit Laſten und anderen Unzukömmlichkeiten 
verbunden ſei, welche man jetzt dadurch zu verbeſſern trachtet, 
dass man ſich anſchickt, Compromiſſe zwiſchen der Idee des Unter- 
ſtützungswohnſitzes und des Heimatsrechtes zu ſchaffen. 

Ich habe nur noch einige Bemerkungen gegenüber der Rede 
des Gem.⸗Rathes Tomola zu machen. Herr Gem.⸗Rath Tomola 
wurde uns vom Führer ſeiner Partei als jener Redner bezeichnet, 
welcher die Aufgabe habe, die Rückwirkung dieſes Geſetzes vom 
nationalen Geſichtspunkte zu begutachten. Wir haben die Aus⸗ 
führungen ſeiner unter ſolcher Autorität gehaltenen Rede mit ge⸗ 


2467 


8 . KKK 


bürender Aufmerkſamkeit verfolgt, aber ich glaube, daſs für jeden, 
der ſich nicht durch kunſtvoll gefügte Worte und abſichtliche Zurück⸗ 
haltung in der Wahl der Ausdrücke täuſchen lässt, dieſe Rede 
höchſt traurig war, traurig in dem Sinne, daſs fie uns wieder die 
große Conflictslinie vor Augen führte, welche die Humanitäts⸗ 
idee auf der einen Seite und die nationale Idee auf der anderen 
Seite darbietet. 

Wir wiſſen alle, daſs unter dem Prätexte der nationalen 
Idee manche Beſtrebungen ſich breit machen, welche dem Gedanken 
der Humanität entgegenſtehen, aber es war nicht vorauszuſehen, 
dafs in dieſem ſpeciellen Gebiete, um das es ſich heute handelt, 
dieſer Conflict wieder zum Ausdrucke kommen werde. 

Ich weiß nicht, ob Herr Gem. -Rath Tomola ein Recht 
dazu gehabt hat und ob er ſelbſt von ſeinem Standpunkte als 
nationaler Politiker es für ſeine Pflicht gehalten hat, von vorn- 
herein, ehe noch dieſes Geſetz in Wirkſamkeit getreten, ehe noch auf 
Baſis desſelben „neue Wiener“ entſtanden ſind — wie er ſich 
ausdrückt — die Hälfte dieſer präſumtiven neuen Wiener des 
Mangels an echtem wahren Gefühle für dieſe Stadt, der Liebe zur 
Scholle dieſer Stadt zu beinzichtigen. Aus dem Percentſatze, den 
er angewendet hat, muss man ſchließen, dass dieſer Vorwurf, den 
er anticipando erhebt, ſich gegen einen größeren Kreis richtet, als 
gegen die Gruppe, die er vielleicht zunächſt im Auge hat. 

Wenn man von einer halben Million ſpricht, der man von 
vornherein imputiert, dafs fie ihrer neuen Heimatsberechtigung 
keine Ehre machen wird, zieht man den Kreis ſchon ziemlich weit 
bezüglich derjenigen, von welchen man glaubt, dafs fie einmal unſerer 
Wienerſtadt zugeführt, ſich derſelben gegenüber nicht entſprechend 
verhalten werden. Ich glaube, dafs eine ſolche Auffaſſung der richtigen 
Beurtheilung des Weſens und Charakters einer Großſtadt vollſtändig 
entbehrt; ich glaube überhaupt, es iſt eine Irrlehre, daſs ſich das, 
was man ſpecifiſch-nationalen Charakter nennt, einer Großſtadt 
erhalten läſst, und dass eine Großſtadt überhaupt Wert darauf 
legen ſoll, einen ausgeprägt excluſiv⸗nationalen Charakter anzu⸗ 
nehmen. (Oho-Rufe links.) Ich bitte, mich gütigſt anzuhören. Ich 
bin nicht der Anſicht, daſs der Grundzug, das Weſen einer Stadt, 
die hiſtoriſch überkommene Geſtaltung derſelben leichterdings der 
Verwiſchung anheimgegeben werden ſoll. Aber ich glaube, daſs 
man die Majoritätsverhältniſſe, die Populationsziffern, die Pro- 
portionen, nicht als entſcheidend bei der Beurtheilung dieſer Frage 
anſehen kann. Das der Stadt Wien ihr Charakter als der eines 
deutſchen Culturcentrums erhalten bleiben ſoll, iſt ein Wunſch, in 
dem ſich viele miteinander begegnen, welche mit Herrn Gem.-Rath 
Tomola auch nicht einverſtanden ſind. 

Ich glaube weiters, dafs, wenn wir Paris, London und vielleicht 
ſelbſt das deutſche Berlin betrachten, wir nicht ſagen können, dafs die 
Ziffernverhältniſſe der dort repräſentierten Nationalitäten zu einander 
derartige find, daßs man ſchon deshalb dieſen Städten einen franzöſi⸗ 
ſchen, engliſchen oder deutſchen nationalen Charakter von vornherein 
imputieren mufs. (Widerſpruch links.) Das find Richtigkeiten, an denen 
ſich nicht zweifeln läſst. In der Stadt Paris beiſpielsweiſe leben alle 
Nationen beiſammen, und wenn Sie heute eine Zählung veran- 
ſtalten würden, ſo weiß ich nicht, ob gerade die Franzoſen in 
jener impoſanten Majorität ſich befinden, welche Herr Gem.⸗Rath 
Tomola geradezu für Wien feſtzuhalten wünſcht, und es wird 
doch niemandem einfallen, den franzöſiſchen Charakter dieſer Stadt 
zu beſtreiten, ihr zu beſtreiten, daſs ſie Herz und Kopf von Frank⸗ 
reich zugleich iſt. So weit können wir, glaube ich, nicht gehen, 
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und wenn wir derartige Beſtrebungen an den Tag legen würden, 


jo wäre damit der erſte Schritt zur Erſchütterung jener Poſition 


gethan, welche unſere vielſprachige und an Nationalitäten ſo reiche 
Stadt einnimmt. (Gem.⸗Rath Hawranek: Er hat ja nur die 
Juden gemeint!) 

Nun möchte ich eine Bemerkung machen, welche ich denjenigen 
ſchuldig bin, zu denen ich gehöre, und welche eine Antwort ſein 
ſoll auf den Schimpf, welchen Herr Gem.-Rath Tomola meinen 
Glaubensgenoſſen durch ſeine Bemerkungen hat zufügen wollen. 
(Gem.⸗Rath Gregorig: Die Glaubensgenoſſen kümmern uns 
gar nichts!) 

Wenn es geſtattet iſt, ſolche Bemerkungen zu machen, ſo 
mufs auch eine kurze — und ich will hoffen, dafs fie auch würdig 
ausfallen wird — eine ruhige Antwort geſtattet ſein. Herr Gem. 
Rath Tomola mag über die Sache denken wie er will. Eines 
aber kann ich ihm verſichern, daſs auch unter dem Kaftan, und 
möge er noch jo miſsfällig in feiner äußeren Erſcheinung fein, ein 
warmes und gutes Herz für dieſes Reich und dieſe Stadt ſchlagen 
kann. (Zwiſchenrufe links.) 

Niemand kann dieſer Thatſache entgegentreten, und dieſe That- 
ſache iſt durch die höchſte Potenz in dieſem Staatsweſen anerkannt, 
welche erklärt hat, daſs fie einen Unterſchied nicht anerkennt, dass 
ſie jeden Unterthan, er möge welcher Raſſe, welcher Confeſſion, 
welcher Nationalität immer angehören, als gleichwertigen Unter— 
than anſieht. (Beifall rechts.) 

Solche Worte ſind entſchieden ein Troſt und eine Beruhigung 
gegenüber den Inſinuationen und Bemerkungen, wie ſie vom 
Herrn Gem.⸗Rathe Tomola vorgebracht worden find. (Beifall 
rechts.) 

Ich ſchließe, indem ich mich auf dieſe Bemerkungen beſchränke, 
weil ich nicht der Meinung bin, dafs bei der Stimmung, die 
gegenüber dem Stadtraths-⸗Antrage herrſcht, eine detaillierte Aus— 
einanderſetzung des Gegenſtandes, die nothgedrungen einen polemi- 
ſchen Charakter in dem einen oder anderen Punkte annehmen müfste, 
ſtattfinden ſoll. Wir wollen nicht in dieſer Frage polemiſieren. Es 
wird der Zeitpunkt noch kommen, wo eines oder das andere wird 
vorgebracht werden können, da die heute zur Discuſſion ſtehende 
Frage noch bei verſchiedenen anderen Debatten den Gegenſtand 
der Erörterung wird bilden müſſen. (Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Dr. Nehansky (zur Geſchäftsordnung): Es iſt 
aus Umſtänden, welche ja bekannt find, wünſchenswert und noih— 
wendig, dass wir mit der Berathung dieſes Gegenſtandes zu Ende 
kommen. Nun iſt aber noch eine Reihe von Rednern vorgemerkt, 
welche Gelegenheit haben werden, ihre Anſchauungen von ver— 
ſchiedenen Geſichtspunkten aus zur Geltung zu bringen. Ich b- 
antrage daher Schluss der Debatte. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt Schluss der 
Debatte beantragt. Ich erſuche jene Herren, welche damit einver— 
ſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Zum Worte ſind noch vorgemerkt die Herren Gem.⸗Räthe 
Frauenberger, Dr. Daum, Dr. Friedjung, Dr. Lueger, 
Dr. Geßmann, Beutnitz, Dr. Stern, Herrdegen, Lang, 
Nos ke. (Rufe: Generalredner!) 

Gem.⸗Nath Frauenberger: Meine geehrten Herren! Viel 
wichtiger als die vorliegende Petition, von welcher ich mir nur 
eine ſehr geringe Wirkung verſpreche, ſcheint mir das Verhalten 
der Wiener Abgeordneten im Abgeordnetenhauſe zu ſein, welche ja 
in der Lage ſein werden, die Stadt Wien vor ſolch enormen Aus— 
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lagen zu ſchützen, wenn es überhaupt möglich iſt. Wenigſtens 
werden die Wiener Abgeordueten Gelegenheit haben, die Verhält— 
niſſe zu ſchildern, welche eintreten müssten, wenn man der Reichs 
hauptſtadt eine ſolche Belaſtung an den Hals hängen würde, und 
ich bin daher in hohem Grade neugierig, wie denn unſere Ver— 
treter fi im Abgeordnetenhauſe in dieſer Frage benehmen werden, 
ob wir denn da nicht endlich das freudige Schauſpiel erleben 
werden, dafs fie, welcher politiſchen Anſchauung auch immer ſie 
ſonſt fein mögen, in dem einen Punkte Schulter an Schulter gehen 
werden, wenn es gilt, ein bedrohliches Ereignis von der Reichs— 
hauptſtadt und ſchwere Laſten von der Bevölkerung abzuwälzen. 

Ich glaube, dafs fie Hand in Hand zum Schutze für Wien 
in dieſer Frage vorgehen werden. Es iſt ja gar nicht zu faſſen, 
wie man der Stadt Wien eine neuerliche Ausgabe, eine bleibende 
Ausgabe von drei, ja vielleicht von vier Millionen Gulden zu⸗ 
muthen kann in einer Zeit, wo alles unter dem Drucke der Ver— 
hältniſſe ſchmachtet, wo Handel und Gewerbe darniederliegen, 
wie noch niemals (Rufe links: Aha!), wo der kleine Mann zu— 
grunde geht und der größere Geſchäftsmann klein wird. In dieſer 
Zeit ſoll man wenigſtens ſehen, dafs es unmöglich iſt, die Be— 
völkerung der Reichshauptſtadt noch weiter zu belaſten. Aber, 
meine Herren, glauben Sie denn, dafs dies die Regierung nicht 
ohnehin weiß? Wir ſagen der Regierung gewiss nichts Neues! 
Daher glaube ich, dass unſer Petitionieren auch nicht viel helfen 
wird. Was werden die Vertreter der anderen großen Städte ſagen, 
die ebenfalls ſo belaſtet werden, und es gibt außer Wien auch 
noch andere Städte, welche ſo große Laſten nicht vertragen. Man 
ſollte daher meinen, daßs ſich heute ſchon im Abgeordnetenhauſe 
— ich möchte jagen — ein Club von Städtevertretern gebildet 
hätte, welche energiſch und zielbewufst vorgehen, um dieſe Vorlage 
zu Falle zu bringen. 

Aber das geht wahrſcheinlich nicht, meine Herren. Es handelt 
ſich in erſter Linie doch um Wien und bei Wien verſucht man es. 
Ich glaube, dafs man dieſes Geſetz, welches Wien in einer fo 
enormen Weiſe belaſten ſoll, den Landgemeindenvertretern ver— 
ſprochen hat. Man hat es ihnen verſprochen, und daher muss es 
auch mit einer ſo großen Eile durchberathen werden, weil die 
Landgemeindenvertreter dieſes Geſetz ſchon zu Weihnachten mit 
nach Hauſe bringen wollen, das ſoll ein „Chriſtkindl“ ſein; auf 
Koſten der großen Städte will man die Landgemeinden entlaſten. 
Meine Herren! Die ganze Geſchichte iſt eine Poſtarbeit und mufs 
daher noch vor Weihnachten fertiggemacht werden. 

Wenn wir uns dieſes Geſetz anſehen, um wie viel wird 
es denn eigentlich für den armen Teufel beſſer werden? Ich ſage 
wenn wir aus unſerem gegenwärtig beſtehenden Geſetze die gewiſſen 
hervortretenden Härten herausnehmen, dann iſt mir unſer altes 
Heimatsgeſetz noch lieber wie das neue, weil das alte Heimats— 
geſetz wenigſtens eine geſunde Grundlage hat. Und ſehen Sie, meine 
Herren, wie wird es denn den kleinen Gemeinden auf dem Lande 
ergehen? Sie wiſſen ja, daßs unſere Fabriken heute größtentheils 


auf dem Lande find, dais in einer Gemeinde drei oder vier 


Fabriken ſind, daſs Sie dort 2000 Arbeiter in einer Gemeinde 
beſchäftigt haben. Was wird denn nun geſchehen, wenn von dieſen 
drei oder vier Fabriken plötzlich 500 bis 600 Perſonen das 
Heimatsrecht erſeſſen haben, was wird dieſe kleine Gemeinde mit 
dieſen Leuten machen? Da mußs ja dieſe kleine Gemeinde auch 
zugrunde gehen und kann dieſen nichts geben. Dieſe Erſitzung des 
Heimatsrechtes in kleinen Gemeinden wäre für ſolche Leute ein 
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reines Unglück. Solange die Leute arbeitsfähig find und in dieſen 
Fabriken arbeiten, ſolange können ſie dort bleiben; wenn ſie dann 
nicht mehr arbeitsfähig find, müſſen fie entweder ſchauen, dafs fie 
weiter kommen, oder vielleicht gelingt es ihnen, rechtzeitig zu 
ſterben; denn auf eine Verſorgung können ſie nicht warten. 

Nun noch das Schönſte! Der eigenen Heimatsgemeinde iſt es 
überlaſſen, wenn jemand zehn Jahre von ſeiner Heimatsgemeinde weg 
iſt, denſelben quasi auszuſchulen; ſie ſucht bei einer anderen Gemeinde, 
wo ſich der Betreffende aufhält, an, damit dieſe ihn aufnimmt. Meine 
Herren! Das iſt eine geradezu grauſame Beſtimmung des Geſetzes, die 
macht den Menſchen heimatlos gegen ſeinen eigenen Willen; unter 
ſolchen Umſtänden mußs auch wirklich die Liebe zur Heimat auf— 
hören, ich weiß ja im Augenblicke nicht, gehöre ich noch zur Ge— 
meinde oder haben ſie mich ſchon hinausbugſiert? (Heiterkeit.) Die 
kleine Gemeinde wird ſich ſehr vorſichtig erkundigen, und wenn 
ſie weiß, ich bin inzwiſchen ein reicher Mann geworden, dann 
wird man mir geſtatten, meine alten Tage in dieſer Gemeinde zu 
verleben; wenn fie aber hört, daſs ich nichts bin und nichts habe, 
werden fie ſchauen, dass fie mich los bekommen. 

Meine Herren, für ſolche Geſetze danke ich und petitioniere 
gar nicht, dass ſolche Geſetze zuftande kommen. Dieſe ungeheure 
Laſt, welche hier der Gemeinde Wien zugemuthet wird, kann ſie 
nicht vertragen, und wenn Sie darauf hinweiſen, dass die Re— 
gierung möglicherweiſe der Gemeinde ein Aquivalent bietet, ſo bin 
ich in dieſer Richtung ſehr * wenn die Regierung es 
nicht gleich thut. Wenn ſie das will, ſo ſoll fie es gleich ausſprechen; 
die Regierung ſoll ſagen: das Geſetz geht durch, dafür bekommt 
aber die Gemeinde Wien, jagen wir, die Einnahmen aus der Ver— 
zehrungsſteuer. Dann werden wir mit uns reden laffen. Aber uns 
etwas verſprechen, darauf gebe ich nichts; ja nicht einmal ver— 
ſprechen, denn die Regierung verſpricht uns ja gar nichts, ſondern 
legt uns einfach den Geſetzentwurf vor, und wir petitionieren nun, 
daſs dieſes oder jenes ausgemerzt werde. Meine Herren! Ich ſtehe 
daher auf dem Standpunkte des Collegen Herrdegen, deſſen 
Antrag mir äußerſt ſympathiſch iſt. Wir müſſen einmal der Re⸗ 
gierung zeigen, daſs wir nicht immer Ja zu ſagen haben (Heiterkeit 
links), und das Parlament ſoll auch ſehen, daſs die Gemeinde Wien 
und ihre Bürgerſchaft ein Factor iſt, mit dem man rechnen mufs, 
und daher brauchen wir nicht zu allen Dingen Ja und Amen zu 
ſagen. Ich werde daher in erſter Linie für den Antrag Herrdegen 
ſtimmen Sollte dieſer abgelehnt werden, ſo erlaube ich mir einen 
Zuſatz⸗Antrag zum Referenten⸗Antrage, welcher folgendermaßen 
lautet: 

„Der Gemeinderath wolle noch beſchließen, es ſei in dieſer 
Petition die beſtimmte Erklärung anzuſchließen, daſs die Ge— 
meinde Wien nicht in der Lage ſei, mit Rückſicht auf ihre ohnehin 
bis auf das äußerſte angeſpannten finanziellen Mittel dieſe neuerliche 
Laſt der Armenverſorgung zu übernehmen, und erwartet mit Zu⸗ 
verſicht entweder eine andere Löſung dieſer Frage oder aber volle 
Vergütung der betreffenden Auslagen durch den Staat.“ 

Im Falle Sie den Antrag des Collegen Herrdegen nicht 
annehmen, bitte ich, meinen Zuſatz⸗Antrag zum Beſchluſſe zu er⸗ 
heben. (Bravo!) | 

Gem.⸗Rath Dr. Daum: Wir find alle darüber einig, dafs 
hier gegen einen Übelſtand Abhilfe geſchaffen werden ſoll, der 
unſerer Stadt gewiss nicht zur Ehre gereicht. Der Übelſtand iſt 
ja vielfach berührt worden, daſs in Wien 65 oder 66 Percent der 
Bewohner nicht zuſtändig find und dass gerade unter dieſen Nicht- 
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zuſtändigen der größere Percentſatz unterſtützungsbedürftig it, alſo 
Menſchen, welche heute zu unterſtützen ſozuſagen gar keine Gemeinde 
verpflichtet iſt. Inſofern durch die Regierungsvorlage eine Abhilfe 
in dem Sinne geſchaffen werden ſoll, müſſen wir ſie ja begrüßen. 
Es handelt ſich aber nur darum, wie dieſe Abhilfe geſchaffen wird. 

Es iſt von vielen Seiten heute ſchon der Ausdruck „Com— 
promiſs“ gebraucht worden. Ein ſolches Compromifs iſt an und für 
ſich nichts Tadelnswertes; anders als auf dem Compromiſswege 
kann eine Abhilfe überhaupt nicht zuftande kommen, und anders 
können divergierende Intereſſen an einer Geſetzgebung nicht theil— 
nehmen. 

Wie ſieht aber dieſes Compromiſs aus? Es iſt zum größten 
Theile aus dem baieriſchen Geſetze vom Jahre 1872 — ſagen 
wir — abgeſchrieben. Dieſes Geſetz iſt allerdings unter ganz 
anderen Vorausſetzungen zuſtande gekommen und iſt für Baiern 
in einem anderen Sinne wichtiger geweſen als für uns, weil 
Baiern ſeinerzeit auf dem Standpunkte verbleiben wollte, dass die 
Gemeinde den Eheconſens zu ertheilen habe. — Die Heimats— 
gemeinde habe den Eheconſens zu ertheilen; darum wollte Baiern 
fein altes Heimatsrecht aufrecht erhalten, und ein Compromiſs 
zwiſchen dieſem alten baieriſchen Standpunkte und dem des Reichs— 
Unterſtützungswohnſitzes ſollte damit geſchloſſen werden. Die Ver— 
hältniffe liegen bei uns ganz anders. Überdies unterſcheiden ſich 
beide Geſetze in dem Punkte ſehr weſentlich darin, dass nach 
dem bateriſchen Geſetze ipso jure das Heimatsrecht erworben wird 
durch fünf- reſpective zehnjährigen Aufenthalt, während nach dieſem 
Geſetzentwurfe der zu Unterſtützende erſt bei der Heimatsgemeinde 
einzuſchreiten und das Heimatsrecht zu beſcheinigen hat. 

Von vielen Seiten iſt darauf hingewieſen worden — ich will 
das nicht wiederholen — daßs der eigentliche Zweck des Geſetzes 
in ziemlich unvollkommener Weiſe erreicht wird. Sie wiſſen ja, 
daſs das Einſchreiten nothwendig iſt, daſs ein ununterbrochener 
Wohnſitz nothwendig iſt, dass hier eine ſtrenge Unterſcheidung 
zwiſchen Steuerzahlenden und Nichtſteuerzahlenden gemacht wird, 
während doch meiſtens eine große Zahl der Nichtſteuerzahlenden 
in Wien Arbeit leiſtet. 

Sie wiſſen vor allem, daſs erſt im nächſten Jahrhunderte das 
ganze Geſetz in Wirkſamkeit treten ſoll. Es wird alſo der Zweck 
des Geſetzes nur in einer ziemlich unvollkommenen Weiſe erreicht. 

Ein für uns noch weit wichtigerer Übelftand iſt der, dass die 
Armenlaſt Wiens in einer Weiſe erhöht wird, welche geradezu 
on it. Von mancher Seite iſt allerdings darauf hinge— 
wieſen worden, dass im nächſten Jahrhunderte die Gasfabrication 
in den Händen der Gemeinde ſein wird. Wir wiſſen aber ſchon 
fo viel von den Ziffern, die hier in Betracht kommen, dass, wenn 
ich auch auf eine ſo opferwillige und gemeinnützige Gemeinde— 
vertretung rechne, daſs die Gaspreiſe dieſelben bleiben, und wenn 
ich auf den Beſtand der heutigen Kohlenpreiſe rechne, immerhin 
die zu übernehmenden Laſten bedeutend größer ſein werden als 
das Erträgnis, welches aus der Gaserzeugung zu erwarten iſt. 

Ich frage weiter: Iſt es denn gerechtfertigt und billig — 
und das iſt die Hauptſache — dass einer Gemeinde, und der 
erſten des Reiches, nach welcher der Zuzug aus allen Ländern der 
Monarchie ſtattfindet, ſolche Laſten auferlegt werden, und iſt es 
nicht Sache eines ganz anderen Factors, dieſe Armenlaſt auf ſich 
zu nehmen? Das wurde von mehreren Seiten geſagt und ich will 
nur ein Moment, welches nicht unwichtig iſt, anführen. Ich bitte 
zu bedenken, dass eine große Reihe jener Momente, welche die 
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Armut befördern, welche geradezu die Armut herbeiführen, ſolche 
find, die ausſchließlich in der Geſetzgebung des Staates, vor allem 
in der Steuergeſetzgebung des Staates liegen. Iſt nicht einerſeits 
das Wohnungselend, welches in allen großen Städten, nicht nur 


in Oſterreich, aber beſonders in Oſterreich herrſcht, Urſache der 


Verarmung, andererſeits aber auch eine Folge derſelben? Und 
hängt dieſes Wohnungselend in Wien nicht zum großen Theile 
mit der ganz exceptionellen Mietſteuer zuſammen, welche ja gerade 
die Häuſer in Wien, die Hausbeſitzer und durch ſie wieder im 
Wege der Überwälzung die Mieter zu tragen haben? Es können 
eben geſunde und billige Wohnungen bei den Mietzinſen und bei 
den Bedingungen, die für Wien beſtehen, nicht erbaut werden. 
Hängt nicht die Armut vielfach mit den hohen Preiſen der Lebens— 
mittel zuſammen, der Lebensmittel, welche ja jedenfalls unter einer 
drückenden Beſteuerung ſeitens des Staates zu leiden haben? Hängt 
nicht die Armut vielleicht zuſammen mit der Spielſucht und mit der 
Trunkſucht, welche durch die Geſetze des Staates geradezu gefördert 
werden? 

Ich ſpiele hier auf das Lotto an, über das eine Kritik nur 
jenſeits der Stadiongaſſe gefällt werden kann. (Sehr richtig!) Ich 
ſpiele auf die Brantweinpeſt an, über welche ein Geſetz ſchon ſeit 
dem Jahre 1887 in Berathung ſteht und bis heute noch nicht zur 
Erledigung im hohen Hauſe der Abgeordneten gelangt iſt. Das 
ſind lauter Momente, die zur Verarmung beitragen und welche nur 
der Staat in ſeiner Hand hat. Nur der Staat hat es in der Hand, 
für die ausgiebige Altersunterſtützung zu ſorgen, wie ſie ja im 
Deutſchen Reiche längs beſteht, eine Altersunterſtützung, welche 
geradezu die Pflichten der Armenverſorgung um einen großen Theil 
vermindert. 

Ich glaube alſo, dafs die Richtung, in welcher die Abhilfe 
getroffen werden kann, ausſchließlich — und da hat ja der Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Lue ger bereits feinen Antrag geſtellt — in der 
Richtung liegt, dafs der Staat, ſei es unmittelbar oder ſuppletoriſch, 
die Armenunterſtützung übernimmt. Hier ſtimme ich auch voll— 
kommen mit demjenigen überein, was Herr College Herrdegen 
bereits erwähnt hat. Nun iſt es allerdings richtig, dass bis jetzt 
noch in keinem Staate Europas — und wahrſcheinlich auch nicht 
außerhalb Europas — eine ſolche ſtaatliche Armenfürſorge als 
ſolche beſteht. Richtig iſt es allerdings, dass zur Zeit der franzöſiſchen 
Revolution ein ſolcher Antrag im franzöſiſchen Parlamente geſtellt 
worden iſt, daßs dort auch eine ganz kurze Zeit eine ſtaatliche 
Armenverſorgung beſtanden hat, die ſich aber ſofort als unmöglich 
erwieſen hat und aufgegeben wurde. Ein ganz ſchüchterner Verſuch 
wurde ſpäter — ich glaube, im Jahre 1812 — in Baiern gemacht, 
welcher jedoch auch nach vier Jahren ſchon aufgegeben werden 
muſste. Nun kann es gewißs nicht unſere Aufgabe ſein, hier die 
Grundſätze zu einer ſolchen ſtaatlichen Armenpflege zu entwerfen 
und ich glaube — der Herr Gem.-Rath Dr. Lueger wird mir 
verzeihen, wenn ich ſage, daſs auch feine Anträge, fo durchdacht 
fie auch find, fo ſehr man für fie eingenommen fein mufs, doch 
nicht derart find, dafs fie heute zur Grundlage einer Armengeſetz— 
gebung ſofort genommen werden könnten. Sie ſind, wenn ich ſo 
ſagen darf, ein Kind des Momentes und in keiner Weiſe einer 
ſolchen Berathung unterzogen worden, daſs fie als Baſis einer 
Geſetzgebung dienen könnten. Ich glaube alſo, dajs es ſehr ſchwer 
ſein wird, unmittelbar ſich für dieſe Anträge zu begeiſtern und der 
Regierung gegenüber die Verantwortung gerade für dieſe Anträge 
zu übernehmen. 
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Es ſcheint mir daher nichts übrig zu bleiben als dasjenige, 
was Herr College Herrdegen angedeutet hat: dass man in 
erſter Linie dafür ſtimmt, die Vorlage als unannehmbar ſeitens 
der Stadt Wien zu erklären. Ich weiß nun allerdings, daſs dieſer 
Antrag keine große Majorität haben wird; denn es ſind ja die 
bekannten Verhältniſſe, welche dies verhindern. Wenn alſo dieſer 
Antrag nicht durchgehen wird, fo glaube ich, dafs es zweckmäßiger 
wäre, im Sinne des Gem.⸗Rathes Dr. Lueger zu ſtimmen, 
weil hier eine ganz entſchiedene Richtung eingeſchlagen wird und 
weil ja auch der Stadtrath ſich ſchließlich dieſen Anträgen ange— 
ſchloſſen haben wird. Ich kann mich aber mit denſelben nicht 
identificieren, weil ich glaube, dajs fie noch zu wenig überdacht 
ſind. (Unruhe.) Ich bin gleich fertig, erlauben Sie mir nur ganz 
kurz ein Detail anzuführen. 

Wenn nun die Geſetzgebung trotzdem ſich bewogen fühlen 
ſollte, auf die Berathung des Geſetzentwurfes einzugehen, ſo habe 
ich nur noch ein Anliegen auf dem Herzen, und das iſt folgendes: 
Die Mehrbelaſtung der Stadt Wien bei Annahme dieſes Heimats— 
geſetzes iſt, wie wir ja wiſſen, eine ziffermäßig koloſſale. Dem- 
gegenüber müſſen wir auf eine Abhilfe bedacht ſein. Die Urſache, 


warum die Armenlaſt ſchon heute eine jo große iſt, iſt die, dass 


die Armenverpflichrung Wiens in einer fürchterlichen Weiſe miſs⸗ 
braucht wird, und daßs wir eigentlich ſchutzlos find gegenüber dem 


Mißsbrauche dieſes Armenrechtes. Unſer heutiges Heimatsgeſetz gibt 


uns nur eine ſehr ſchwache Abhilfe in den SS 23 und 26. Darin iſt aller- 
dings erklärt, dafs die Angehörigen, welche verpflichtet find, einen anderen 
zu unterſtützen, dazu herangezogen werden können, und daj3 die Ge⸗ 
meinde berechtigt iſt, von ihnen den Rückerſatz zu fordern. Dieſer Rück⸗ 
erſatz ift aber nicht auf dem kurzen politiſchen Wege, ſondern nur 
auf dem höchſt umſtändlichen und ſelten raſch genug zum Ziele 
führenden Wege der gerichtlichen Klage zu erlangen. Dagegen 
müsste Abhilfe geſchaffen werden, wenn uns jo große Armen— 
laſten aufgebürdet werden. 

Der zweite Punkt iſt der, daſs das Heimatsgeſetz allerdings 
der Gemeinde geſtattet, diejenigen, welche arbeitsfähig ſind und 
dennoch um Unterſtützung einſchreiten, zur Arbeit zu zwingen. Die 
Mittel aber, die wir dazu haben, ſind ſehr geringfügig. Die Ge— 
meinde iſt nicht in der Lage, wie andere Städte, z. B. Dresden, 
es im ausgebildeten Maße ſind, eine ſtädtiſche Arbeitsanſtalt in 
dem Sinne zu führen, daj8 Perſonen auf beſtimmte Zeit hinein⸗ 
geſteckt und verhalten werden können, dort zu bleiben und an der 
Arbeit theilzunehmen. Die Gemeinde muſßs den Arbeiter jeden 
Moment entlaſſen, wenn er es will. 

Ich glaube alſo, daßs dies nicht zweckmäßig iſt, ſondern dafs 
diejenigen, die durch eigenes Verſchulden unterſtützungsbedürftig 
geworden find, wie in anderen Städten zwangsweiſe verhalten 
werden ſollen, auf beſtimmte Zeit in der Arbeitsanſtalt zu bleiben 
und dort zu arbeiten. 

Ich werde mir daher für den Fall, als die Regierungsvorlage 
in der Faſſung des Stadtrathes zur Annahme kommt, noch den 
Zuſatz zu ſtellen erlauben, daßs die Regierung gebeten werde, die 
88 23 und 26 des Heimatsgeſetzes dahin zu ergänzen, dass der 
Gemeinde gewährt wird: 

1. die politiſche Execution für Rückerſatzforderungen wegen 
von der Gemeinde gewährten Unterſtützungen, 

2. das Recht zur Anhaltung zur Arbeit auf beſtimmte Zeit, 
wenn die Unterſtützten durch Arbeitsſcheu oder Trunkſucht mittellos 


wurden und ihrer geſetzlichen Erhaltungspflicht nicht genügt haben 
und dadurch ihre Angehörigen der öffentlichen Armenpflege anheim⸗ 
fallen ließen. 

Ich bitte Sie um Annahme dieſes Zuſatz⸗Antrages. (Beifall 
links.) 

Gem.-Rath Dr. Nehansky (zur Geſchäftsordnung): Ich 
beantrage die Wahl von Generalrednern. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt die Wahl von 
Generalrednern beantragt. Jene Herren, welche zuſtimmen, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich erlaube mir nun, die Herren zu fragen, ob Sie pro 
oder contra ſprechen wollen. 

Herr Gem.⸗Rath Dr. Friedjung? (Gem.⸗Rath Dr. 
Friedjung: pro!) Herr Gem.⸗Rath Dr. Lueger? (Gem. 
Rath Dr. Lueger: Gewohnheitsmäßig contra! — Heiterkeit.) 

(Ferner erklären pro ſprechen zu wollen die Herren Gem. 
Räthe Beutnitz, Dr. Stern und Lang, contra Herr Gem. 
Rath Dr. Geß mann.) 

Ich bitte alſo die Herren Gem-Räthe Dr. Friedjung, 
Beutnitz, Dr. Stern und Lang, einen Generalredner zu 
wählen, ebenſo die Herren Gem.⸗Räthe Dr. Lueger und 
Dr. Geßmann. (Nach einer Pauſe:) Zum Generalredner contra 
erſcheint gewählt Herr Gem.⸗Rath Dr. Lueg er, pro Herr Gem. 
Rath Dr. Stern. 

Gem.-Rath Dr. Cueger: Ich habe erwähnt, dafs ich 
gewohnheitsgemäß mich contra gemeldet habe, und zwar deswegen, 
damit mir Gelegenheit geboten wird, über die Angelegenheit zu 
ſprechen. Wenn ich mich pro gemeldet hätte, wäre ich eben nur 
ein Redner geweſen und hätte nicht die Möglichkeit gehabt, einiges, 
was vorgebracht wurde, entkräften zu können. 

Ich habe aber das Gefühl, dafs im vorliegenden Falle wir 
auf der linken Seite vielmehr pro ſind als die Herren auf der 
anderen Seite (rechts). Ich habe auch das Gefühl, dafs wir viel— 
mehr geneigt ſind, einen einheitlichen Act in dieſer Angelegenheit 
zuſtande zu bringen, als dies auf der rechten Seite der Fall zu 
ſein ſcheint. Ich war überraſcht über die Anzahl von Anträgen, 
die geſtellt wurden. Ich habe den letzten Antrag des Herrn 
Collegen Dr. Daum leider nicht genau vernommen und kann 
ich mich daher darüber nicht äußern; über die anderen werde ich 
bei Gelegenheit ſprechen. 

Vor allem danke ich dem Stadtrathe, dafs er den von uns 
geſtellten Antrag in reifliche Erwägung gezogen und auch zum 
Beſchluſſe erhoben hat. Ich ziehe meinen Antrag zu Gunſten des 
Stadtraths⸗Antrages zurück, um womöglich eine einheitliche Ab- 
ſtimmung hier im Gemeinderathe bei dieſer außerordentlich wichtigen 
Frage zuſtande zu bringen. (Bravo! links.) Ich bemerke, dass 
einige Anderungen wirklich Verbeſſerungen ſind; nur eine Anderung 
ſcheint mir keine Verbeſſerung, ſondern eine Verſchlechterung zu 
ſein, aber damit kein Miſston in die Sache hineinkomme, ziehe 
ich trotzdem meinen Antrag zurück. 

Erlauben Sie nun, dass ich auf einige Punkte zu ſprechen 
komme, welche die einzelnen Redner zur Sprache gebracht haben. 
Was in erſter Linie den Collegen im Stadtrathe Dr. Huber 
betrifft, jo hat er davon geſprochen, dafs es ungerecht ſei, hier im 
Gemeinderathe vom Schub, von Witwen und Waiſen zu ſprechen. 

Er meinte, nie werde der Gemeinderath oder der Stadtrath 
ſo hartherzig ſein, Witwen und Waiſen auf den Schub ſchicken zu 
laſſen. Diesbezüglich beſchränke ich mich auf die kurze Bemerkung, 
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dafs weder der Stadtrath noch der Gemeinderath den geringſten 
Einfluſs darauf haben. 

Das geſchieht nicht von unſerer Seite, ſondern, wenn jemand 
in Wien unterſtützungsbedürftig iſt und in Wien nicht heimats⸗ 
berechtigt iſt, ſo wird er einfach der Polizei übergeben und dieſe 
befördert ihn dann in ſeine Heimatsgemeinde, auch dann, wenn 
die unterſtützungsbedürftige Perſon eine Witwe oder Waiſe iſt, 
ohne Unterſchied kommt ſie auf den Schub. 

Was den Herrn Collegen Herrde gen betrifft, ſo hat er 
mit vielen ſeiner Auseinanderſetzungen, ich könnte ſagen mit 
allen, vollſtändig recht. Richtig iſt insbefondere, was er über 
den Begriff Heimat geſagt hat. 

Es iſt wahr, dafs das Wort Heimat durch die Armenver- 
ſorgung eigentlich zu einem juridiſchen Begriff umgewandelt wird. 
Man verwechſelt Heimatsrecht und Armenverſorgung. Das iſt 
etwas, was auch ich miſsbillige. Darum ſtehe ich auf dem Stand— 
punkte, dieſe beiden Gegenſtände von einander zu trennen, und im 
weſentlichen iſt der Standpunkt, den Herr College Herrdegen 
einnimmt, von dem Standpunkte, den ich einnehme, nicht ver— 
ſchieden. Wir beide ſtehen auf dem Standpunkte, dass es eigentlich 
die Pflicht der Geſammtheit des Staates iſt, für die Armen zu 
jorgen, ein Standpunkt, der gewiss, wenn er auch jetzt noch nicht 
ſich allſeitig Geltung errungen hat, ſich dieſe Geltung erringen wird. 

Wenn ich ſeinen Antrag nicht rundweg acceptieren kann, ſo 
iſt dies deswegen, weil er in feinem Antrage von einem Reichs— 
armenfonde ſpricht. So wie man von einem Fonde ſpricht, hat man 
immer ein begrenztes Vermögen vor Augen. Ich bin der An— 
ſchauung, daſs man nicht einen Reichsarmenfond gründen ſoll, 
ſondern das das Reich die Armen, deren Verſorgung ihm even— 
tuell obliegt, verſorgen ſoll, ob ein Fond vorhanden iſt und ob 
er hinreicht oder nicht. So wie das Reich verpflichtet iſt, die 
Univerſitäten zu erhalten, ohne Rückſicht darauf, ob der Fond 
hinreicht oder nicht, ſo wie es verpflichtet iſt, das Militär, die 
Invaliden zu erhalten, ohne Rückſicht darauf, ob der Fond hinreicht 
oder nicht, ſo iſt, nach meiner Anſchauung, das Reich verpflichtet, 
jene Armen zu erhalten, von denen ich der Meinung bin, dass 
ihre Erhaltung und Verſorgung dem Reiche, dem Staate obliegt. 

Wenn ſich nun College Herrdegen fragt, ob feine Vor⸗ 
würfe gegen meinen Antrag gerechtfertigt ſind, ſo wird er bei 
genauer Prüfung darauf kommen, dajs feine Anſchauung, als ob 
ich zu ſehr ins Detail eingehe und andererſeits zu allgemein bin, 
nicht richtig iſt. 

Ich ſchaffe drei Kategorien von Armen. Die erſte Kategorie von 
Armen iſt diejenige, welche in der Verſorgung der Gemeinde bleiben, 
und die Herren werden daher zugeben, wenn jemand immer in einer 
Gemeinde iſt, fo iſt es naturgemäß, dass er auch in der Gemeinde 
die Armenverſorgung finde. Es könnte nur geſtritten werden um 
die Zeit, ob zehn oder fünf Jahre. 

Ich ſage weiter, wenn ein Armer nicht mehr in ſeiner Ge— 
meinde iſt, ſondern zehn Jahre aus derſelben abweſend iſt — er 
befindet ſich aber noch im nämlichen Kronlande — ſo trage das 
Land für ihn die Laſten. Das iſt ebenfalls wieder ein richtiger 
und, nach meiner Meinung, ſpeciell den öſterreichiſchen Verhältniſſen 
entſprechender Grundſatz. Es iſt hier — und ich erwähne es nur 
vorübergehend oder einſchaltungsweiſe — entgegengehalten worden: 
Da zahlt ja die Gemeinde 84 Percent. In Niederöſterreich wird 
es noch ſoweit kommen, daßs die Gemeinde Wien 84 Percent aller 
Armen oder wenigſtens einen großen Theil derſelben zu verſorgen 
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haben wird; in Niederöfterreich, wo durch das neue Landes-Armen⸗ 
geſetz die Armenverſorgung den Gemeinden ganz abgenommen 
wurde. Es iſt dasſelbe eingeführt worden, was in England mit 
den ſogenannten Armenbezirken der Fall iſt. Nach dem Geſetze hat 
der Armenbezirk die Umlagen aufzuſchreiben, jedoch nur bis zu 


einer gewiſſen Grenze. Wenn die Erforderniſſe des Armenbezirkes 


größer find, daſs fie alſo durch die Umlagen nicht gedeckt werden 
können, dann tritt der Landesfond ein, und was heißt Landesfond? 
84 Percent zahlt die Stadt Wien, alſo wir müſſen ohnehin faſt alle 
Armen des Landes Niederöſterreich erhalten, ebenſogut, wie wir 
eigentlich die Straßen in Niederöſterreich gebaut haben und erhalten, 
und wie wir die meiſten Schulhäuſer in Niederöſterreich gebaut 
haben und erhalten. 

Nun kommt die dritte Kategorie. Das ſind Diejenigen, die 
zehn Jahre aus der Heimatsgemeinde abweſend ſind und nicht 
mehr im nämlichen Kronlande wohnen. Nun ſage ich: Hier tritt 
der Staat ein, und ſoll eintreten; das iſt ein gerechter Grundſatz. 
Ich habe mir den Antrag wohl überlegt, weil der von mir geſtellte 
Antrag der alleinige iſt, den die Vertreter der Landgemeinden 
annehmen können; denn die Landgemeinden beklagen ſich mit Recht 
darüber, das fie Perſonen zur Armenverſorgung erhalten, die fie 
gar nicht kennen, nie gekannt haben, ja gar nicht kennen können. 
Nun ſage ich den Landgemeinden: Ihr ſeid befreit von den 
Laſten, die Euch jetzt ungerechterweiſe aufgelaſtet werden; aber wir 
wollen es nicht auf eine andere Gemeinde überwälzen, auf die 
Gemeinde Wien, ſondern wir wollen denjenigen ſubſtituieren, der 
einzig und allein imſtande iſt, dieſe Laſten zu tragen, das iſt 
der ganze Staat. Ich bin überzeugt, wenn das in richtiger Weiſe 
ausgeführt wird, wird es auch bei den Landgemeinden Anklang 
finden. | 

Was den Herrn Collegen Dr. Mittler betrifft, jo mufs 
ich ſchon ſagen, ich halte es für zweckmäßig, wenn ich mich auf 
eine Widerlegung ſeiner Behauptungen nicht einlaſſe. Nur eines 
geftatte ich mir: Wenn er ſagt, dafs London, Paris und Berlin 
keinen nationalen Charakter haben, ſo befindet er ſich in einem 
ganz unglaublichen Irrthume, wenigſtens bezüglich zweier Städte, 
die ich genau kenne, nämlich bezüglich der Stadt Paris und der 
Stadt Berlin. Wenn Herr Dr. Mittler in Paris die Be— 
hauptung aufſtellen würde, daßs Paris nicht einen franzöſiſchen 
Charakter hat, dann, glaube ich, würde er nicht lebendig Paris 
verlaffen (Heiterkeit), das ſage ich ganz offen. (Rufe rechts: Das 
hat er ja gar nicht geſagt!) Ja, ſo iſt es geſagt worden; er 
hat beigefügt, daſs es nicht Franzoſen find, die dort wohnen. 
Wenn er auch nur das geſagt hat, ſo iſt dies vollſtändig unrichtig. 

Nun erlaube ich mir, mich zum Herrn Collegen Frauen— 
berger zu wenden — ich hätte bald geſagt, zu meinem poli— 
tischen Freunde Gem.-Rath Frauenberger. (Lebhafte Heiterkeit.) 
Herr College Frauenberger hat in der Zeit, während welcher 
ich ihn zu kennen die Ehre und Gelegenheit habe, unglaubliche 
Wandlungen vorgenommen. 

Ich kaun mich an eine Rede erinnern, die er gelegentlich 
der Vereinigung der Vororte mit Wien hier gehalten hat, ſein 
ganzes Herz hat er zu Füßen des damaligen Miniſteriums, des 
Miniſteriums Taaffe, gelegt; es war eine förmliche Liebeserklärung, 
ſo feurig, ich könnte ſagen, mit einer ſolchen Hingebuug, wie ſie 
kaum jemals in Volksliedern geſchildert worden iſt — und heute 
hören Sie eine geharniſchte Kriegserklärung, nicht etwa gegen das 
Miniſterium Taaffe, ſondern gegen das Miniſterium ſeiner 
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eigenen Partei. (Gem.⸗Rath Frauenberger: Ja freilich! — 
Lebhafte Heiterkeit.) 

Ich kann mich auch erinnern, daſs er fi in einer anderen 
Beziehung geändert hat. So weiß ich, dass er einmal die Sache 
ſo dargeſtellt hat, als ob es in dem neuen, großen, erweiterten 
Wien außerordentlich glänzend gehen, dafs Handel und Wandel 
blühen werden, dass, mit einem Worte, Gottesſegen über Wien 
hereinſtrömen wird. Und heute, meine Herren, hat er uns die Lage 
der Wiener Bevölkerung in den düſterſten Farben geſchildert und 
dargeſtellt, wie es abſolut unmöglich iſt, eine weitere Belaſtung 
auf die Bevölkerung zu laden. 

Ich glaube, er hat heute recht, und ich beglückwünſche ihn 
dazu. Ich huldige immer dem Grundſatze, der ſchon im Evangelium 
zum Ausdrucke kommt, ich habe immer viel mehr Freude über einen 
reuigen Sünder (Heiterkeit, Beifall und Händeklatſchen links) als 
an 100 Gerechten. 

Er hat uns weiter aufgefordert, die Vertreter der Stadt 
Wien und der großen Städte im Reichsrathe ſollten einen Club 


der Städtevertreter bilden. 


Meine Herren! Ich bin kein Freund des Grundſatzes, den 
Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land immer mit ſolcher beſonderer 
Schärfe hervorzuheben. Ich glaube im Gegentheile, dass jeder Ab— 
geordnete verpflichtet iſt, zu ſuchen, wie es möglich iſt, den oft 
wirklich beſtehenden Widerſtreit zwiſchen den Intereſſen des Landes 
und der Stadt in entſprechender Weiſe zu beſeitigen. 

Aber was die Haltung zu dieſem Geſetze betrifft, da weiß 


| ich nur einen, der mit uns der nämlichen Meinung iſt; es iſt 


das mein ſonſt intimer Feind Herr Noske, der die gleiche An— 
ſchauung hat, daßs das Geſetz nicht anzunehmen iſt. Die anderen 
Vertreter aber, welche der liberalen Partei angehören, ſind anderer 
Anſchauung, und einer ihrer berühmteſten Führer, meine Herren, 
ein Mann, dem ich nicht das Zeugnis verſagen kann, dajs er in 
ſchwunghafter Weiſe ſeine Anſchauungen zu entwickeln verſteht, der 
iſt ein begeiſterter Verehrer dieſes Geſetzes und an ihn ſollte 
eigentlich College Frauenberger ſein Mahnwort richten. Ich 
habe es bereits früher geſagt: Wirken Sie auf Ihre Partei ein, 
damit das Geſetz wenigſtens in einer ſolchen Weiſe geſtaltet werde, 
dafs Wien nicht zugrunde gerichtet wird. 

Der Herr College Frauenberger meinte, der Geſetzentwurf 
ſei eine Art „Chriſtkindl“ für die Landgemeinden; kaum hatte er 
es aber ausgeſprochen, hat er auch gleich richtig auseinandergeſetzt, 
daſs auch eine Landgemeinde gleich zugrunde geht, wenn ſich eine 
Fabrik in derſelben befindet. Er hat vollſtändig recht; darum iſt 
es unſere Pflicht, bei dieſer Gelegenheit nicht den Gegenſatz zwiſchen 
Stadt⸗ und Landgemeinden hervorzukehren, ſondern es iſt unſere 
Pflicht, hervorzuheben, daſs überhaupt die Frage der Armenver— 
ſorgung nur durch die Intervention des Staates in einer alle 
Theile befriedigenden Weiſe gelöst werden kann. Das iſt der Grund— 
ſatz, der meinen Antrag durchzieht, das iſt der Grundſatz, dem ich 
huldige. 

Der Herr College Frauenberger hat auch von einer 
Verzehrungsſteuer geſprochen, er hat auch davon geſprochen, daſs 
ſich die Gemeinde Wien oder der Gemeinderath aufraffen möge, 
der Regierung die Zähne zu zeigen — ich weiß den Wortlaut 
nicht, aber — das war wenigſtens der Gedankengang. — Ja, 
meine Herren, da muss man immer ein gewiſſes Maß einhalten, 
ſowohl im Augriffe oder Haſſe als auch in der Liebe. Aber einmal 
ſo glühende Liebe und dann ſo lichterloher Haſs — das erweckt 
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die Vermuthung, daſs man ſich weder über die Liebe noch über 
den Haßs vollſtändig klar iſt. 

In dem vorliegenden Falle iſt es unſere Aufgabe, der Regierung 
ruhig die Wahrheit zu jagen, dann werden wir auch die geſammte 
Bevölkerung hinter uns haben. Darum bin ich nicht dafür, dass 
wir uns rein ablehnend verhalten, ſondern wir müſſen der Regierung 
jagen, wie wir glauben, dafs dieſe Frage in grundlegender Weiſe 
gelöst werden kann. Es iſt nicht unſere Aufgabe, detaillierte 
Geſetzesvorſchläge zu machen; aber unſere Aufgabe iſt es, zu ſagen: 
„Du, Staat, haſt nicht das Recht, die Laſt der Armenverſorgung 
auf uns arme Wiener zu wälzen, ſondern Du biſt verpflichtet, 
dieſe Frage ſelbſt in die Hand zu nehmen und aus den Mitteln 
der Allgemeinheit dieſe allgemein drückende Frage richtig zur Löſung 
zu bringen.“ Das iſt, wie geſagt, meine Anſchauung in der An— 
gelegenheit. Ich weiß nicht, welchen Antrag Herr Dr. Daum 
geſtellt hat, ich habe ihn nicht gut verſtanden, da ſeine Stimme 
nicht bis hieher reicht; aber ich glaube, dass er etwas Ahnliches 
wie die Verpflichtung des Staates zum Ausdrucke gebracht hat, 
weil ich ſeine diesbezüglichen Anſchauungen kenne. 


Ich will meine heutigen Bemerkungen ſchließen und bitte 
Sie nochmals, nehmen Sie den von mir geſtellten Antrag — über 
die Anregung des Stadtrathes wird ohnehin noch die Special— 
debatte durchgeführt werden — an. Er iſt die einzig würdige 
Antwort auf die Inſinuation, welche die Regierung gegenüber 
dem Reichsrathe geſtellt hat. Wir ſagen offen: „Wir anerkennen 
die jetzigen Schwächen der geſammten wirtſchaftlichen Ordnung, 
wir anerkennen, daſs die derzeitige Behandlung der Armen in 
vielen Fällen eine grauſame und eine harte iſt, aber ebenſo grauſam 
und hart iſt es, andere zu bedrücken, während man ſelbſt die Pflicht 
hat, helfend einzugreifen.“ Mit dieſen Worten empfehle ich Ihnen 
nochmals den Antrag, den ich geſtellt habe. (Beifall und Hände— 
klatſchen links.) 


Gem.-Rath Dr. Stern: Ich bin beauftragt, folgenden 
Antrag des Herrn Gem.⸗Rathes Beutnitz zur Kenntnis der 
Herren zu bringen (liest): „Nachdem jährlich hunderttauſende 
von der Gemeinde Wien an Arme gegeben werden, welche indirect 
durch das kleine Lotto in die Staatscaſſen fließen, fo wäre als Aqui⸗ 
valent ein percentueller Antheil an dem Ertrage des kleinen Lotto 
der Gemeinde Wien abzulaſſen.“ ( Heiterkeit.) Ich übergebe den 
Antrag dem Herrn Präſidenten und habe mich damit meiner 
Pflicht, denſelben zur Kenntnis zu bringen, entledigt. 

Was nun meine Stellung zu den vorliegenden Anträgen 
betrifft, ſo habe ich dieſelbe gegenüber jenen Anträgen, welche 
uns in der letzten Plenarſitzung hier vorgelegt wurden, bereits 
gekennzeichnet und ich beharre auch bei dieſer meiner Anficht, die 
ich hier das letztemal in dieſem Saale ausgeſprochen habe. Ich 
halte es für ein Poſtulat der Gerechtigkeit, der Humanität, dajs 
ein Recht auf die Verleihung der Heimatsberechtigung durch ein 
Geſetz ſtatuiert, dafs das Verleihen des Heimatsrechtes nicht dem 
Belieben der Gemeinden, ebenſo unſerer Gemeinde wie aller anderen 
Gemeinden überlaſſen werde, obſchon ich es vollſtändig anerkenne, 
wie bereits von Seite des Referenten ausgeführt worden iſt, dafs 
die Gemeinde Wien bei Verleihung der Heimatsberechtigung ſtets 
mit großer Liberalität vorgegangen iſt. Das iſt eigentlich der 
Succus des Geſetzentwurfes, der uns zur Begutachtung vorgelegt 
wurde und worüber wir uns bisher ausgeſprochen haben. Nun 
ſtehen wir heute von einer ganz neuen Situation. 
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Nachdem von Seite des Herrn Gem.-Rathes Dr. Lueg er, 
welcher ja ebenfalls dem Stadtrathe angehört, weder in den 
Sitzungen des Stadtrathes und auch nicht in dem Comité, welchem 
er auch angehört hat und welches aus der Mitte des Stadtrathes 
gebildet wurde, irgendein weſentlich neuer Antrag geſtellt worden iſt 
und ein ſolcher weſentlich neuer Antrag erſt in der letzten Plenar- 
Sitzung vorgebracht wurde, befinden wir uns nun in einer ganz 
neuen Situation und hat, ich möchte ſagen, binnen 48 Stunden 
der Stadtrath die ſociale Frage gelöst. 


So ſcheinen mir jene Anträge zu ſein, welche uns heute im 
Detail vorgelegt werden. Und wenn Sie wiſſen wollen — ich 
bitte um Entſchuldigung, ich ſage das Wort gewiss nicht in irgend— 
einer böſen Abſicht — wie flüchtig dieſe Anträge gearbeitet ſind, 
jo bitte ich Sie, einmal mit mir den Schluſsſatz der Anträge zu 
leſen und mir denſelben dann zu erklären. Da heißt es im Schlußs— 
ſatze dieſer Anträge: „Sollte auf dieſen Vorſchlag nicht eingegangen 
werden, jo wird gebeten, an dem Negierungs-Entwurfe folgende 
Anderungen vorzunehmen.“ Wenn aber eingegangen wird auf 
dieſe Anträge, was dann? Sind wir dann damit einverſtanden, 
daſs der Heimatsgeſetzentwurf unverändert fo bleibt, oder find wir 
damit einverſtanden, dafs überhaupt der ganze Heimatsgeſetz⸗ 
entwurf verworfen und ganz etwas Neues ausgearbeitet wird? 
(Zwiſchenruf: Natürlich!) Das, ſcheint mir, müfgte doch geſagt 
werden. Ich muſs jagen, ich habe mit meinem ſchwachen Ver— 
ſtändniſſe dieſen Satz nicht verſtanden. Nun, meine Herren, wenn 
ſich dieſe Anträge einfach auf die Aufſtellung des Principes be⸗ 
ſchränkt hätten, wie es von Seite des Herrn Dr. Lueger eben 
jetzt in ſeiner Schluſsrede aufgeſtellt wurde, für eine gewiſſe 
Kategorie von Unterſtützungsbedürftigen habe die Armenhilfe 
ſeitens des Staates einzutreten, es ſei unrecht und unbillig, 
dieſelbe irgendeiner Gemeinde, ſei es auch einer großen Gemeinde, 
ſei es auch der Stadt Wien, zuzuweiſen — dann könnte man 
ſich unbedingt für ein ſolches Princip, wenn nur dieſes 
Princip und weiter nichts ausgeſprochen würde, ausſprechen und 
ſagen, dieſes Princip ſcheint richtig zu ſein und in dieſem Sinne 
wollen wir bei der Regierung vorſtellig werden. (Rufe links: 
Das ſteht nicht drin!) Dieſes Princip ſteht allerdings auch darin, 
aber auch eine detailliert ſein ſollende Ausarbeitung dieſes Principes. 
Ich bitte, ſich den erſten Satz anzusehen, darin heißt es: 


„Wenn der Unterſtützungsbedürftige durch mehr als zehn 
Jahre aus freiem Willen aus ſeiner Heimatsgemeinde abweſend iſt, 
erliſcht die Verpflichtung der Heimatsgemein de zur Unterſtützung, 
beziehungsweiſe Verſorgung desſelben.“ 


Da iſt eine ganz andere Sachlage, da erliſcht das Intereſſe 
der Heimatsgemeinde. Da tritt nicht die Staatshilfe ſubſidiär 
ein, ſondern die Staatshilfe tritt ausſchließlich ein. Und das iſt 
ein ganz anderes Princip, als das, welches vom Herrn Gem.⸗Rathe 
Dr. Lueger in feiner Schlujsrede ausgeſprochen wurde oder nur 
ausgeſprochen worden zu ſein ſcheint. Man kann ja über die Art 
und Weiſe der Armenverſorgung verſchiedener Anſchauung ſein; 
ich meine, auch wenn man das Princip, dafs die Hilfe des Staates 
für die Armenverſorgung einzutreten habe, annimmt, kann man 
darüber verſchiedener Anſchauung fein. Die eine Anſchauung geht 
dahin — und ſie iſt ſehr weit verbreitet und hat auch ſchon in 
Geſetzgebungen ihren Ausdruck gefunden — dafs die Hilfe des 
Staates nur ſubſidiär einzutreten habe, nämlich inſoweit die Kräfte 
der betreffenden Heimatsgemeinde nicht reichen. Eine andere An— 
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ſchauung, die ich hier ausgeſprochen finde, geht dahin, daßs der 
Staat ſofort, ohneweiters einzutreten habe. | 

Das find Grundſätze, über welche man ſich binnen 48 Stunden 
unmöglich einigen kann, deren Tragweite in ihrer Ausführung man 
binnen 48 Stunden nicht überſehen kann. (Sehr richtig! rechts.) Mir 
ſcheint es daher viel richtiger zu ſein, daßs wir allerdings bei den ur— 
ſprünglichen Anträgen des Stadtrathes bezüglich des vorliegenden 
Geſetzentwurfes, bezüglich der Modificationen, welche derſelbe zu er— 
leiden hat — dieſes Geſetzentwurfes, deſſen weſentlichſter Inhalt darin 
beſteht, dafs man die Willkür der Gemeinden bei Verleihung in ein 
Recht des Betreffenden auf Erwerb des Heimatsrechtes verwandelt 
— ich ſage, dass wir bei dem urſprünglichen Antrage des Stadtrathes 
bleiben, und wünſche, daj8 wir die neuen Anträge, die allerdings einer 
gewiſſen Erwägung wert ſein mögen, die wir aber, wie ſie heute for— 
muliert find, in Pauſch und Bogen in Rückſcht ihrer Tragweite 
nicht überſehen können, dem Stadtrathe zur nochmaligen eingehenden 
Berathung zurückweiſen. (Widerſpruch.) 

Ich bitte, ſich noch Folgendes gegenwärtig zu halten. Ich 
habe hier vor mir ein Geſetz, welches noch kein Jahr alt iſt, und 
womit ſich — ich weiß nicht, ob es im Gemeinderathe berathen 
wurde oder ob darüber eine Außerung des Gemeinderathes ein— 
geholt wurde — aber womit ſich jedenfalls der Gemeinderath voll— 
kommen einverſtanden erklärt hat, und die Vertreter der Gemeinde 
im Landtage ebenfalls, dieſes Geſetz iſt das Armengeſetz vom 
13. October 1893, welches ſchon vom unmittelbaren Herrn Vor— 
redner beſprochen wurde. (Ruf: Es iſt noch nicht in Rechtskraft!) 
In dieſem niederöſterreichiſchen Landesarmengeſetze wird ausdrück— 
lich — und darauf hat die Gemeinde Wien großen Wert gelegt 
— die Armenverſorgung der Gemeinde Wien ausgenommen. Die 
Gemeinde Wien hat großen Wert darauf gelegt, dafs fie, obgleich 
ſie zu dieſem Landesarmenfonde, wie bereits erwähnt, den größten 
Theil, circa 84 Percent beiträgt, doch rückſichtlich der Gebarung 
mit ihrem Armenvermögen und rückſichtlich ihrer Armenverſorgung 
ſelbſtändig bleibt. 

Nun wird aber hier ausdrücklich erklärt, dafs. dieſe Armen— 
verſorgung unter Umſtänden ohneweiters den Kronländern, wie es 
im zweiten Abſatze heißt, zugewieſen wird, eine Beſtimmung, welche, 
wie mir ſcheint, geradezu im Widerſpruche ſteht mit jener, welche 
im Landesarmengeſetze enthalten iſt. 

Ich erkläre offen, daS das Princip, der Staat habe für die 
Armen einzutreten, es habe eine Reichs⸗Armenverſorgung einzutreten, 
mir ganz richtig erſcheint. Eine andere Frage aber iſt es, ob man 
dieſe Verpflichtung als primäre oder nur als ſubſidiäre Pflicht 
aufzufaſſen habe und in welcher Weiſe überhaupt dieſe Reichs- 
Armenunterſtützung geregelt werden ſoll. Es gibt da ganz ver— 
ſchiedene Anſchauungen; die einen meinen, dass dieſe Regelung 
im adminiſtrativen Wege ſtattfinden ſolle, andere wieder meinen, 
daſs dazu die autonomen Behörden geeignet ſeien. Um ſich aber 
in der einen oder anderen Richtung auszuſprechen, bedarf es ſorg— 
fältiger Studien und eingehender Erwägungen, vor allem aber 
eines ſorgfältig ausgearbeiteten ſtatiſtiſchen Materiales. Binnen 
48 Stunden aber mit einer derart weittragenden Frage vor den 
Gemeinderath zu treten und ein vom Stadtrathe beſchloſſenes 
Referat damit vollkommen umſtürzen zu wollen, das begreife ich 
nicht, und daher bin ich dafür, es möge der Antrag, wie er jetzt 
vorliegt, nochmals dem Stadtrathe zur eingehenden Berathung zu— 
gewieſen werden. | 
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Referent: Meine Herren! Ich kann über die Debatte nicht 
ganz ſchweigen, doch will ich Sie nicht lange aufhalten. Vor allem 
erlaube ich mir zu conſtatieren, und zwar mit Befriedigung, dafs von 
keiner Seite für das Geſetz, wie es die Regierung vorgelegt hat, irgend— 
ein befürwortendes Wort gefallen iſt, und ich glaube, wenn wir 
das Geſetz einfach anzunehmen oder abzulehnen hätten, ſo wäre 
es ſchon längſt abgelehnt. Wir befinden uns aber in einer ganz 
anderen Situation, und es iſt daher in gewiſſer Beziehung durch— 
aus verfehlt, wenn man bei den Plaidoyers pro und contra den 
Standpunkt einnimmt, wir hätten etwas abzulehnen oder anzu— 
nehmen. Darüber haben andere Competenzen zu entſcheiden, und 
es iſt die traurige Situation, in der wir uns befinden, bereits 
ſehr deutlich gekennzeichnet worden. Selbſt diejenigen, welche wir 


als unſere Freunde, als unſere Vertreter anzuſehen alle Urſache 


haben, ſtehen in der Frage, wie es ſcheint — vielleicht tritt noch 
ein Umſchwung ein — nicht auf unſerer Seite, und wir ſind that— 
ſächlich, ich möchte fagen, an die Wand gepreſst und haben nur 
einen geringen Spielraum vor uns, um alles zu thun, um dieſes 
Geſetz in der vorliegenden Form, in welcher es uns zum Ruine 
gereichen würde, unmöglich zu machen. Das ſoll nun mit Hilfe 
des Antrages Dr. Lueger, beziehungsweiſe des gegenwärtigen 
Stadtraths⸗Antrages auf doppelte Weiſe geſchehen, auf eine negative 
und eine poſitive. 


Der Antrag des Stadtrathes, welcher ſich dem Gedanken des 
Herrn Dr. Lue ger angeſchloſſen hat, iſt kein Geſetzentwurf. Er 
enthält nur einen leitenden Gedanken, welcher der Regierung vor— 
gelegt werden ſoll, damit dieſelbe ſich im Principe mit ihm be⸗ 
ſchäftige, und wenn ſie den Gedanken als discutierbar anerkennt, 
einfach das vorgeſchlagene Heimatsgeſetz zurückziehe. Das iſt die 
natürliche Folge. Denn das Geſetz vom Jahre 1863 und der neue 
Geſetzentwurf können ſelbſtredend — das wird jeder, der nicht ſehr 
leichtfertig über die Sache hinweggeht, begreifen müſſen — neben⸗ 
einander nicht beſtehen, ſondern wenn die Regierung ein Armen- 
geſetz auf Grundlage der geäußerten Idee vorlegen will, ſo iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daſs der neue Geſetzentwurf zurückgezogen werden 
mufs. Dieſe Frage iſt alſo, wie mir ſcheint, vollkommen klar. 


Was nun den Antrag des Herrn Dr. Lueger betrifft, ſo 
hat der Stadtrath den geſunden Gedanken, der darin liegt, man 
ſolle die Gemeinden — und nicht nur die Gemeinde Wien — 
dadurch entlaften, daſs man einen Theil der Armenverſorgung auf 
die Länder überwälzt, aber auch zugleich im Principe den Staat 
heranzieht, ohne feinere Unterſcheidung, ob ſubſidiär oder primär, 
umſo williger erfafst, als dadurch, daſs man an den Reichsrath 
mit einem ſolchen Vorſchlage kommt, wieder ein neuer Hebel an— 
geſetzt wird, um den in ſeinen Conſequenzen ſo traurigen neuen 
Geſetzentwurf zu beſeitigen. 


Das iſt der Grund, und ich würde alle diejenigen, welche 
wirklich wollen, daſs wir kein Mittel unverſucht laſſen, um von der 
Gemeinde Wien eine ungemeſſene Belaſtung abzuwälzen, dringlichſt 
bitten, fie mögen zu dieſem Zwecke alle anderen Rückſichten bei⸗ 
ſeite laſſen und womöglich alles acceptieren, was geeignet iſt, in 
dieſer Richtung als ein Hebel, als ein Vorſtoß zu dienen. 


Ich ſpreche daher mit vollſter Überzeugung für die Annahme 
des Stadtraths-Antrages, den ich Ihnen vorgebracht habe, umſo⸗ 
mehr, als durch denſelben die übrigen Anträge des Stadtrathes durch— 
aus nicht erſchüttert werden: Wenn von Seite der Regierung auf 


a 
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die erſte Anregung nicht eingegangen wird, bleiben dieſelben voll— 
ſtändig aufrecht und ſollen dann ihre volle Wirkung thun. 

Ich möchte nur noch ein Wort weiter bemerken bezüglich 
eines Ausſpruches, welchen Herr Dr. Geßmann gethan hat. 
Herr Dr. Geßmann hat nämlich gemeint, alle Amendements, 
die der Stadtrath hier vorſchlage, würden nur einen verhältnis— 
mäßig geringen Effect haben. 

Ja, wenn man dieſe Punkte allein liest und bei dem 
Wichtigſten aufhört (So iſt es! rechts), dann hat Herr Dr. 
Geßmann vollkommen recht, allein das Wichtigſte und Ent⸗ 
ſcheidende liegt im Schluſſe und im Eingange. In dieſen Punkten 
wird ferner auch ſchon das geſagt, was College Frauenberger 
will. Es wird ausgeſprochen, daſss die weitere Belaſtung eine un— 
erſchwingliche iſt. Es iſt das wohl dasſelbe, was er meint, nur iſt 
es in der richtigen Form ausgedrückt. Und zum Schluſſe wird es 
ganz offen ausgeſprochen, das thatſächlich ein ſolches Geſetz nicht 
in Kraft treten könne, ohne die Gemeinde zu ruinieren, wenn nicht 
von Seite der Regierung entſprechende Aquivalente geboten werden. 
Darin liegt der Schwerpunkt der ganzen Sache, nicht in den 
übrigen Punkten, welche — ich geſtehe es zu — untergeordneter 
Natur ſind. 

Ich habe mich jetzt in der General⸗Debatte nur noch kurz über 
die geſtellten Anträge zu äußern. 

Was den Antrag des Collegen Herrdegen betrifft, ſo 
zerfällt derſelbe in zwei Punkte: 1. eine Petition an die Regierung, 
es möge das jetzige Geſetz zurückgezogen werden; 2. es möge ein 
Geſetz gegeben werden, bei welchem Heimatsrecht und Armenrecht 
von einander getrennt werden. Ich erkläre, das dieſe beiden An⸗ 
träge ſinngemäß vollſtändig in dem Antrage des Stadtrathes, be— 
ziehungsweiſe des Herrn Dr. Lueger gelegen ſind und daher 
keiner ſpeciellen Annahme bedürfen. 

Dagegen iſt aber das Princip, dass ein Reichsarmenfond be- 
gründet wird, in der That ſo weittragend und bedarf ſolcher 
ſtatiſtiſcher Daten aus der ganzen Monarchie, dass ich Sie warnen 
möchte, ohne eine ſolche Vorarbeit, welche übrigens beim Magiſtrate 
im Zuge iſt, dieſen Antrag anzunehmen. 

Was den Antrag des Herrn Collegen Frauenberger 
anbelangt, fo erkläre ich mich gegen denſelben, weil er überflüſſig 
iſt. Ich habe Ihnen bereits nachgewieſen, daſs eingangs und am 
Schluſſe der Stadtraths⸗Anträge dieſe Erklärung in ſehr poſitiver 
Weiſe abgegeben iſt, und dieſelbe in die Form einer Drohung zu 
bringen, die man kaum ausführen könnte, dem möchte ich mich 
nicht anſchließen. 

Herr Gem.⸗Rath Dr. Stern hat den Antrag geſtellt, es 
möge nur eine einheitliche Aufenthaltsfriſt — wenn ich mich nicht 
täuſche, von zwölf Jahren — aufgeſtellt werden. Ich erkläre mich 
namens des Stadtrathes dagegen, weil der Stadtrath und ich der 
Anſicht ſind, daſs man denn doch einen Unterſchied zu machen habe 
zwiſchen Perſonen, welche irgendwo einen ordentlichen Wohnſitz, 
alſo den ethiſchen Willen und die Abſicht haben, dauernd in der 
Heimat zu verbleiben, welche außer der Conſumtionsſteuer auch 
noch ſeparate Leiſtungen zum Wohle der Gemeinde des Heimats⸗ 
ortes, in der ſie wohnen, beitragen, und ſolchen, welche nur mehr 
oder minder freiwillig einen längeren Aufenthalt ohne ſolche 
Leiſtungen aufweiſen. Der Stadtrath ſpricht ſich gegen eine Nivel- 
lierung dieſer verſchiedenen Kategorien aus, umſomehr, als ja die— 
jenigen, welche etwa mit einer Steuer rückſtändig ſein ſollten, 
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deshalb nicht der Wohlthat der Zuſtändigkeitserſitzung verluſtig, 
ſondern lediglich ganz ſo behandelt werden wie diejenigen, welche 
überhaupt keine Steuer zahlen, was auch thatſächlich richtig iſt. 

Was ferner den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Tomola 
betrifft, ſo gehe ich auf die Begründung desſelben mit Rückſicht 
darauf, daſs es ¼8 Uhr iſt, nicht ein. Ich müſste ſehr lange 
darüber ſprechen. Ich bemerke aber, dass der Antrag ſelbſt ſachlich 
in den Antrag Dr. Lueger fällt, und ich bitte Sie daher, den— 
ſelben abzulehnen. 

Was endlich den Antrag des Herrn Collegen Beutnitz 
anbelangt, ſo bitte ich, denſelben auch abzulehnen (Heiterkeit links), 
weil vor dem Lotto denn doch noch andere Reſerven da ſind, 
welche der Staat hat, aus welchen wir Entſchädigungen und 
Aquivalente begehren; das ſind die Überſchüſſe der Perſonal⸗ 
Einkommenſteuer, das iſt die Verzehrungsſteuer, das ſind die 
richtigeren Quellen, aus welchen der Staat die Städte, welche hart 
betroffen werden, entſchädigen ſoll und vorausſichtlich auch ent— 
ſchädigen wird. 

Ich beantrage daher das Eingehen in die Special-Debatte. 
(Lebhafter Beifall.) 

Gem.-Nath Dr. Geßmann (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Der ſehr verehrte Herr Gemeinderath des erſten Bezirkes hat den 
Vorwurf, den ich in der letzten Sitzung erhoben habe, und der 
dahin gegangen iſt, es hätte ſich die Gemeinde, beziehungsweiſe 
der Gemeinderath früher nicht allzu eifrig mit der Angelegenheit 
befaſst, damit zu entkräften geſucht, daſs er angeführt hat, es ſei 
ſeinerzeit ein Referat erſtattet worden und ich habe ſelbſt als 
Referent fungiert. Dieſe Thatſache ſteht vollſtändig aufrecht, aber 
ebenſo ſteht es aufrecht, dass ich nachträglich zu wiederholtenmalen 
Auregungen in der gleichen Richtung gegeben habe, dass aber 
eine wirkliche Action — das beweiſen die Thatſachen — in dieſer 
Richtung weiter nicht erfolgte, ja dass nicht einmal Beſtrebungen, 
in dieſer Hinſicht ſtatiſtiſches Material zu ſchaffen, geäußert worden 
find. Das war dasjenige, was ich in der letzten Sitzung gejagt 
habe und was auch heute noch aufrecht ſteht. 

Gem.-Nath Tomola (zur thatſächlichen Berichtigung): Herr 
College Dr. Mittler hat mir Dinge unterſchoben, welche ich 
denn doch nicht ſo geſagt und auch nicht ſo gemeint habe. Ich 
habe in der letzten Sitzung bloß von der Tracht geſprochen, welche 
in Wien ortsüblich werden könnte, und habe dabei zwei Figuren 
genannt, welche, wie Herr College Dr. Mittler wiſſen dürfte, 
in Freytags „Soll und Haben“ vorkommen. Von Liebe und Haſs, 
welche in irgendeiner Kleidung herumgetragen werden, habe ich 
nicht geſprochen. Ich möchte erſuchen, mir nicht Dinge zu unter— 
ſchieben, die ich nicht geſprochen habe. 

Gem.-Nath Frauenberger (zu einer perſönlichen Be— 
merkung): Ich mufs doch meinen neueſten politiſchen Freund 
Herrn Gem.⸗Rath Dr. Lueger bitten (Gem.-Rath Gregorig: 


Das iſt ein billiger Spafs!), mir gelegentlich jene Stelle gedruckt 


zu zeigen, wo ich die Regierung des Grafen Taaffe gelobt hätte; 
um das werde ich bitten. Wenn ich dem Statthalter von Nieder— 
öſterreich hier meine Anerkennung ausgeſprochen habe, fo hat das 
mit der Regierung des Grafen Taaffe nichts zu thun. (Oho! 
links.) 

Auf ſeine Frozzelei wegen der politiſchen Collegialität zu ihm 
gehe ich nicht ein, aber ich glaube, es passt nicht für den Führer 
einer jo großen Partei, wie er immer behauptet, dass er hier im 
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Gemeinderath fo billige Späſſe macht. Das möchte ich dem Herrn 
Dr. Lueger geſagt haben. (Gem.⸗Rath Hawranek: Gengen S' 
baden!) 

Gem.-Rath Dr. Mittler (zur Berichtigung): Der Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Lueger hat meine Bemerkungen, die ich über 
andere große Städte gemacht habe, in nicht richtiger Weiſe wieder— 
gegeben. Ich fühle mich veranlaſst, das, was ich gejagt habe, in 
Kürze, und zwar in berichtigender Weiſe, zu wiederholen. Ich habe 
lediglich behaupten wollen, daßs, ungeachtet es in Paris, London und 
auch in Berlin eine nach hunderttauſenden zählende Menge von nicht 
zum Staate gehörigen, nicht daſelbſt heimatsberechtigten Perſonen 
gibt, der franzöſiſche, engliſche, deutſche Charakter dieſer Städte 
nicht berührt wird. 

Was die Berichtigung betrifft, die Herr Gem.-Rath Dr. 
Geßmann vorgebracht hat, ſo erſcheint die Sache nicht ganz fo, 
wie er ſie heute darſtellt. Er hat ſich in der vorigen Sitzung dar— 
über beſchwert, dafs fein vor mehr als zehn Jahren geſtellter An— 
trag auf Einſetzung einer Enquéte in der gegenſtändlichen Frage 
wirkungslos geblieben iſt, und daßs einfach gar nichts in dieſer 
Frage geſchehen iſt. Dem gegenüber habe ich nachgewieſen, dass 
ſogar er ſelbſt die Reſultate der diesbezüglichen Sections- und 
Commiſſions⸗Sitzungen referiert hat. 

Was die Erklärungen des Herrn Gem.-Rathes Tomola be— 


trifft, ſo glaube ich allen Anlaſs zu haben, die abſchwächende 


Bemerkung, welche er heute vorgebracht hat, zur befriedigenden 
Kenntnis zu nehmen, wenn er wirklich nichts anderes beabſichtigt 
hat, als was er heute zugibt. Aber ich glaube, niemand, der 
ſeine Rede liest, wird derſelben dieſen Charakter beimeſſen; und ich 
kann nicht umhin, zu bemerken, daſs der Ton, in welchem er die 
Dinge vorgebracht hat, ein ſolcher geweſen iſt, der meine Be— 
merkungen provocieren muſste. 

Dice-Bürgermeifler Dr. Richter: Es kann eine Special⸗ 
Debatte nicht beginnen, bevor nicht über einige Anträge entſchieden 
iſt. Es liegt nämlich zunächſt ein Antrag vor, welchen die Herren 
in Händen haben. Dieſer iſt vom Stadtrathe geſtellt und beginnt 
mit jenem Theile, welcher über die Anregung des Dr. Lueger 
formuliert wurde. Nun wurde vom Herrn Gem.-Rathe Herrdegen 
beantragt, es ſei an das Abgeordnetenhaus zu petitionieren, das— 
ſelbe möge den von der hohen Regierung eingebrachten Geſetz— 
entwurf, betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen des 
Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863, ablehnen. Weiters liegt 
ein Antrag Dr. Stern vor, es möge der Antrag des Stadt— 
rathes — urſprünglich der Antrag Dr. Lueg er — nochmals an 
den Stadtrath zur Vorberathung gewieſen werden. 

Ich bringe nun den von mir verleſenen Theil des Antrages 
Herrdegen zur Abſtimmung. Wird derſelbe angenommen, ſo 
iſt die ganze Angelegenheit erledigt. (Widerſpruch.) Ich bitte, 
es heißt: „Der Gemeinderath ſpricht ſich gegen die Anderung 
des Heimatsgeſetzes aus“; damit wäre die Sache erledigt. Würde 
der Antrag abgelehnt, ſo kommt der Antrag Dr. Stern zur 
Abſtimmung, welcher ſich auf die nochmalige Zuweiſung bezieht. 
Wird dieſer Antrag abgelehnt, dann kommt der Antrag des Stadt- 
rathes mit dem Antrage Dr. Lueg er zur Abſtimmung, dann erſt 
folgen die Detailbeſtimmungen. 

Gem.-Nath Dr. CLueger (zur Abſtimmung): Ich würde doch 
bitten, nochmals den Antrag Herrdegen zu verleſen. Er ſpricht 


ſich nur gegen das Geſetz aus und er bittet, den Geſetzentwurf 


abzulehnen. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 95, 27. November 1894. 


. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: „möge den von der 
Regierung eingebrachten Geſetzentwurf, betreffend die Abänderung 
einiger Beſtimmungen des Heimatsgeſetzes ablehnen.“ Weiter heißt 
es: „und die Regierung auffordern, mit aller Dringlichkeit eine Reform 
der Armenverſorgung und die Loslöſung derſelben vom Heimatsrechte, 
beruhend auf Schaffung eines Reichs-Armenfondes, in Angriff zu 
nehmen.“ Das ſind Dinge, die heute ohne Vorberathung nicht zur 
Erledigung kommen können. Es iſt nicht möglich, über dieſe Dinge 
zu ſprechen. Sie gehören zur Reform der Armengeſetzgebung. 
Darüber wird ſpäter entſchieden. 

Gem.-Aath Pr. Tueger: Wenn der Antrag des Herrn 
Gem.⸗Rathes Herrdeg en in dem Sinne aufzufaſſen wäre, dafs 
durch die Annahme desſelben nicht auch die Annahme der anderen 
Anträge, alſo der Stadtraths-Anträge, verhindert wird, dann könnte 
ich für ihn ſtimmen. Ich glaube aber, daſs das nicht der Fall iſt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Wir können nicht die 
Regierung, ſondern das Abgeordnetenhaus bitten, den Geſetz— 
entwurf abzulehnen und überdies an dem Geſetzentwurfe Abände— 
rungen vorzunehmen. Das eine ſchließt das andere vollſtändig aus. 

Ich bringe alſo den verleſenen Theil des Antrages Herr— 
degen zur Abſtimmung: 

„Es wird das Abgeordneteuhaus erſucht, den Geſetzentwurf 
abzulehnen.“ 

Ich bitte die Herren, welche dem Antrage zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt die Minorität. Abgelehnt. 

Nun kommt der Antrag Dr. Stern zur Abſtimmung: „Der 
Antrag des Stadtrathes, urſprünglich Antrag Dr. Lueger, wird 
nochmals zur Berathung an den Stadtrath zurückgewieſen.“ 

Ich bitte die Herren, Dee dem Antrage zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt die Minorität. Abgelehnt. 

Nun kommt der Antrag = Stadtrathes, welcher über Antrag 
des Herrn Gem.-Rathes Dr. Lueger gefaſst und heute vertheilt 
wurde, zur Abſtimmung. 

Ich bitte die Herren, welche dafür ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Ich bitte den Herrn Referenten, mit der Verleſung der 
Special-Anträge zu beginnen. 

Referent: Soll ich auch die Paragraphe des Geſetzes ver— 
leſen? (Rufe: Nein!) Punkt 1 der Stadtraths-Anträge geht dahin, 


„dass die im Artikel, 82 a und h beantragten Aufenthaltsfriſten 


von fünf reſpective zehn Jahren, auf zehn reſpective fünfzehn e 
erhöht werden“. =. 

Gem.-Rath Dr. Geßmann: Es ift ſchon vom Herrn Ge⸗ 
meinderathe aus dem II. Bezirke mit Recht betont worden, daßs 
der Gegenſatz zwiſchen denjenigen, welche eine directe Steuer zahlen, 
und ſolchen, die keine directe Steuer zahlen, eine ganz koloſſale 
Ungerechtigkeit gerade gegenüber den eine directe Steuer Zahlenden 
involviert. Ich bin dafür, dass in der Richtung kein Unterſchied 
gemacht werde. Vom Herrn Gem.-Rathe Dr. Stern iſt der 
Antrag auf zwölf Jahre geſtellt worden. Ich erlaube mir den 
Antrag zu ſtellen, daſs die Friſt von 10 Jahren für beide Kategorien 
feſtgeſetzt werde, ſo zwar, daſs es im § 2 der Vorlage einfach 
heißt: „Der Bewerber mußs nach erlangter Eigenberechtigung durch 
zehn der Bewerbung vorausgehende Jahre ſich freiwillig und un— 
unterbrochen in der Gemeinde aufgehalten haben.“ Es wäre eine 
ganz craſſe Ungerechtigkeit, wenn der ſelbſtändige Geſchäftsmann, 
der einmal, wie es im Stadtraths-Antrage heißt, zurückgeblieben 
iſt mit ſeiner Steuer und bei dem dieſelbe infolge von Unein— 
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bringlichkeit abgeſchrieben worden iſt, von dem Rechte der Armen- 
verſorgung vollſtändig ausgeſchloſſen werden ſollte, während der 
andere, der gar keine Steuer gezahlt hat, bei dem alſo die 
Möglichkeit dieſes Ausſchließungsgrundes abſolut nicht eintreten 
kann, dieſes Recht genießt. 

Referent: Ich habe hinſichtlich dieſes Antrages bereits meine 
Erklärung abgegeben und bitte Sie, dieſen Antrag nicht anzunehmen, 
weil es im Gegentheile geradezu ungerecht iſt, Perſönlichkeiten, 
welche doppelt Steuer zahlen — und man wird bei aller Nivel— 
lierungsſucht nie dahin kommen, keinen Unterſchied zwiſchen ſolchen 
zu machen, welche beſteuert ſind, und ſolchen, die es nicht ſind — 
geradezu ſchlechter zu behandeln als diejenigen, welche dermalen 
keine Steuer zahlen. Auch iſt die Auffaſſung des Herrn Gem.-Rathes 
Dr. Geßmann über den Verluſt des Erſitzungsanſpruches durch 
Abſchreibungen unrichtig; der Betreffende wird durchaus nicht von 
der Erwerbung des Heimatsrechtes ausgeſchloſſen, ſondern er er— 
wirbt es nur unter jenen Bedingungen, wie derjenige, der keine 
Steuer zahlt. 

Gem.-Nath Dr. Stern: Vor allem möchte ich eine Be— 
merkung des Herrn Referenten richtigſtellen. Er hat früher erwähnt, 
daſs zu jenen, die nicht directe Steuer zahlen, die ich gemeint 
habe, auch diejenigen gehören, welche nur einen vorübergehenden 
Aufenthalt haben. Das iſt nicht der Fall, denn ich beantrage 
ausdrücklich, daſs die lit. b im § 2 bleibe, wonach ſich der Be— 
werber durch zehn Jahre, beziehungsweiſe — nach meinem Antrage 
— zwölf der Bewerbung vorausgegangene Jahre freiwillig und 
ununterbrochen in der Gemeinde aufgehalten haben muss. 

Ich möchte zur Unterſtützung meines Antrages noch auf 
Folgendes aufmerkſam machen: Wie Sie wiſſen, ſteht jetzt eine 
neue Steuergeſetzgebung in Berathung. Durch dieſe neue Steuer— 
geſetzgebung wird die Erwerbſteuer contingentiert. Es ſollen auch 
je nach dem Ergebniſſe der Perſonal-Einkommenſteuer namentlich 
die unterſten Erwerbſteuerſätze vermindert, ja ſogar die unterſten 
Kategorien möglicherweiſe ganz aufgelaſſen werden. Ich frage Sie 
nun, wie halten Sie es mit denjenigen, die heute allerdings zur 
Erwerbſteuer vorgeſchrieben ſind, denen aber vermöge der neuen 
Steuergeſetzgebung infolge des günſtigen Ergebniſſes der Perſonal⸗ 
Einkommenſteuer die Erwerbſteuer gänzlich nachgelaſſen werden 
wird. Soll das Beneficium, welches die neue Steuergeſetzgebung 
dem Gewerbemanne gibt, indem es ihm die Steuer ganz nachlässt, 
auf einmal in ein onus verkehrt werden, indem er erſt nach einem 
fünf Jahre länger dauernden Aufenthalte das Heimatsrecht erwirbt? 
Das iſt nicht gerecht. Ich geſtehe offen, ich hätte gleich urſprünglich 
den Antrag geſtellt, daßs zehn Jahre beſtimmt werden ſollen. Mit 
Rückſicht aber auf die ſchwere Belaſtung, welche der Gemeinde aus 
dieſem Geſetzentwurfe droht, habe ich die Mitte zwiſchen den beiden 
vom Stadtrathe beantragten Sätzen, nämlich zehn und fünfzehn 
Jahre, ziehen müſſen und demzufolge zwölf Jahre beantragt. 

Gem.-Aath Dr. Nechansliy: Ich bitte nur ganz kurz, für 
den Stadtraths-Antrag zu ſtimmen. Den Irrthum, in welchem ſich 
Herr Gem.⸗Rath Dr. Geßmann befindet, hat bereits der Herr 
Referent aufgeklärt. Meines Erachtens beſteht kein Zweifel. Sollte 
ein ſolcher beſtehen, jo muss derſelbe im Abgeordnetenhauſe durch 
einen entſprechenden Zuſatz gelöst werden. Für mich beſteht aber 
kein Zweifel, daſs 15 Jahre in jedem Falle gelten. Wenn er die 
Steuer pünktlich zahlt, hat er die Prämie, daßs er ſchon nach 
zehn Jahren das Recht erwirbt, wenn er aber nicht pünktlich zahlt, 
erwirbt er es jedenfalls nach 15 Jahren. 
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Ich bitte Sie im Intereſſe der Gemeinde Wien, den Stadt— 
raths⸗Antrag in dieſer Richtung anzunehmen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Der Herr Referent hat 
das Schlufswort. 

Referent: Ich habe nichts zu bemerken. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Hält Herr Gem.⸗Rath 
Dr. Geß mann ſeinen Antrag aufrecht? Wenn dies der Fall 
iſt, ſo mache ich aufmerkſam, dafs ſich da die Sonderbarkeit 
ergeben würde, daſs in Alinea a und b immer „zehn Jahre“ 
ſtehen würde; der Herr Gemeinderath beantragt, in Alinea a das 
Wort „fünf“ durch „zehn“ zu erſetzen. So lautet der Antrag; da 
wären a und b der Zeit nach vollkommen gleich. 

Gem.⸗Nath Dr. Geßmann: Ich habe ausdrücklich bean⸗ 
tragt, es ſoll die Faſſung dahin gehen: „Der Bewerber mufs 
nach erlangter Eigenberechtigung“ — dann fällt Alinea a voll— 
ſtändig weg — „ununterbrochen durch zehn der Bewerbung vor— 
ausgehende Jahre ſich freiwillig und ununterbrochen in der Ge: 
meinde aufgehalten haben.“ 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte nur im 
Protokolle nachzuſehen. Das iſt ein neuer Antrag. Herr Gemeinde— 
rath haben geſagt, es ſoll heißen nach erlangter Eigenberechtigung 
entweder durch zehn Jahre ꝛc. Punkt a. Ich bitte nun, ich glaube 
es läſst ſich der Antrag des Herrn Gem.-Nathes Dr. Geß mann, 
wenn er ſo lantet, wie er zuletzt geſtellt wurde, vom Antrage des 
Herrn Dr. Stern nur hinſichtlich der Zeit unterſcheiden. 

Der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Dr. Stern iſt ein 
Gegen-Antrag folgenden Inhaltes: Punkt a ſei vollkommen zu 
ſtreichen und bei Punkt b ſei zu jagen: „Der Bewerber muſßs nach 
erlangter Eigenberechtigung durch zwölf der Bewerbung voraus— 
gehende Jahre ſich frei und ununterbrochen in der Gemeinde auf— 
gehalten haben.“ Herr Gem.-Rath Dr. Geßmann will anſtatt 
zwölf Jahre zehn Jahre ſetzen. 

Ich bringe alſo zuerſt den Antrag des Herrn Gem.-Rathes 
Dr. Stern zur Abſtimmung. Jene Herren, welche mit dieſem 
Antrage einverſtanden find, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) 
Abgelehnt. 

Nun kommt der Antrag mit der Zeitbeſtimmung von zehn 
Jahren, alſo der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Dr. Geßmann. 
Ich bitte jene Herren, welche dafür ſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Es ſind 28 Herren dafür. Ich bitte um die Gegen— 
probe. (Nach einer Pauſe:) Der Antrag iſt ebenfalls abgelehnt. 

Nun bringe ich zur Abſtimmung Punkt 1 der Referenten-An⸗ 
träge, daßs die im Artikel J, S 2 a und b beantragten Aufenthalts- 
friſten von fünf, reſpective zehn Jahren, auf zehn, reſpective 
fünfzehn Jahre erhöht werden. Ich bitte jene Herren, die für dieſen 
Antrag ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Zu Punkt 2 iſt keine Einwendung; er iſt daher an— 
genommen. 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger: Ich bitte um die Abſtimmung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte alſo jene 
Herren, welche Punkt 2 acceptieren, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Zu Punkt 3 hat Herr Gem.⸗Rath Dr. Friedjung das Wort. 

Gem.-Nath Dr. Friedjung: Dieſer Punkt 3 enthält einige 
Beſchränkungen der Rechte des Aufnahmswerbers, insbeſondere 
da durch, daſs er nicht nur abgelehnt werden kann wegen eines 
Vergehens aus Gewinnſucht oder gegen die Sittlichkeit, ſondern auch, 
wenn er beſcholten iſt. 
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Er könnte nun auch wegen eines politiſchen Vergehens beſcholten 
fein, und ich bin dagegen, dass er auch in dieſem Falle von der 
Gemeinde abgelehnt werden könne. Schon jetzt hat die Polizei 
einen größeren Einfluss auf die Aufnahme als gut iſt, und es iſt 
ganz gewöhnlich, dass die Außerung der Polizei für den Stadt- 
rath maßgebend iſt. Ich möchte mich alſo zur Aufrechthaltung der 
politiſchen Freiheit auf das beſchränken, was die Regierung beantragt 
und die weitere Beſchränkung des Stadtrathes nicht acceptieren. 
Es genügt, dass alle jene ausgeſchloſſen werden können, welche 
wegen eines Vergehens aus Gewinnſucht oder gegen die Sittlichkeit 
eine Strafe erhalten haben. 

Gem.-⸗Rath Dr. Geßmann: Meine Herren! Ich bin in 
dieſer Hinſicht mit dem Herrn Vorredner vollkommen einverſtanden. 
In einer politiſch und ſocial jo bewegten Zeit muſßs in der— 
gleichen Geſetzen aller Anſtoß vermieden werden, welcher es ermöglicht, 
daſs in unbilliger und ungerechter Weiſe zu Gunſten des einen 
oder zum Schaden des anderen eine Auslegung erfolgen kann. 
Ich glaube, es genügt hier vollſtändig der Wortlaut der Regierungs- 
vorlage, und ich beantrage deshalb, daſs Punkt 3 der Stadtraths— 
Anträge zu entfallen habe. 


Gem.-RNath Dr. Daum: Um die Sache auszugleichen, 
beantrage ich den Zuſatz „ſittlich unbeſcholten“. 

Gem.⸗Nath Dr. Klotzberg: Ich bitte, dieſer Punkt wurde 
über meine Initiative aufgenommen. Es iſt mir auch nichts anderes 
vorgeſchwebt als „ſittlich unbeſcholten“, denn, wenn wir dieſen Paſſus 
nicht aufnehmen, werden Sie ſtaunen, was wir alles aufnehmen 
müſſen; das verträgt die Stadt Wien nicht. Aus dieſem Grunde 
erkläre ich mich auch mit dem Zuſatze des Herrn Gem. -Rathes 
Dr. Daum „fittlich unbeſcholten“ einverſtanden und bitte, ihn 
anzunehmen. 

Referent (zum Schlufsworte) : Ich habe nur zu erklären, 
daſs wir nicht Urſache haben, uns in dieſer Richtung mehr als 
nothwendig die Hände zu binden. Der Stadtrath hat ſich hier 
vollſtändig an die Nomenclatur gehalten, welche im § 16 des Ge⸗ 
meindeſtatutes vorkommt. 

Ich empfehle Ihnen daher, hier keine Diserepanz zu machen, 
ſondern bei dem Ausdrucke, wie er im Statute ſteht, zu ver— 
bleiben und den Stadtraths⸗Antrag anzunehmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Der Anſchauung, welche 
geäußert wurde, wird dadurch Rechnung getragen, dals die Ab— 
ſtimmung über den Referenten-Antrag erfolgt vorbehaltlich der 
Einfügung des Wörtchens „ſitlich“ vor dem Worte „unbe— 
ſcholten“. Ich erſuche jene Herren, welche den Referenten-Antrag 
annehmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich erſuche nun jene Herren, welche dafür find, daßs vor 
den Worten „unbeſcholtenen Lebenswandel“ das Wort „fittlich" 
eingefügt werde, die Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe e:) Es 
ſind 35. Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) Die 
Einfügung des Wortes „fſittlich“ iſt angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 4. Keine Einwendung? — Ange⸗ 
nommen. 

Punkt 5. Keine Einwendung? — Angenommen. 

Punkt 6. Keine Einwendung? — Angenommen. 

Punkt 7. Keine Einwendung? 

Gem.-Nath Dr. Nechansliy: Zu Punkt 7 erlaube ich mir 
den Zuſatz⸗Antrag zu ſtellen: In der vierten und fünften Zeile 
habe es zu heißen: „innerhalb der Friſt von einem Jahre“. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 95, 27. November 1894. 


AAL Q NN W -. N NY Ne 


—— . ee a — 


Zur Erläuterung dieſes Autrages erlaube ich mir darauf auf— 
merkſam zu machen, das nach § 6 die Friſt, innerhalb welcher 
die Gemeinde ein Geſuch zu entſcheiden hat, mit ſechs Monaten 
fixiert iſt. Dies erſcheint mit Rückſicht auf die große Anzahl von 
Geſuchen, die nach der Beſtimmung von den 10, beziehungsweiſe 

5 Jahren bei der Commune Wien zur Erledigung kommen 
werden, zu kurz gefaßst. Ich beantrage daher die Erweiterung 
dieſer Friſt auf ein Jahr. 

Referent: Ich habe die Ehre, namens des Stadtrathes zu 
erklären, daſs derſelbe ſich dieſem Amendement anſchließt. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Namens des Stadtrathes kann 
ſich der Herr Referent wohl nicht anſchließen; für ſeine Perſon 
kann er eine Erklärung abgeben. 

Referent: Ich habe in der heutigen Stadtrathsſitzung die 
Ermächtigung eingeholt; der Herr College war nicht in der Sitzung 
des Stadtrathes. 

Vice-Bürgermeifter Dr. Richter: Ich bringe zunächſt den 
Antrag des Herrn Dr. Nechansky zur Abſtimmung, die Friſt 
von ſechs Monaten auf ein Jahr zu erweitern, dann den Refe— 
renten⸗Antrag. Diejenigen Herren, welche für die Friſterweiterung 
ſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Punkt 7 der Referenten⸗Anträge iſt ſonſt nicht angefochten 
worden. — Angenommen. 

Punkt 8. Keine Einwendung? — Angenommen. 

Es kommt Punkt 9. 

Gem.⸗Nath Dr. Geßmann: Ich beantrage, daſs es im 
Artikel II der Regierungsvorlage heißen fol: „Für die ausdrüd- 
liche Aufnahme in den Heimatsverband, welche auf Grund der 
Beſtimmungen der SS 2 bis 4 des vorſtehenden Artikels erfolgt, 
darf von mittelloſen Bewerbern eine Gebür nicht erhoben werden.“ 

Referent: Ich habe auf Grundlage der in der heutigen 
Sitzung des Stadtrathes eingeholten Ermächtigung zu erklären, 
dafs ſich der Stadtrath dieſem Amendement anſchließt. 

Gem.-Nath Dr. Nechansſty: Ich hatte beabſichtigt, den: 
ſelben Antrag zu ſtellen. Übrigens muss da der Vorantrag geſtellt 
werden, dafs Artikel III reſtituiert werde. Denn im Punkt 9 der 
Stadtraths⸗Anträge heißt es: „Die Gemeinde ſpricht ſich gegen 
die Aufnahme des Artikel IT aus mit Rückſicht darauf, dajs dieſer 
Gegenſtand in die Competenz der Landtage fällt.“ 

In Ergänzung des Antrages Dr. Geßmann beantrage ich 
alſo, dafs Artikel II reſtituiert werde. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Richter (unterbrechend): Das ift 
nicht nothwendig. Die Verſammlung muſs, wenn fie dieſer Anſchauung 
beipflichtet, den Referenten⸗Antrag ablehnen; das iſt das einfachite, 

GHem.-Nath Dr. Nehansky (fortfahrend): . . . und daßs in 
demſelben in der Schlufszeile nach den Worten „eine Gebür“ ein⸗ 
zuſchalten ſeien die Worte: „von mittelloſen Bewerbern“. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Nun kommtzur Abſtimmung 
Punkt 9 der Referenten⸗Anträge. Dieſer Punkt würde bedeuten, 
dass Artikel II ganz zu ſtreichen wäre. Wird der Referenten⸗An⸗ 
trag abgelehnt, dann kommt der Antrag Dr. Geßmann zur 
Abſtimmung. 

Ich bitte jene Herren, welche Punkt 9 der Referenten-Anträge, 
betreffend die Streichung des Artikel II annehmen wollen, die 
Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe:) Punkt 9 iſt abgelehnt. 

Nun kommt zur Abſtimmung das Amendement des Artikel II, 


welches dahin geht, daſs von mittelloſen Bewerbern keine Gebür 
eingehoben werden darf. 


2 


X 


Ich bitte jene Herren, welche dieſes Amendement annehmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Dasſelbe iſt angenommen. 

Nun erſuche ich jene Herren, welche den übrigen Theil des 
Artikel II annehmen wollen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Derſelbe iſt an genommen. 


Nun kommen wir zu Punkt 10 der Referenten-Anträge. Wird 
dagegen eine Einwendung erhoben? (Nach einer Pauſe:) An- 
genommen. 

Nun kommt der Eingang: „Es ſei eine Petition zu richten“ 
zur Abſtimmung. Keine Einwendung? (Nach einer Pauſe:) An— 
genommen. 

Es gelangt nunmehr der Antrag Frauenbergrr — das 
wäre ein Zuſatz nach Punkt 10 — zur Abſtimmung, welcher 
lautet (liest: 

„Der Gemeinderath wolle noch beſchließen: 

Es ſei dieſer Petition eine beſtimmte Erklärung anzuſchließen, 
daſs die Gemeinde Wien nicht in der Lage ſei, mit Rückſicht auf 
ihre ohnehin bis aufs äußerſte angeſpannten finanziellen Mittel 
dieſe neuerliche Laſt der Armenverſorgung zu übernehmen, und er— 
warte mit Zuverſicht entweder eine andere Löſung dieſer Frage 
oder aber volle Vergütung der betreffenden Auslagen durch den 
Staat.“ 

Ich bitte jene Herren, welche damit einverſtanden, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

Nun kommen wir zur Entſcheidung über den zweiten Theil 
des Antrages Herrdegen und über den Antrag Dr. Daum. 

Der Antrag Herrdegen lautet: „. . . und die Regierung 
aufzufordern, mit aller Dringlichkeit eine Reform der Armen— 
verſorgung unter Loslöſung derſelben vom Heimatsrechte und be— 
ruhend auf der Schaffung eines Reichs-Armenfondes in Angriff 
nehmen zu laſſen.“ 

Gem.-Rath Herrdegen: Ich halte dieſen Theil des An— 
trages für gegenſtandslos und ziehe ihn zurück. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Es entfällt alſo die 
Abſtimmung hierüber. 

Der Antrag Dr. Daum lautet: „Die SS 23 und 26 des 
Heimatsgeſetzes ſeien dahin zu ergänzen, daſs den Gemeinden 
gewährt wird: 

1. politiſche Execution für Rückerſatzforderung wegen von der 
Gemeinde gewährten Unterſtützungen, 

2. ein Recht zur Anhaltung zur Arbeit auf beſtimmte Zeit, 
wenn die Unterſtützten durch Arbeitsſcheu oder Trunkſucht mittellos 
wurden oder ihrer geſetzlichen Erhaltungspflicht nicht genügt haben 
und dadurch Angehörige der öffentlichen Armenpflege anheimfallen 
ließen.“ 

Ich bitte jene Herren, welche der Zuweiſung dieſes Antrages 
an den Stadtrath zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Die Zuweiſung iſt genehmigt, der Gegenſtand erledigt. 
Beſchluſs: Es iſt eine Petition an die hohe Regierung und an 

die beiden Häuſer des Reichsrathes zu richten, in 
welcher an der Hand der von der ſtädtiſchen Buchhaltung 
gelieferten ſtatiſtiſchen Daten nachgewieſen wird, daſss die 


Gemeinde Wien durch das geplante neue Heimatsgeſetz 


einerſeits eine außerordentlich hohe, ja unter den gegen— 
wärtigen finanziellen Verhältniſſen derſelben geradezu 
unerſchwingliche Mehrbelaſtung insbeſondere für Zwecke 
der Armenverſorgung, andererſeits ein fühlbarer Ent— 
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gang von Gebüren treffen würde, und in welcher die 
Bitte geſtellt wird: 

Es ſeien die Beſtimmungen des Heimatsgeſetzes 
vom 3. December 1863, Nr. 105 R.⸗G.⸗Bl., bezüglich 
der Verpflichtung der Armenverſorgung unter Aufrecht— 
haltung ſeines ſonſtigen Inhaltes nach folgenden 
Grundſätzen zu ändern: 

1. Wenn der Unterſtützungsbedürftige durch mehr 
als zehn Jahre aus freiem Willen aus feiner Heimats— 
gemeinde abweſend iſt, erliſcht die Verpflichtung der 
Heimatsgemeinde zur Unterſtützung, beziehungsweiſe 
Verſorgung desſelben. 

2. Dieſe Pflicht geht, im Falle der Unterſtützungs— 
bedürftige in demſelben Kronlande ſeinen dauernden 
Aufenthalt hat, dem auch ſeine Heimatsgemeinde an— 
gehört, an das betreffende Kronland, im anderen Falle 
an den Staat über. 

3. Die Gemeinde Wien erklärt ſich bereit, die 
Armenpflege über jene Perſonen, welche in Wien ihren 
Wohnſitz haben und bezüglich welcher der Staat oder 
das Land die Verpflichtung zur Armenverſorgung hat, 
auf Rechnung des Staates, beziehungsweiſe des Landes 
durch ihre eigenen Organe durchzuführen. 

Sollte auf dieſen Vorſchlag nicht eingegangen 
werden, ſo wird gebeten, an dem Regierungsentwurfe 
folgende Anderungen vorzunehmen: 

1. Dass die im Art. I, § 2, a und b beantragten 
Aufenthaltsfriſten von fünf reſpective zehn Jahren auf 
zehn reſpective fünfzehn Jahre erhöht werden. 

2. Dass im Art. I, § 2, Abſ. a, nach den Worten 
„nicht im Rückſtande haften“ eingeſchaltet werde: „und 
eine ihn betreffende landesfürſtliche Steuer oder geſetz— 
liche Umlage während der Zeit ſeines Aufenthaltes 
nicht wegen Uneinbringlichkeit in Abſchreibung gebracht 
worden ſei. 

3. Ferner möge der Abſatz 2 des Punktes b dahin 
abgeändert werden, dafs der Bewerber während der 
sub a und b feſtgeſetzten Aufenthaltsfriſten einen ſittlich 
unbeſcholtenen Lebenswandel geführt haben müſſe und 
dafs weder er, noch ein in ſeiner Verſorgung ſtehendes 
Mitglied ſeiner Familie während dieſer Aufenthalts— 
friſt der öffentlichen Mildthätigkeit zur Laſt gefallen 
ſein dürfe. 

4. Dass der § 3 des Geſetzes zu lauten habe: 
„Zur Geltendmachung des Anſpruches auf die aus⸗ 
drückliche Aufnahme in den Heimatsverband im Sinne 
des § 2 iſt nicht bloß der Anſpruchsberechtigte ſelbſt, 
ſondern im Falle ſeines Ablebens auch die hinterlaſſene 
Ehegattin und die ehelichen minderjährigen Kinder, bei 
Frauensperſonen auch die minderjährigen unehelichen 
Kinder berechtigt.“ 

5. Im § 4 möge das Wort „weder“ in 
„nicht“ verändert, ferner der Satz „noch innerhalb 
einer Friſt von zwei Jahren nach dem 
Aufhören des Aufenthaltes von dem Be— 
treffenden ſelbſtoder von deſſen Heimats— 
gemeinde ($ 3)“ entfallen, ebenſo wie die Worte 
„beim Vorſtande“ ſtatt deren zu ſetzen iſt „bei . . .“. 
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6. Der 8 5 der Geſetzesvorlage habe gänzlich zu 
entfallen. 

7. Im 8 6 hätten vorerſt in der dritten und 
vierten Zeile die Worte „bezieh ungsweiſe die 
Zuſicherung derſelben ($ 5)" und in den 
Schluſszeilen ebenfalls „beziehungsweiſe die 
Zuſicherung derſelben“ und „beziehungs— 
weiſe 5“ zu entfallen. Ferner habe es in der vierten, 
beziehungsweiſe fünften Zeile ſtatt „innerhalb einer 
Friſt von ſechs Monaten“ zu heißen „inner— 
halb der Friſt von einem Jahre“. 

Am Schluſſe des § 6 ſei die Beſtimmung auf⸗ 
zunehmen: „Der letzteren ſteht gegen ſolche 
Entſcheidungen die Berufung an die 
höhere Inſtanz mit aufſchiebender Wir— 
kung zu.“ 

8. Im § 7 wären die Worte „bezieh ungs— 
weiſe 5“ zu ſtreichen. 

9. Im Artikel II ſei der Schluſsſatz dahin ab- 
zuändern, dass derſelbe laute: „darf von der 
Gemeinde von mittelloſen Bewerbern eine 
Gebür nicht erhoben werden“. 

10. Solle gebeten werden, daſs das Geſetz nicht 
früher in Kraft trete, bis nicht von der hohen Regierung 
im Geſetzgebungswege der Gemeinde Wien ein der 
enormen und unter den gegenwärtigen finanziellen 
Verhältniſſen derſelben geradezu unerſchwinglichen Mehr- 
belaſtung entſprechendes Aquivalent gewährt ſein wird, 
wobei auf das vom Herrn Bürgermeiſter dem Herrn 
Finanzminiſter überreichte Memorandum Bezug zu 
nehmen iſt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Die Sitzung iſt ge: 
ſchloſſen. 
(Schlufs der Sitzung um ½9 Uhr abends.) 


Studtenth. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 16. November 1894. 
Vorſitzende: Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Vice⸗Bürgermeiſter Matzenauer. 


Anweſende: Dr. v. Billing, v. Neumann, 
v. Götz, Rückauf, 
Dr. Huber, Schlechter, 
Dr. Klotzberg, Schneiderhan, 
Kreindl, Stiaßny, 
Dr. Lederer, Vaugoin, 
Dr. Lueger, Dr. Vogler, 
Mayer, Witzels berger, 
Müller, Wurm. 


Dr. Nechansky, 
Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Entſchuldigt: St.-R. Boſchan, Dr. Hackenberg, 
Matthies. 


Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt H. Pfeiffer. 
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Vice-Nürgermeiſter Matzenauer eröffnet die Sitzung. 

Ihr Ausbleiben von der Sitzung entſchuldigen die St.⸗R. Dr. 
Hackenberg, Matthies und Boſchan. 

9124.) St.-N. Schneiderhan referiert über das Project für 
die Errichtung eines Schöpfwerkes an der Preſsburger Reichsſtraße, 
XI. Bezirk, und beantragt: 

1. das vorliegende Project für die Errichtung eines Schöpfwerkes 
auf Cat.⸗Parc. 88 7/1 an der Preſsburger Reichsſtraße, XI. Bezirk, 
mit dem veranſchlagten Koſtenbetrage von 10.300 fl. zu genehmigen; 

2. von den zur Ausführung des Projectes erforderlichen Arbeiten 
und Lieferungen ſind die Brunnenmeiſterarbeiten, die Herſtellung der 
Pumpenanlage und die Lieferung und Aufſtellung der Reſervoirs im 
Wege einer öffentlichen ſchriftlichen Offertverhandlung, die Lieferung 
des Gasmotors und die Gasinftallationsarbeiten im Wege einer be- 
ſchränkten Offertverhandlung unter Einladung der vom Bauamte namhaft 
gemachten Firmen zu vergeben und dieſer Sicherſtellung die vor— 
liegenden allgemeinen und beſonderen Bedingniſſe zugrunde zu legen; 

3. für dieſes Project wird vorbehaltlich des anſtandsloſen Er— 
gebniſſes der abzuhaltenden Local-Commiſſion der Bauconſens ertheilt; 

4. für die Ausführung dieſes Projectes iſt der Betrag von 
10.300 fl. zur Rubrik XXII 11 in das Budget pro 1895 einzuſtellen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(8834.) St.-RN. Stiaßny referiert über die Erwerbung der 
dem Georg Zinner gehörigen Parcelle 1777/1. in der Valerieſtraße 
im II. Bezirke im Ausmaße von 606503 m? und beantragt: 

1. Die dem Georg Zinner gehörige Grundparcelle Nr. 1777/1, 
Gruppe B, in der Valerieſtraße, II. Bezirk, im Ausmaße von 606503 m? 


zum Zwecke der Erbauung einer Doppel-Volksſchule daſelbſt um den 


Pauſchalbetrag von 50.000 fl. käuflich zu erwerben. 

Dieſe Parcelle iſt der Gemeinde mit Ausnahme der zu Gunſten 
des k. u. k. Hofärars einverleibten Reallaſt vollkommen laſtenfrei zu 
übergeben. 

2. Es ſei der Kaufſchilling aus den Caſſabeſtänden zu bedecken. 

3. Es ſei wegen der Art der Verwendung des neuen Schul— 


gebäudes, insbeſondere auch hinſichtlich der eventuellen Einrichtung 


von Bürgerſchulclaſſen daſelbſt vorerſt die Wohlmeinung des Bezirks- 
ſchulrathes einzuholen und ſohin das Stadtbauamt zu beauftragen, 
eine Projectſkizze für dieſen Schulbau unter Rückſichtnahme auf den 
grundbücherlich auf der Bauarea vorgemerkten und auf die vom 
h. k. k. Oberſthofmeiſteramte in feiner Note vom 5. October 1894, 
Z. 6463, geſtellten Bedingungen und unter Angabe der approrima- 
tiven Koſten eheſtens vorzulegen, damit mit dem Baue im Frühjahre 
1895 begonnen werden kann. 

4. Es ſei in das Budget pro 1895 der Betrag von 60.000 fl. 
als erſte Baurate einzuſtellen. 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann beantragt: Der Magiſtrat wird 
beauftragt, die Projectſkizze derartig einzurichten, daſs auch an der 
Wittelsbach- und Valerieſtraße Vorgärten angelegt werden. 

Referenten-Antrag und Antrag Ritt. v. Neumann ange 
nommen; an den Gemeinderath. 

9104.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Matthäus und 
der Marie Karwautz um Baubewilligung Einl.-Z. 195 in Baum⸗ 
garten, Berggaſſe, XIII. Bezirk, und beantragt die Beſtätigung der 


Baubewilligung unter der Bedingung, daſs der von der Cat.⸗Parc. 15/5 


zur Verbreiterung der Hochſatzengaſſe (Fig. g Et hug des Planes) 
und der zur Durchführung der Schulgaſſe (Felbigergaſſe) erforderliche 
Grund (Fig. abc da) im Ausmaße von circa 420985 m? unentgeltlich 
und laſtenfrei und im ſeinerzeit zu beſtimmenden Niveau über jedes⸗ 
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maliges Verlangen der Gemeinde Wien abgetreten und für die weitere 
Benützung dieſer Grundſtreifen ein jährlicher Anerkennungszins von 
1 fl. entrichtet und die erſtere Verpflichtung auf der Realität Cat.⸗ 
Parc. 15/5, Einl.⸗Z. 195, Ober⸗Baumgarten, grundbücherlich als 
Reallaſt noch vor Ausfertigung des Bauconſenſes ſichergeſtellt werde. 

(Angenommen.) 

9126.) St.-R. Wurm referiert über den Statthalterei⸗Erlaſs 
vom 22. October 1894, Z. 76836, betreffend die Ertheilung des 
Bauconſenſes für eine Infanteriekaſerne auf der Schmelz im XVI. Be- 
zirke, und beantragt, gegen dieſe Ertheilung des Bauconſenſes die 
Vorſtellung, eventuell den Recurs im Sinne des Magiſtrats⸗Antrages 
zu ergreifen. ( Angenommen.) 

(9049.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Guido 
Rütgers um Genehmigung der Überſchreitung des Arbeitstermines 
für die Holzſtöckelpflaſterung in der Spiegelgaſſe, I. Bezirk, und bean⸗ 
tragt, von der Vorſchreibung eines Pönales in dieſem Falle Umgang 
zu nehmen. Angenommen.) 

(9167.) St.-N. Dr. Vogler referiert über die Rectificierung 
des Wählercataſters und beantragt: 

1. Der Magiſtrat wird ermächtigt, zur Entlohnung des Perſonales 
des k. k. Central⸗Meldungsamtes für die allgemeine Reviſion des 
Wählercataſters den Betrag von 2 kr. für jedes Cataſterblatt der k. k. 
Polizei⸗Direction zur Verfügung zu ſtellen. 

2. Wegen Gewährung einer Remuneration an das genannte 
Perſonale in dem in Ausſicht genommenen Betrage von 1000 fl. für 
die permanente Evidenthaltung der Wohnungsveränderungen der Wähler 
iſt vom Jahre 1895 an vor Jahresſchluſs die Genehmigung des 
Stadtrathes einzuholen. 

3. Der Magiſtrat wird ermächtigt, für den Steuer⸗ und Wahl⸗ 
cataſter acht Diurniſten mit dem ſyſtemiſierten Taggelde aufzunehmen. 

4. Der an die k. k. Polizei⸗Direction im Jahre 1894 auszu⸗ 
folgende Betrag von ungefähr 1600 fl., ſowie der von den Taggeldern 
der acht neuen Diurniſten auf das Jahr 1894 entfallende Theilbetrag 
des Jahreserforderniſſes per 3796 fl. wird auf den Reſervefond ver- 
wieſen. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

9083.) Derſelbe referiert über den Beſchluſs des Bezirks⸗ 
ſchulrathes vom 13. Juli 1892, Z. 4638, reſp. Landesſchulraths⸗ 
Erlaſs vom 28. Auguſt 1892, Z. 7872, in Betreff der Remunerierung 
von in aushilfsweiſer Verwendung ſtehenden Lehrkräften während der 
Ferialmonate und beantragt: 

1. von der Ergreifung einer Beſchwerde gegen obigen Beſchluſs, 
betreffend die Remunerierung von in aushilfsweiſer Verwendung 
ſtehender Lehrkräfte während der Ferienmonate werde abgeſehen und 
ertheilt der Stadtrath zu dieſem Beſchluſſe die Zuſtimmung. Hievon 
ift der Bezirksſchulrath mit dem Beifügen zu verſtändigen, daſs nach 
Anſicht des Stadtrathes deſſen Zuſtimmung zu jenem Beſchluſſe ſchon 
ſeinerzeit hätte eingeholt werden ſollen; 

2. in Erledigung der Note des Bezirksſchulrathes vom 28. Juli 
1894, Z. 5158, ertheilt der Stadtrath ferner ſeine Zuſtimmung zur 
Flüſſigmachung der Remunerationen an die darin erwähnten 54 pro- 
viſoriſchen Unterlehrer, beziehungsweiſe Unterlehrerinnen für die Ferien⸗ 
monate 1894 vorbehaltlich der ſofort einzuholenden Genehmigung des 
k. k. Landesſchulrathes. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt, den Recurs zu ergreifen. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, der k. k. Landesſchulrath ſei 
im Recurſe zu erſuchen, die nöthigen Schritte einzuleiten, daſs eine 
Anderung des Geſetzes bezüglich der Auszahlung der Remunerationen 
erfolge. 
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Die Anträge der St.⸗R. Dr. v. Billing und Dr. Lueger 
werden angenommen. 


9039.) Derſelbe referiert über den Beſchluſs des Bezirks⸗ 
ſchulrathes wegen Zuerkennung einer Remuneration für die Ferial⸗ 
monate an die Arbeitslehrerin an der Mädchenſchule III., Erdberg— 
ſtraße 76, Hermine Roboch, und beantragt, von der Ergreifung 
eines Recurſes wird abgeſehen und die Zuſtimmung zur Flüſſigmachung 
der Remuneration für den Fall ertheilt, als der Landesſchulrath den 
Beſchluſs des Bezirksſchulrathes genehmigt. Der Aet iſt daher vorerſt 
im Wege des Bezirksſchulrathes dem k. k. Landesſchulrathe zu unter⸗ 
breiten. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, den Recurs zu ergreifen, der 
Hermine Roboch jedoch den Betrag auszubezahlen. 

Es wird beſchloſſen, den Recurs zu ergreifen und der Hermine 
Ro boch eine Aushilfe von 50 fl. zu gewähren. 

St.⸗R. Dr. Klotzberg beantragt die Wiederaufnahme der 
Debatte bezüglich des Referates Z. 9083. ( Abgelehnt.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

9158.) St.-N. Dr. v. Villing referiert über die Regierungs- 
vorlage, betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 3. December 1863, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 105 (Heimatsgeſetz), und 
beantragt, es ſei eine Petition an die hohe Regierung und an die 
beiden Häuſer des Reichsrathes zu richten, in welcher an der Hand 
der von der ſtädtiſchen Buchhaltung gelieferten ſtatiſtiſchen Daten nach⸗ 
gewieſen wird, daſs die Gemeinde Wien durch das geplante neue 
Heimatsgeſetz einerſeits eine außerordentlich hohe, ja unter den gegen⸗ 
wärtigen finanziellen Verhältniſſen derſelben geradezu unerſchwingliche 
Mehrbelaſtung insbeſondere für Zwecke der Armenverſorgung, anderer 
ſeits ein fühlbarer Entgang von Gebüren treffen würde, und in welcher 
die Bitte geſtellt wird: 

1. daj8 die im Art. 1, § 2 a und b beantragten Aufenthalts⸗ 
friſten von 5 reſp. 10 Jahren, auf 8 reſp. 12 Jahre erhöht werden; 

2. daſs im Art. I, § 2, Abſ. a, nach den Worten: „nicht im 
Rückſtande haften“ eingeſchaltet werde: „und eine ihn betreffende landes⸗ 
fürſtliche Steuer oder geſetzliche Umlage während der Zeit ſeines Auf⸗ 
enthaltes nicht wegen Uneinbringlichkeit in Abſchreibung gebracht 
worden ſei“; 

3. ferner möge der Abſ. 2 des Punktes b dahin abgeändert 
werden, dass der Bewerber während der sub a und b feſtgeſetzten Auf: 
enthaltsfriſten einen unbeſcholtenen Lebenswandel geführt haben müſſe, 
und dass weder er, noch ein in feiner Verſorgung ſtehendes Mitglied 
ſeiner Familie während dieſer Aufenthaltsfriſt der öffentlichen Mild⸗ 


thätigkeit zur Laſt gefallen fein dürfe; 


4. daſs der § 3 des Geſetzes zu lauten habe: „Zur Geltend- 
machung des Anſpruches auf die ausdrückliche Aufnahme in den 
Heimatsverband im Sinne des § 2 iſt nicht bloß der Anſpruchs⸗ 
berechtigte ſelbſt, ſondern im Falle ſeines Ablebens anch die hinter⸗ 
laſſene Ehegattin und die ehelichen minderjährigen Kinder, bei Frauens⸗ 
perſonen auch die minderjährigen unehelichen Kinder berechtigt“; 

5. im § 4 möge das Wort „weder“ in „nicht verändert“, 
ferner der Satz: „noch innerhalb einer Friſt von zwei 
Jahren nach dem Aufhören des Aufenthaltes von 
dem Betreffenden ſelbſt oder von deſſen Heimats— 
gemeinde ($ 3)“ entfallen, ebenſo wie die Worte: „beim Vor- 
ſtande“ ſtatt letzterer iſt zu ſetzen „bei .. . .“ 

6. der § 5 der Geſetzesvorlage habe gänzlich zu entfallen: 

4 | 
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7. im 8 6 hätten vorerſt in der 3. und 4. Zeile die Worte: 
„beziehungsweiſe die Zuſicherung derſelben ($ 5)“ 
und in den Schluſszeilen ebenfalls: „bezieh ungsweiſe die 
Zuſicherung derſelben“ und „beziehungsweiſe 5“ zu 
entfallen. 

Am Schluſſe des Paragraphes ſei die Beſtimmung aufzunehmen: 
„der letzteren ſteht gegen ſolche Entſcheidungen die 
Berufung an die höhere Inſtanz zu.“ 

8. Im 8 7 wären die Worte: „beziehungsweiſe 5“ zu 
ſtreichen; 

9. im Artikel II ſei der Schluſsſatz dahin abzuändern, daſs 
derſelbe laute: „darf die Gemeinde von mittelloſen Be- 
werbern eine Gebür nicht einheben“, und endlich 

10. ſolle gebeten werden, daſs das Geſetz nicht früher in Kraft 
rete, bis nicht von der hohen Regierung im Geſetzgebungswege der 
Gemeinde Wien eine den enormen und unter den gegenwärtigen 
finanziellen Verhältniſſen derſelben geradezu unerſchwingliche Mehr: 
belaſtung entſprechendes Aquivalent gewährt ſein wird, wobei auf das 
vom Herrn Bürgermeiſter dem Herrn Finanzminiſter überreichte 
Memorandum Bezug zu nehmen iſt. 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt ad Punkt 1 am Schluſſe ftatt 
„auf 8 reſp. 12 Jahre erhöht werden“: „auf 10 reſp. 15 Jahre 
rhöht werden“. 

St.⸗R. Schlechter beantragt ad 7 bei dem Paſſus: „Der 
letzteren ſteht gegen ſolche Entſcheidungen die Berufung an die höhere 
Inſtanz zu“ den Zuſatz: „mit aufſchiebender Wirkung“. 

St.⸗R. Schlechter ſtellt ad 9 den Gegen⸗Antrag: „Dem 
Art. II kann ſeitens der Gemeinde nicht zugeſtimmt werden, es wäre 
daher wie bisher der Landesgeſetzgebung vorzubehalten, die Höhe der 
Gebüren im abgeſtuften Betrage nach der Länge des ununterbrochenen 
Aufenthaltes des Bewerbers in der Gemeinde zu genehmigen. Bis zu 
einer geſetzlichen Abänderung in dieſem Sinne ſollen die beſtehenden 
geſetzlich genehmigten Aufnahmsgebüren in den einzelnen Gemeinden 
aufrecht bleiben.“ 

St.⸗R. Witzelsberger beantragt im Referenten- Antrage 
Punkt 9 die Einſchaltung „nur“ von Mittelloſen. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt die Weglaſſung des Art. II. 

Der Antrag des St.⸗R. Schlechter (ad Punkt 9) wird zurüd- 
gezogen. 

Der Antrag des St.-R. Dr. Huber (ad Punkt 1) und der 
Antrag des St.-R. Schlechter (ad Punkt 7) werden ang enommen. 

Weiters wird gegen den Referenten-Antrag Punkt 9 beſchloſſen: 
„Die Gemeinde ſpricht ſich gegen die Aufnahme des Art. II aus mit 
Rückſicht, daſs dieſer Gegenſtand in die Competenz der Landtage fällt.“ 
Im übrigen wird der Referenten⸗-Antrag angenommen. 

(An den Gemeinderath.) 

(9113.) Nürgermeiſter Dr. Grübl referiert über die zur 
Errichtung ſtädtiſcher Gaswerke in der Zeit vom 15. September bis 
15. November 1894 durchgeführten Actionen und beantragt die 
Kenntnisnahme. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(9085.) St.-N. Dr. Vogler referiert über die Bewilligung 
eines Zuſchuſscredites zur Rubrik XLIII 33 „Beſoldungsvorſchüſſe 
an Lehrperſonen“ und beantragt, einen Zuſchuſscredit von rund 8000 fl. 
beim Gemeinderathe zu erwirken. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(9006.) Ht.-R. Dr. v. Billing referiert über die Penſions⸗ 
anweiſung für die Magiſtratsraths-Witwe Marie Ortl und beantragt 
die Anweiſung der normalmäßigen Witwenpenſion im Jahresbetrage 
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von 600 fl. vom 1. November 1894 an unter gleichzeitiger Ein⸗ 
ſtellung der Bezüge des verſtorbenen Gatten Nikolaus Ortl. 
(Angenommen.) 
(8929.) St. -R. Müller referiert über die Projecte für die 
Verlegung der Rohrſtränge der Hochquellen- und Kaiſer Ferdinands⸗ 
Waſſerleitung am Neubaugürtel von der beſtandenen Mariahilferlinie 
bis zur Czermakgaſſe im XVIII. Bezirke anläſslich des Stadtbahn⸗ 
baues und beantragt die Genehmigung der vorliegenden Projecte des 
Stadtbauamtes hinſichtlich der Rohrverlegung am Neubaugürtel und 
von der Gaullacher⸗ bis zur Czermakgaſſe auf Grund des Koften- 
anſchlages und Bedingniſſe des Stadtbauamtes mit der von der 
ſtädtiſchen Buchhaltung an den letzteren angebrachten Anderungen und 
Vergebung der erforderlichen im Magiſtratsreferate ſpecificierten Arbeiten 
und Lieferungen im Wege einer öffentlichen ſchriftlichen Offert— 
verhandlung. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 


(8849.) Derſelbe referiert über die Herſtellung einer Blitzableiter 
anlage am Schulgebäude Unter⸗St. Veit, Auhofſtraße 27, und be⸗ 
antragt: 

1. im vorliegenden Falle wird von den Beſtimmungen des 
Gemeinderaths⸗Beſchluſſes vom 14. October 1879, Z. 4415, wonach 
die Anbringung von Blitzableitern auf ſämmtlichen Schulgebäuden 
Wiens principiell abgelehnt wurde, Umgang genommen, und die Er— 
richtung einer Blitzableiteranlage auf obigem Schulhauſe in Würdigung 
der obwaltenden localen Umſtände mit dem Koſtenbetrage von 387 fl. 
40 kr. genehmigt; 

2. die Inſtallationsarbeiten für dieſe Anlage werden dem Nicola 
Boſtelmann zu dem offerierten Koſtenbetrage von 237 fl. 40 kr. 
unter Feſtſetzung der dreijährigen Haftzeit übertragen; 

3. die übrigen zur Herſtellung derſelben erforderlichen Arbeiten 
und Lieferungen (veranſchlagt im Pauſchalbetrage von 100 fl.) durch 
die betreffenden mit den Stadtraths-Beſchlüſſen vom 25. Mai 1893, 
Z. 3375, und 12. Juli 1893, Z. 4632, für dieſen Schulbau be— 
ſtimmten Unternehmer auszuführen; 

4. behufs Ausführung einzelner in dem Offerte Nicola Boſtel— 
mann nicht vorgeſehenen Inſtallationsarbeiten wird ein Pauſchal— 
betrag von 50 fl. bewilligt; 

5. die ſtändige Beaufſichtigung und die jährlich mindeſtens 
einmal vor Beginn der Gewitterperiode vorzunehmende genaue Unter- 
ſuchung der ganzen Blitzableiteranlage wird dem Nicola Boſtel— 
mann gegen eine jährliche Pauſchalvergütung von 10 fl. auf die 
Dauer von fünf Jahren, vom Tage der Übernahme der fertiggeſtellten 
Blitzableiteranlage in die Benützung der Gemeinde angefangen gerechnet, 
übertragen. Angenommen.) 

(Vice⸗Bürgermeiſter Matzen auer übernimmt den 
Vorſitz.) 

(8975.) Derſelbe referiert über das neuerliche Anſuchen des 
Eduard Haſenörl um käufliche Überlaſſung eines Theiles der 
Parcelle Nr. 45 in Nufsdorf und beantragt, das Anſuchen des 
Eduard Haſenörl um käufliche Überlaſſung des in der bauämtlichen 
Skize mit den Buchſtaben A B C bezeichneten Theiles der im Grund— 
buche für Nussdorf als öffentliches Gut eingetragenen Parcelle Nr. 45 
in Nuſsdorf im Ausmaße von 303°6 m? um den Pauſchalbetrag von 
2500 fl. wird unter den Bedingungen der Protokolle vom 25. Sep— 
tember und 3. November 1894 genehmigt. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt 10 fl. per Quadratmeter. 

Dieſer Antrag wird abgelehnt; der Referenten-Antrag 
angenommen. (An den Gemeinderath.) 
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(8933.) Derſelbe referiert über die Normierung der Anlage von 
Vorgärten in einem Theile der Feldgaſſe in Gerſthof, XVIII. Bezirk, 
und beantragt, in der Feldgaſſe in Gerſthof, XVIII. Bezirk, von der 
Alseggergaſſe aufwärts, und zwar an der ungeraden Nummernſeite 
derſelben die Anlage von 4˙75 m breiten Vorgärten innerhalb der 
Baulinie feſtzuſetzen und die freiſtehende, beziehungsweiſe zu zweien 
Objecten gekuppelte Bauweiſe im Minimalabſtande von 2 m gegen die 
Nachbargrenze in dieſer Strecke zu beſtimmen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(9004. St.-R. Dr. Huber referiert über das Anſuchen der 
Wilhelmine Goldmann, Oberlehrerswitwe, um Fortbezug der 
Gnadengabe für ihre Tochter Clementine und beantragt, derſelben die 
Gnadengabe jährlicher 50 fl. vom 15. October 1894 auf drei Jahre, 
eventuell bis zu einer etwa früher eintretenden anderweitigen Verſorgung 
zu bewilligen. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(8917.) Derſelbe referiert über die Bewilligung einer Concretal— 
penſion für den Sohn des verſtorbenen Oberlehrers Guſtav Mühl— 
berger und beantragt, dem am 16. November 1878 geborenen 
Oberlehrersſohn Guſtav Mühlberger vom 1. September 1894 an 
nach Einſtellung des Penſionsbezuges des verſtorbenen Vaters des 
Oberlehrers Guſtav Mühlberger mit Ende Auguſt 1894 eine 
Concretalpenſion per 283 fl. 33 kr. jährlich bis zum vollendeten 
20. Lebensjahre oder bis zu dem Tage einer noch früher eintretenden 
anderweitigen Verſorgung aus der Wiener Lehrerpenſionscaſſa gegen 
ſeinerzeitig entſprechende Abrechnung mit der n.⸗ö. Landes-Lehrerpenſious— 
caſſa zuerkannt und dieſer Betrag zu Handen des gerichtlich beſtellten 


Vormundes Johann Krakowitzer auf die ſonſt übliche Art flüſſig 


gemacht werde. (Angenommen.) 
(8936.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der freiwilligen 
Feuerwehr in Hütteldorf um Lehrzimmer-Überlaſſung in der neuen 
Volksſchule in Hütteldorf, XIII. Bezirk, und beantragt, derſelben ein 
Lehrzimmer der neuen ſtädtiſchen Volksſchule in Hütteldorf zur Ver— 
anſtaltung eines unentgeltlichen Curſes über erſte Hilfe bei Unglücks— 
fällen unentgeltlich bei freier Beleuchtung und Beheizung, und zwar 
an jedem Donnerstage von 7 bis 8 Uhr abends in den Winter— 
monaten jeden Jahres von October bis März incluſive, auf Widerruf 
zu überlaſſen. (An genommen.) 
9092.) St.-. Schlechter referiert über das Offertverhand⸗ 
lungs⸗Ergebnis für die Lieferung von Vaſſermeſſerſchutzkäſten und 
beantragt, die Lieferung von Waſſermeſſerſchutzkäſten per 5790 fl. dem 
mindeſtbietenden Zimmermeiſter Joſef Mayer (22 Percent Nachlass) 
zu übertragen. Das Stadtbauamt iſt aufmerkſam zu machen, daſs bei 
der Lieferung auf die vorgeſchriebene Holzgattung ſtrenge zu ſehen ſei. 
(Angenommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


Allgemeine Uachrichten. 


Donauregulierungs-Commiſſton. 
(Plenarſitzung vom 21. November 1894.) 


In der am 21. November 1894 unter dem Vorſitze des 
Herrn k. k. Statthalters für Niederöſterreich, Erich Grafen 
Kielmansegg, ſtattgehabten CXCV. Plenarſitzung der Donau⸗ 
Regulierungs⸗Commiſſion wurde ein von der Oberbauleitung vor- 
gelegtes Project für die umfaſſende Regulierung des Donauufers 
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bei Melk unter thunlichſter Offenhaltung des Melker Armes ge⸗ 
nehmigt und wird ein beträchtlicher Theil der hiezu erforderlichen 
Arbeiten ſchon im kommenden Jahre zur Ausführung gelangen. 

Weiters wurde beſchloſſen, bei der Herſtellung des Alimen⸗ 
tierungscanales oberhalb der Schleuſe in Nussdorf unbedingt die 
pneumatiſche Fundierungsmethode in Anwendung zu bringen, dann 
den bisherigen Beſtandvertrag mit der Dampftramway⸗Geſell⸗ 
ſchaft vormals Krauß & Comp., betreffend die Benützung der 
Kaiſer Franz Joſefsbrücke unter Feſtſetzung eines an den Donau: 
regulierungsfond zu entrichtenden Brückenabnützungs⸗Pauſchales 
jährlicher 4200 fl. ö. W. zu erneuern. 

Endlich wurden einige Perſonal⸗Angelegenheiten erledigt. 


* * 
* 


Commiſſion für Berkehrsanlagen. 
24. November 1894. 


In der abgelaufenen Woche waren bei der Ausführung der 
Wiener Verkehrsanlagen 1541 Arbeiter verwendet; hievon waren 
631 beim Bau der Gürtel- und Vorortelinie der Stadtbahn, 
583 am Schleuſencanal nächſt Nussdorf, 327 an den Sammel: 
canälen beiderſeits des Wienfluſſes beſchäftigt. Außerdem ſtanden 
in Verwendung beim Bahnbau 24 Fuhrwerke und 1 Dampf⸗ 
maſchine, beim Schleuſencanalbau 4 Dampfmaſchinen, beim Bau 
der Sammelcanäle 65 Fuhrwerke. 


* *. 
* 


(ein neues Ortslexikon der Länder der ungariſchen Krone.) 
Von dem k. ungar. ſtatiſtiſchen Bureau wurde ein neues „Orts— 
lexikon der Länder der ungariſchen Krone“ in zwei Theilen ver— 
faſst, deſſen Preis ſich geheftet auf 3 fl. und im ſteifen engliſchen 
Leinwandbande auf 3 fl. 50 kr. beziffert. Eventuelle Beſtellungen 
find an das k. ungar. ſtatiſtiſche Bureau, Budapest, V, Rudoli- 
rakpart 6 82, zu richten. Bei vorheriger Einſendung des Pränu⸗ 
merationspreiſes gelangt das Werk portofrei zur Verſendung. 


* * 
* 


(Auftreten der Reblaus.) In den Gemeinden Suttenbrunn, 
Pernersdorf und Haslach im politiſchen Bezirke Oberhollabrunn 
wurde das Auftreten der Reblaus (Phylloxera vastatrix) conſtatiert. 
Infolgedeſſen wurde mit Kundmachung der k. k. nd. Statt⸗ 
halterei vom 5. November 1894, 3. 86996, in Gemäßheit des 
Geſetzes vom 3. April 1875, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 61, die Ausfuhr 
von Reben, Pflanzen, Pflanzentheilen und anderen Gegenſtänden, 
welche als Träger dieſes Inſectes bekannt ſind, aus dem ganzen 
Gebiete der genannten Gemeinden ſtrengſtens verboten. 


Approviſtonierung. 


Der tägliche Fleiſchmarkt. 


In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch— 
waren vom 18. November bis 24. November 1894. 


1. Fleiſchſendungen: 


Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch . . . 246.100 kg (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 196.716; 
aus Ober⸗Oſterreich — 695; aus Tirol — 
—; aus Mähren — 3514; aus Galizien — 
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Kalbfleiſchh. 


Schaffleiſch. 


Schweinfleiſch. 


Kälber 


Schafe 


Schweine 


Lämmer 


. 20,289 


. . 1.167 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 
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35.554; aus Ungarn — 6772; aus der 
Bukowina — —; aus Auſtralien — 
2796; aus Croatien — 53 kg) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2099; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — 
aus Galizien — 5235; aus Ungarn — 
—; aus der Bukowina — — kg) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 503; aus 
Mähren — —; aus Galizien — 9.642; 
aus Ungarn 310; aus der Bukowina 
9834 kg) 


7.334 kg 


n 


73.140 „ Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 44.520; 


aus Ober⸗Oſterreich — — aus Böhmen — 
559; aus Croatien — —; aus Mähren 
793; aus Galizien 22.413; aus Ungarn 
— 4.855; aus der Bukowina — kg) 
102; aus 
Ober⸗Oſterreich 2; aus Mähren — 33; 
aus Galizien — 943; aus Ungarn — 44; 
aus der Bukowina — 20; aus Tirol — 11; 
aus Croatien — —; aus Salzburg — 
12 St.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 295; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren 
—; aus Galizien — 73; aus der Buko⸗ 
wina — 3; aus Croatien — —; aus 
Kärnten — 3; aus Ungarn — 117 St.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 138; aus 
Mähren — 6; aus Galizien — 928; 
aus Ungarn — 11; aus der Bukowina 
— — St..) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — —; aus 
Galizien — 5; aus Ungarn — 10 St.) 
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Die Zufuhren für den Approviſionierungsverein 


ſind bereits i 


nden obigen Summen enthalten. 


2. Preisbewegung: 


BE Siedfleiſch von 25 bis 72 fr. per Kg. 
Rindfteiſc Roſtbraten u. Rieden „ 45 „ 95 „ „ 
R Auſtraliſches: vorderes. — „ 40 „ „ „ 
8 n hinteres 50 „ẽ „ „ 
Kalbfleiſhkhͥ/h n von 40 bis 75 „ „ „ 
Schaffleiſchchun e „ 25 „ 46 „ „ „ 
Schweinfleiſg e „ AO ee 
Kälber on " 38 M 62 nn 
She „ 25 „ 40 „ „ „ 
Schweine „ 40 „ 60 non 
Lämmer — — 5 € t. 


Die dies wöchentlichen Zufuhren würen 1 5 der Vorwoche 


nahezu gleich, der 


Marktverkehr war ein ſehr lebhafter und es 


erzielten Rindfleiſch, Schweinfleiſch und Schafe infolge lebhafter 
Nachfrage eine Preisſteigerung von 4 bis 10 kr. Kalbfleiſch und 
Kälber erlitten eine Preisreduction von 2 kr., während die übrigen 
Fleiſchwaren zu den vorwöchentlichen Preiſen verkauft wurden. 


* * 
* 


Pferdemarkt vom 23. November 1894. 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 379 Pferde. 


Preis: 


1 1 Schlachtpferde 


für Gebrauchspferde 


N 80-520 fl. per Stück. 
e 15— 75 „ „ „ 
Der Markt war ſehr lebhaft. 


* * 
* 
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Schlachtviehmarkt vom 26. November 1894. 


1. Auftrieb. 


Maſtvieh 2175, Weide vieh 857, Beinlvieh 1468. 


Summa . 4500. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere. . . 2475 
Galiziſche „ 909 
Deutſche 5 972 
Büffel N 144 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſeeen 3423 
Slie re 325 
Kühe 752 


2. Preisbewegung. 


Ungar. Schlachtthiere von 50 bis 69 fl. 


den beim 


a) Preis per 100 kg Lebendgewicht mit Percentabzug: 
Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 


andel vereinbarten 


fl. 


Percentabzug (auf dem heuti⸗ 
Markte 34 bis 45 %), 
welchen der Verkäufer dem 


a) für den Gewichts verluſt in⸗ 
eo) olge der Schlachtung; 
die minderwertigen 


e) für die wertiofen Stoffe, 
Magen⸗ und Darm⸗ 


(extrem. „ — „ — „) gen 

Galiz. Schlachtthiere. „ 55 „ 63 „ f Mtufer als Entſchädigung: 
(extrem. „ — „ — 

Deutſche Schlachtthiere, 55 „ 68 „ | Pi, Sie a Haut, Horn, 
(extrem u 69 „ 70 g ) Blut, Unſchlitt ꝛc.; 

Weide vier. „ 50 „ 57 „ what IC, zugeſteht. 

b) Preis per 100 kg Lebendgewicht ohne Percentabzug: 
Oche n von 23 bis 34 
Stiere „ 24 „ẽ 38 
Kühe „ 235 „ 34 (—) 
Büffel. „ 17 „ 235 
Beinlbieh 14 „ 22 
Weidevieh er 

c) Preis per Stück: 
Beinlvieh von 24 bis 60 fl. 


Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurde nichts gehandelt. 


Unverkauft blieben: 


Ochſen 8 Stück 
Beinlvieh 81 „ 


2 , % 098 


Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 1087 Stück 
Schlachtthiere weniger aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des 
verminderten Auftriebes ziemlich lebhaft, daher die Preiſe in Prima— 
qualität eine Steigerung von 1 bis 2 fl., in Mittelware eine ſolche 


von 1 bis 3 fl. per 100 kg erfahren haben. 


* 


Preisbewegung au der Börſe für landwirtſchaftliche 
Produete in Wien vom 24. November 1894. 


a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht per 1 hl 78—82 kg) von 6 fl. 70 kr. bis 7 fl. 40 kr. 


Roggen ( ” 71 „„ 76 71—78 7 " 5 v 50 90 
„p a ea 05520 
EOS ne a 0400 
ff / ee eat „ 5, 90, 
b) Mahlproducte. 
A a Sen tar von 11 fl. — kr. bis 
Weizenmehl! „ 5, — 1 
Roggenmehl „ Mr N 
Weizenkleie e e 
Roggen kle ie. „ DEae | DEIN 


77 5 71 95 n 
„9 „ 10, 

„7 „ 25, 

„ 6 „ 80, 

12 fl. 50 kr. 

12 „ 50 , 

10 „ 30, 

4, 10 „ 

4 BER 


” 
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Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 15. bis 22. November 1894. 
Waren eingelagert 38.440 Meter⸗Centner 
N ausgelagert 35.503 9 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
12.324 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 22. November 1894: 387.821 Meter⸗Centuer, und zwar: 
84.480 Meter⸗Centner Weizen, 94.348 Meter⸗Centner Roggen, 


. oo „ 


83.244 Gerſte, 36.507 Hafer, 

2.531 Mais, 34.339 Olſaaten, 
19.602 Mehl u. Kleie. 1.953 N Wein, 

1.029 0 Zucker, — Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,374.280 fl. öſt. Währ. 


Approviſtonierungs- Angelegenheiten. 
Verkauf von Kunſtbutter und Kunſtfetten. 


Der Wiener Magiſtrat hat unterm 8. November 1894, 
M.⸗Z. 167761/XV, Nachſtehendes kundgemacht: 

Im Grunde des 5 93 des Geſetzes vom 19. December 1890, 
L.⸗G.⸗Bl. Nr. 45, findet der Magiſtrat Nachſtehendes zu ver— 
ordnen: 

1. Die Gewerbetreibenden, welche ſich mit dem Verſchleiße 
von Butter befaſſen, haben in ihrem Verkaufslocale oder bei ihrem 
Marktſtande in leicht erſichtlicher Weiſe auf einer Tafel mit deut- 
lichen, nicht verwiſchbaren Lettern die Gattung der zum Verkaufe 
gelangenden Butter als „Echte Butter“ oder „Kunſtbutter“ be— 
kanntzugeben. 

Werden beide Buttergattungen geführt, ſo iſt jede auf einer 
beſonderen Tafel zu notieren und ſeparat zu lagern. 

Sowohl bei der einen als bei der anderen Gattung iſt der 
Preis per Kilogramm anzugeben. 

Dasſelbe gilt von Fettgemiſchen, welche als „Kunſtfett“ oder 
„Kunſtſchmalz“ zu bezeichnen ſind. 

2. Die Kunſtbutter darf nur in Ziegelform in Verkehr ge⸗ 
bracht werden und mufs jedes Stück mit der Bezeichnung „Kunſt⸗ 
butter“ verſehen ſein. 

Die Bezeichnung „Kunſtbutter“ hat durch Eindrücken mittels 
einer Form (aus Holz oder Metall) zu geſchehen, wobei ſich die 
Buchſtaben auf die ganze Länge des Stückes zu erſtrecken haben. 

3. Die Verordnung tritt mit 1. Jänner 1895 in Wirkſamkeit. 

Das ſtädtiſche Marktamt iſt beauftragt, den Verkauf auf das 
ſtrengſte zu überwachen. 

Die Außerachtlaſſung dieſer Verordnung wird nach dem ein⸗ 
gangs citierten Geſetze mit Geldſtrafen bis zum Betrage von 
200 fl. oder Arreſtſtrafen bis zu 14 Tagen und nach Umſtänden 
auch nach den Beſtimmungen des Strafgeſetzes geahndet werden. 


* * 
* 


Ausdehnung des Lungenſeuche⸗Sperrgebietes in Ungarn auf das 
Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kis⸗Kun einſchließlich der Stadtgebiete 
von Budapeſt und Stuhlweißenburg. 

Die k. k. n.⸗ö. Statthalterei hat unterm 2. November 1894, 
3. 86616, Nachſtehendes kundgemacht: 

Da in jüngſter Zeit die Lungenſeuche des Rindes wieder in 
je einem Hofe des Budapeſter Stadtgebietes und des Comitates 
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Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kis⸗Kun conftatiert worden iſt, ſowie im Hinblicke 
darauf, dass dieſe Seuche auch in Wien bei einem am Budapeſter 
Viehmarkte erworbenen und aus dem Comitate Fejer provenierenden 
Rinde nachgewieſen wurde, findet die k. k. Statthalterei zum 
Schutze der hierländiſchen Rindviehbeſtände, beziehungsweiſe zur 
Hintanhaltung der Einſchleppung der erwähnten Seuche nach 
Niederöſterreich das Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kis⸗Kun einſchließlich 
des Stadtgebietes von Budapeſt und des Budapeſter Viehmarktes, 
ſowie das Comitat Fejer einſchließlich des Gebietes der königl. 
Freiſtadt Stuhlweißenburg (Székesféhervär) in das in h. o. Kund⸗ 
machungen vom 1. Juli 1893, Z. 45081, und 14. Mai 1894, 
3. 35927, bezeichnete zuſammenhängende Lungenſeuche⸗Sperrgebiet 
einzubeziehen. 

Demnach ſind bis auf weiteres Rinder aus den erwähnten 
Gebieten für das h. o. Verwaltungsgebiet ausſchließlich nur nach 
dem Wiener Central-Viehmarkte zu St. Marx zur Aufſtellung auf 
der dortigen Contumazabtheilung behufs Verwertung und Schlachtung 
in den Wiener Schlachthäuſern zur Einfuhr (Eintrieb) zugelaſſen. 
Übertretungen dieſer Beſtimmungen, welche am 6. November 1894 
in Wirkſamkeit treten, werden nach dem Geſetze vom 24. Mai 1882 
(R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51), wobei auch die Vorſchriften des 8 46 des 
Thierſeuchengeſetzes und der dazu erlaſſenen Durchführungsvorſchrift 
(R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35 und 36 ex 1880) in Anwendung kommen, 
beſtraft. 


* * 
* 


Verbot der Einfuhr von Schweinen aus dem Comitate und der 
Stadt Raab nach Niederöſterreich. 


Die k. k. Statthalterei für Niederöſterreich hat unterm 15. No— 
vember 1894, Z. 90741, Nachſtehendes kundgemacht: 

Nachdem in letzterer Zeit bei aus der königlichen Freiſtadt 
Raab in Ungarn nach Wien zugeführten Schweinen die Maul⸗ 
und Klauenſeuche conſtatiert worden iſt, fo findet die k. k. Statt— 
halterei zum Zwecke der Verhütung einer weiteren Einſchleppung 
der genannten Seuche bis auf weiteres die Einfuhr von Schweinen 
aus dem Comitate und der königlichen Freiſtadt Raab nach Nieder- 
öſterreich zu verbieten. 


übertretungen dieſer Anordnung, welche am 17. Novem— 
ber 1894 in Wirkſamkeit tritt, werden nach dem Geſetze vom 
24. Mai 1882 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 5), wobei auch die Vorſchriften 
des 8 46 N. S.⸗G. und der dazu erlaſſenen Durchführungsvor⸗ 
ſchriften (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35 und 36 ex 1880) in Anwendung kommen, 
beſtraft. 


* * 
* 


Beſchränkung der Einfuhr von Schafen, Ziegen und Schweinen 
aus den Comitaten Arpa und Trentſchin in Ungarn nach Nieder⸗ 
öſterreich. 


Die k. k. n.⸗ö. Statthalterei hat unterm 1. November 1894, 
Z. 85852, Nachſtehendes kundgemacht: 

Nachdem ämtlichen Nachrichten zufolge die Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche in mehreren Orten der Comitate Arva und Trentſchin in 
Ungarn beſteht und dieſe Seuche in letzterer Zeit in Wien bei 
aus den genannten Comitaten zugeführten Schweinen nachgewieſen 
worden iſt, findet die k. k. Statthalterei zum Zwecke der Verhütung 
der Verſchleppung dieſer Seuche im unterſtehenden Verwaltungs⸗ 
gebiete die Einfuhr von Schafen, Ziegen und Schweinen aus den 
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bezeichneten Comitaten, einſchließlich der dortigen Stadtgebiete nach 
Niederöſterreich dahin einzuschränken, dass ſolche Thiere bis auf 
weiteres nur nach Wien auf die Contumaz⸗Abtheilungen des 
Central⸗Viehmarktes zu St. Marx behufs Verwertung und 
Schlachtung im Stadtgebiete von Wien gebracht werden dürfen. 
Die hinſichtlich der Verwertung der aus den in Rede ſtehenden 
Comitaten nach Wien zugeführten Rinder, mit der Kundmachung 
vom 1. Juli 1894, Z. 45081, angeordneten beſonderen veterinär⸗ 
polizeilichen Maßregeln werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen 
nicht berührt. 

Übertretungen dieſer Anordnung, welche am 4. November d. J. 
in Wirkſamkeit tritt, werden nach dem Geſetze vom 24. Mai 1882 
(R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51), wobei auch die Vorſchriften des § 46 des 
allgemeinen Thierſeuchengeſetzes und der dazu erlaſſenen Durch⸗ 
führungsvorſchriften (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35 und 36) in Anwendung 


kommen, beſtraft. 
* 4 


Verbot der Einfuhr von Schafen, Ziegen und Schweinen aus 
einigen Comitaten Ungarns. 


Die k. k. u.⸗ö. Statthalterei hat unterm 9. November 1894, 
Z. 86763, Nachſtehendes kundgemacht: 

Im Hinblicke auf die zunehmende Verbreitung der Maul- 
und Klauenſeuche in den Comitaten Arva, Trentſchin, Neutra, 
Gömör⸗Kishout, Jasz⸗Nagy, Kun⸗Szolnok, Heves und Sohl, 
und nachdem bei aus einigen dieſer Comitate zugeführten Schweinen 
die Maul⸗ und Klauenſeuche auf dem Wiener Borſtenviehmarkte 
zu St. Marx conſtatiert worden iſt, findet die k. k. Statthalterei 
— unter Behebung ihrer Kundmachung vom 1. November d. J., 
3. 85852, bis auf weiteres die Zufuhr von Schafen, Ziegen und 
Schweinen aus den obengenannten Comitaten nach Niederöſterreich 
gänzlich zu verbieten, die Zufuhr von Rindern aus dieſen Comi⸗ 
taten aber auf die Einbringung ſolcher Thiere ausſchließlich nur 
nach Wien auf den Contumazplatz des Central-Viehmarktes zu 
St. Marx behufs Verwertung und Schlachtung in den Schlacht— 
häuſern des Stadtgebietes von Wien zu beſchränken. 

Die hinſichtlich der Zufuhr und Verwertung der aus den zu 
dem zuſammenhängenden Lungenfeuchen - Sperrgebiete gehörigen 
Comitaten Neutra, Arva, Trentſchin und Sohl mit der Kund— 
machung vom 1. Juli 1893, Z. 45081, angeordneten beſonderen 
veterinärpolizeilichen Maßregeln werden durch die vorſtehenden 
Beſtimmungen nicht berührt. 

Übertretungen dieſer Anordnung, welche am 10. d. M. in 
Wirkſamkeit tritt, werden nach dem Geſetze vom 24. Mai 1882 
(R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51), wobei auch die Vorſchriften des § 46 des 
Thierſeuchengeſetzes und der dazu erlaſſenen Durchführungs⸗ 
Vorſchriften (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35 und 36 ex 1880) in Anwendung 
kommen, beſtraft. 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
unmmern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 

Geſuche um Naubewilligungen wurden überreicht: 


vom 22. bis 26. November 1894: 


Für Neubauten: 
II. Bezirk: Haus, Engerthſtraße 189, von Franz Weininger, XVIII., 


Pötzleinsdorfer Hauptſtraße 1, Bauführer G. Kirchem 


(8623). 
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V. Bezirk: Schulbau, Fendigaſſe, von der Stadt Wien, Bauführer 
J. Spilka (8630). 

XIV. Bezirk: Zwei Stock hohes Wohnhaus, Rudolfsheim, Ruſtengaſſe 11, 
von Adalbert Michldrexler, ebenda, Bauführer Johann 
Schrepfer (24441). 

Herftellung einer Wagenremiſe, Rudolfsheim, Rudolfsſtraße 22, 
von Leopold Greſtenberger, Rudolfsſtraße 21, Bauführer 
Johann Schrepfer (24442). 


Für Zubauten: 


XIII. Bezirk: Ein Stock hoher Zubau, Hietzing, Auhofſtraße 52/54, von Joh. 
Saborsky, Bauführer Joſef Kopf (32631). 
XVIII. Bezirk: Gemauerter Aufbau au der Oſtſeite und einen Anbau im 
Souterrain, Parterre und Stockwerke au der Nordſeite, 
Währing, Frankgaſſe 18, von Friedrich Schütz, Bauführer 
derſelbe (25144). 


Für Adaptierungen: 


I. Bezirk: Mare Aurelſtraße 9, Salzgries 5, von Franz Liſt, Bau- 
meiſter (8591). 

II. Bezirk: Franzen sbrückenſtraße 6, von Johann Kreutzer, Maurer- 
meiſter (8597). 

IV. Bezirk: Belvederegaſſe 40, von Fritz Dobner von Dobenau, 
Thereſianumgaſſe 33, Bauführer J. Joſtal (8555). 

V. Bezirk: Zentagaſſe 13, von M. Meixner, IV., Schleifmühlgaſſe 7, 

„Bauführer J. Hable (8637). 

VI. Bezirk: Agydigaſſe 6, von Otto Helly, Bauführer Eduard Schätz 

(8631). 


VII. Bezirk: Seidengaſſe 42, von Alois Rudroff und Th. Hübſch— 
mann, Baumeiſter (8578). 

Burggaſſe 6—8, von A. Winterhalter, Bauführer J. 
Schobesberger (8618). 

VIII. Bezirk: Kochgaſſe 13, von Franz Lang, Bauführer Fr. Son uen— 

burg (8632). 

Bezirk: Ottakring, Abelegaſſe 5, von Ernſt Pfeiffer, ebenda, Bau— 
führer derſelbe (51936). 

Ottakring, Bachgaſſe 21, von Karl Weiniſch, ebenda, Bau— 
führer Thomas Hofer (52112). 


Für diverſe (geringere) Bauten: 
I. Bezirk: Windfang, Teinfaltſtraße 10, von Joh. Keip, Bauführer? 
(8587 
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II. Bezirk: Reconſtruction der Waſſerläufe, Pazmauitengaſſe 5, von 
Ludwig Schoderböck, Baumeiſter (8553). 
Schupfe, Krouprinz Rudolfſtraße 9, von M. Steckerl, Bau⸗ 
führer Thomas Fink (8571). 
III. Bezirk: Atelier, Rennweg 69, von Joſef Meninger, Herminen⸗ 
gaſſe 18 (8585). 
Hütte, Kleiſtgaſſe, Ecke der Gerlgaſſe, von Philipp Hirſchron, 
Apoſtelgaſſe 5, Bauführer? (8586). 
V. Bezirk: Schupfe und Dampfkeſſel-Aufſtellung, Lainzerſtraße 27, von 
Ludwig Letz, Zimmermeiſter (8571). 
Atelier, Margarethenſtraße 38, von Anton Huber, Bauführer 
Joh. Ludwig (8590). 
IX. Bezirk: Hauscanal, Nuſsdorferſtraße 33, von Ludwig Schoderböck, 
Baumeiſter (8553). 
XIII. Bezirk: Rauchfaug⸗Aufführung, Ober⸗St. Veit, Schweizerthalſtraße 18, 
von E. G. Spitzer, Bauführer Joſef Kopf (32866). 
XVI. Bezirk: Canalbau, Ottakring, Wilhelminenſtraße 117, von Joſef 
Novotny, ebenda, Bauführer Betonbauunternehmung H. 
Reller & Comp., durch Joſef Groß (51794). 
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Helude um Bekanntgabe der Naulinie wurden überreicht: 


I. Bezirk: Spiegelgaſſe 10 und Dorotheergaſſe 11, von Ig. Fleiſcher 
und Salom. Stein, Kantgaſſe 1 (8579). 

Johannesgaſſe 13, vom Rectorat der k. k. Univerſität 
(8619). 

N 1 Johannesgaſſe 11, vom Rectorat der k. k. Univerſität 

(8620). 
III. Bezirk: e 6, von Ferdinand Pottinger (8577). 
Pfarrhof 2, Sechskrügelgaſſe 3, von Rudolf Fiſcher und 

Ferd. Erm, Erdbergerlände 2 (8638). 

VII. Bezirk: Spittelberggaſſe 34, von Karl Settler, Ch. M. Cabos 
und Al. Schweinburg (8601). 

Burggaſſe, Grundb.⸗Einl. 134, von Ch. M. Chabos & Al. 
Schweinburg (8602). 

IX. Bezirk: Bindergaſſe 4, von Franz Karl Stohandl durch Dr. Vine. 
v. Berger (8665). 

Sobieskigaſſe, Grundb.⸗Eiul. 1609, Bauſtelle VII, von Emil 
Wehle, Kolingaſſe 9, für Karl Edinger (8627). 
XI. Bezirk: Simmering, Simmeringer Hauptſtraße 10, von Michael 

Wanko (15737). 
XIII. Bezirk: Parc. 13/25, Unter⸗St. Veit, Auhofſtraße, von Ferdinand 
Stadler und Roſa Leſer (32938). 

Conſc.⸗Nr. 8, Breitenſee, Breitenſeerſtraße 11 und Drei⸗ 

hauſengaſſe 8, von Joſef Wiesner (32939). 
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XIII. Bezirk: Conſc.⸗Nr. 228, Hietzing, Auhofſtr. 52, von J. Saborsky 
32867 


(32867). | 
XVIII. Bezirk: Währing, Scheidlgaſſe, Parc, 127/29, von Paul Oberſt 
(35268). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 
IX. Bezirk: Sechsſchimmelg. 3, von Joſef Tiſchler, Baumeiſter (8558). 


Gewerbeaumeldungen vom 21. November 1894. 


(Fortſetzung.) 

Kaiſer Netti — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — II., Circusgaſſe 16. 

Petzner Leopold — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Griesgaſſe 35 a. 

Raab Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, Haupt⸗ 
ſtraße 72. 

Weiß Hermine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Große Mohreng. 6. 

Grünsfeld Adolf — Gold- und Silberwaren -Verſchleiß — IV., Favoriten— 
ſtraße 52. 

Kaplan Karoline — Grünzeughandel — IV., Starhemberggaſſe 4. 

Weſſely Emil — Handelsagentie — IX., Müllnergaſſe 6. 

Mühlfeit Franz raver — Kaffeeſieder — XVI., Ottakring, Thaliaſtr. 19. 

Buggmayer Joſef — Kaffeeſchank — XVIII., Salmaunsdorf, Celtesg. J. 

Pliſch Karl — Kaffeeſchank — XIV., Rudolfsheim, Schönbrunnerſtr. 76. 

Fleißner Auguſte — Kerzen⸗, Seifen- und Parfumeriewaren⸗Verſchleiß 
— XVI., Neulerchenfeld, Hauslabgaſſe 1. 

Holly Joſefine, v. — Kleidermacherin — IX., Währingerſtraße 72. 

Reyländer Katharina — Kleidermacherin — II., Greiſeneckergaſſe 21. 

Hebenſtreiht Joſef — Kleinfuhrwerk — XII., Meidling, Jakobſtraße 8. 

Stadler Franz — Kleinfuhrwerk — XVI., Ottakring, Veronikagaſſe 16. 

Bartſch Marie — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Langegaſſe 19. 

Regenhart Anton — Milch- und Gebäck-Verſchleißz — IX., Marktg. 28. 

Hugel Anton — Naturblumenbindergewerbe — VII., Zieglergaſſe 70. 

Dinzsik Katharina — Obſt⸗ und Gemüſehandel im Umherziehen — XVI, 
Ottakring, Eliſabethgaſſe 16. 

Gotthilf Joſefine — Pfaidlerin — II., Novaragaſſe 20. 

f Stepan Karl — Proviſionsagent — XVI,, Neulerchenfeld, Brunnen— 

gaſſe 5. 

Breindl Adolf — Schloſſer — XVI., Ottakring, Rittergaſſe 9. 

Hos Adalbert — Schloſſer — XVI., Ottakring, Römergaſſe 25. 

Brezina Franz — Schuhmacher — XII., Meidling, Ruckergaſſe 25. 

Houzim Franz — Schuhmacher — XVI., Neulerchenfeld, Lerchenfelder— 
ſtraße 17. 

Jordan Johann — Schuhmacher — IX., Bindergaſſe 8. 

Prihoda Franz — Schuhmacher — XVIII., Gerſthof, Scheidlſtraße 9. 

Rakousky Franz — Schuhmacher — XVII., Hernals, Mayßengaſſe 28. 

Reichl Johann — Schuhmacher — X., Muhrengaſſe 24. 

Richter Franz — Selchwaren⸗Verſchleiß — II., Kloſterneuburgerſtr. 1. 

Schwänzl Antonia — Selchwaren-Verſchleiß — X., Laxenburgerſtr. 11. 

Drill Simon Löb — Trödler — IV., Hauptſtraße 85. 

Glaßl Anton — Uhrenhandel — XVI., Neulerchenfeld, Neulerchenfelder 
Hauptſtraße 19. 

Kohn Leopold — Verſchleiß von Bettfedern, Roſshaaren und getrockneten 
Fellen — II., Negerlegaſſe 2. 

Weißberg Lazar — Verſchleiß von Papier, Schreib- und Zeichenrequiſiten 
und Kurzwaren — II., Taborſtraße 26. 

Krupp Roſalie — Victualienhaudel — I., Am Hof. 

Morkovsky Barbara — Victualienhandel — XVIII., Währing, Anaftaftus 
Grüngaſſe 23. 

Schmied Marie — Wäſcheputzerin — XVII., Hernals, Weinhauſerſtr. 40. 

0 . Anna — Wäſcheputzerin — XVI., Neulerchenfeld, Neumayer⸗ 

gaſſe 24. 

Bimüller Antonie — Zeitungs⸗Verſchleiß — X., Himbergerſtraße 81. 

Notz Thereſia — Zeitungs⸗Verſchleiß — X., Haſengaſſe 26. 

Wakor Franz — Ziergärtner — XIII., Penzing, Reinlgaſſe 65. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 22. November 1894. 


Huber Hermaun — Agentie mit Colonialwaren — XVIII., Währing, 
Wienerſtraße 15. 

Baß Karl — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Effectenbörſe. 

Chiger Ludwig — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Effectenbörſe. 

Veit Johann — Brantwein-, Thee- und Punſchſchank — XVI., Neu⸗ 
lerchenfeld, Lerchenfelderſtraße 17. 

Poſch Anna — Einſpännergewerbe — XV., Fünfhaus, Mariahilferlinie. 

Probſt Franz — Einſpäuner — III., Hauptſtraße bei Nr. 60. 

Roßkopf Karoline — Einſpännergewerbe — VIII., Schlöſſelgaſſe 8. 
Ge . Raimund — Erzeugung von Flondin und Salondir — I., Am 

eſtade. 

Haubenberger Joſef — Fiaker — VII., Mariahilferſtraße, Ecke der 
Stiftgaſſe. 

Karl Hugo — Fiaker — J., Regierungsgaſſe. 
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Buchheim Johann — Fleiſch⸗Verſchleiß — X., Himbergerſtraße 149. 
Schröder Pauline — Franſenknüpferei — XVI., Ottakring, Sechshauſer 
Hauptſtraße 15. 
Laner Marie — Friſeurgewerbe — V., Siebenbrunnengaſſe 39. 
Schmid Michael — Gaſtwirt — XVIII., Währing, Kirchengaſſe 44. 
Schmidt Joſef, Shaniel Emanuel, Fial Karl — Gemiſchtwarenhandel — 
I., Seilerſtätte 1. 
Fiſcher Heinrich — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, 
Brunnengaſſe 45. 
se Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — III., Stammgaſſe 15. 
lein Salomon — Gemiſchtwaren⸗Verſchlei — I., Tuchlauben 14/16. 
Luttinger Baſin — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — III., Hauptſtraße 112. 
Mapringer Alois — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Als⸗ 
bachſtraße 20. 
Singer Anna — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VIII., Stolzenthalerg. 14. 
Wähner Theodor, Dr. — Herausgabe der Druckſchrift „Deutſche Zeitung“ 
— III., Beatrixgaſſe 14 b. 
Dalla⸗Bona Lorenz — Holz⸗ und Kohlen⸗Kleinhandel — XVI., Ottakring, 
Gablenzgaſſe 6. 
Kaſpar Vincenz — Kaffeeſieder — VII., Neuſtiftgaſſe 24. 
Geltner Apollonia — Kleidermacherin — III., Erdbergerſtraße 8. 
Alteneichinger Anna — Maſchinſtrickerei — V., Mitterſteig 20. 
Filzer Urſula — Milch-Verſchleiß — XVIII., Währing, Fürſtengaſſe 5. 
Hemer Jakob — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — V., Kompertgaſſe 3. 
Harustyak Stephan — Obſt⸗ und Grünwarenhandel — XVI., Neulerchen⸗ 
feld, Gaullachergaſſe 30. 
Haruszla Eva — 
XVI., Gaullachergaſſe 30. 
Haack Francisca — Pfaidlerin — VIII., Lerchenfelderſtraße 34. 
Mieſes Lea — Pfaidlerin — II., Jägerſtraße 5. 
Kammer Ludmilla — Schloſſer — VIII., Tigergaſſe 31. 
Handl Karl — Schul- und Gebetbücher-Verſchleiß — XIX, Döbling, 
Hauptſtraße 70. 
Schmuck Karoline — Seifenfiederei und Talgſchmelzerei — XVI., Otta⸗ 
kring, Breitenſeerſtraße 21. 
Mihldrexler Joſef — Spengler — XIV., Rudolfsheim, Steinergaſſe 17. 
Zadruy Joſef — Tapezierer — II., Kleine Schiffgaſſe 10. 
Prokeſch Franz — Tiſchler — V., Embelgaſſe 44. 
Spechter Adelheid — Trödlerin — VIII., Schlöſſelgaſſe 19. 
Kratochwill Johann — Verkauf von Gratulationskarten und Reliefs in 
artiſtiſcher Ausführung — III., Erdbergſtraße 57. 
Martonfalvy Louis Cornel — Vermittlung von Annoncen durch An⸗ 
bringung und Schauſtellung derſelben auf Tricyeles — III., Erdbergerlände 6. 
Goldmann Aloiſia — Verſchleiß von Canditen und Bäckerei — VIII., 
Lerchenfelderſtraße 80. 
Schönfeld Thereſe — Verſchleiß von Canditen und Zuckerbäckerwaren — 
VII., Neubaugaſſe 49. ö 
Schmuck Karoline — Verſchleiß von Seifen, Kerzen und Petroleum — 
XIII., Penzing, Breitenſeerſtraße 21. 
Werner Johann — Verſchleiß von Würſteln und Brot im Umherziehen 
— X., Ouellengaſſe 50. 
Billa Johann — Victualien⸗Verſchleiß — X., Neilreichgaſſe 23. 
Hanzlik Marie — Victualien⸗Verſchleiß — V., Leitgebgaſſe 17. 
Moizis Peter — Victualien-Verſchleiß — XIX., Döbling, Hauptſtr. 63. 
Mühlböck Matthias — Victualien-Verſchleiß — VIII., Joſefsgaſſe 1. 
Pelleſchek Marie — Vitualien⸗Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, Neu- 
mayrgaſſe 17. 
Turner Genovefa — Victualien, Gebäd- und Würſtel⸗Verſchleiß — 
I., Hoher Markt. 
Fell Barbara — Wildbret⸗ und Geflügelhandel — VII., Lindeng. 23. 


** * 
* 


Obſt⸗ und Grünwarenhandel im Umherziehen — 


Gewerbeanmeldungen vom 23. November 1894. 


Stritzl Hans — Ausfertigung und Herſtellung von Copien aller Art, 
von Plänen, Projecten, Skizzen u. dgl. — J., Spiegelgaſſe 4. 

Teweles Eliſabeth — Canditen⸗ und Zuckerbäckerwaren⸗Verſchleiß — VI., 
Stumpergaſſe 27. 

Ryba Franz — Drechsler — XVI., Römergaſſe 27. 

Wolf Camilla — Errichtung und Leitung eines Knabenpenſionates — 
XVIII., Währing, Cottagegaſſe 30/82. 

Toller Auguſt — Fleiſchhauer — VIII., Alſerſtraße 13. 

Pawlik Joſef — Fleiſchhauer — III., Großmarkthalle. 

ö un Georg — Fleiſch-Verſchleiß — XIII., Hietzing, Schwender- 

gaſſe 47. 

Gasparek Pauline — Franſenknüpferin — VI., Matroſengaſſe 6. 

Boiſſeau Ludwig — Friſeur — XVI., Lerchenfeldergürtel 45. 

Kalis Karl — Friſeur — XV., Fünfhaus, Robert Hamerlinggaſſe 27. 

Scherich Karl — Friſeur — VII., Neubaugaſſe 36. 

Mosat Franz — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — X., Oberlaa 171. 

Strohſchneider Lorenz — Gebäck- und Brot⸗Verſchleiß — VII., Maria⸗ 
hilferſtraße 56. 

Drab Leopold — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VI, Schmalzhofgaſſe 14. 

Gorge Paula — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IX., Eiſengaſſe 30. 

Grubert Ernſt — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XIV., Fiſchergaſſe 4. 
fraß 905 Guſtav — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVII., Hernals, Ottakringer⸗ 

aße 30. 
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Mlezoch Juliana — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VII., Bandgaſſe 36. 

Schneider Francisca — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVI., Laudong. 14. 

Sieß Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — V., Hundsthurmerſtraße 41. 

Wlk Joſefa Leopoldine — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — X., Landgutg. 8. 

Lipnowski Gerſon — Glaſerdiamanten⸗Verſchleiß — IX., Porzellangaſſe 52. 

Agoſtino Giannini — Gipsfiguren-Erzeuger — V., Ziegelofengaſſe 11. 

Bauer Felir — Handel mit erlaubten Hieb. und Stichwaffen — 
J., Kärnthnerſtraße 35. 

Chemel Emerich Geyya — Herausgabe der Druckſchrift „Groß-Wien“ — 
XVII., Hernals, Kirchengaſſe 39. 

Klaus Joſefa — Holz⸗ und Kohlen⸗Kleinhandel — XVI., Neulerchen⸗ 
feld, Lerchenfeldergürtel 26. 

Salaba Wenzel — Holz⸗ 
ſtraße 2. 

Klement Johann — Holz- und Kohlen⸗Verſchleiß — III, Hainburgerſtr. 46. 

Vrtilek Marie — Kaffeeſiederin — I., Singerſtraße 9. 

Berl Wilhelmine — Kleidermacherin — X., Himbergerſtraße 29. 

Melichar Anton — Kleidermacher — XIV., Rudolfsheim, Schwegler⸗ 
ſtraße 18. 

Skoda Marie — Kleidermacherin — IX., Sobieskygaſſe 9. 

Lizka Ludmilla — Kleidermacher — VI., Marchettigaſſe 16. 

Popp Johanna — Milch⸗Verſchleiß — J., Schellinggaſſe 5. 

Burzynski Antonia — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVIII., Gerſt— 
hof, Salierigaſſe 4. 

Aima Antonie — Milch⸗ und Gebäck⸗Verſchleiß — V., Embelgaſſe 39. 

razmer Marie — Milch-, Gebäd-, Butter- und Eier⸗Verſchleiß — 

III., Stammgaſſe 9. 

Majtasz Adam — Obſt⸗ 
XVII., Hernals, Stiftgaffe 9. 

Szlavik Martin — Obſt⸗ und Grünwarenhandel — XVIII., Währing, 
Czermakgaſſe 7. 

Sticha Thereſe — Obſt⸗, Milch- und Canditen⸗Verſchleiß — XVIII., 
Währing, Kreutzgaſſe 78. 

Vogl Anna — Pfaidlerin — IX., Höfergaſſe 3. 

Schmidt Roman — Proviſionsagent — III., Central-Vieh markt. 

Fürſt Anton — Schuhmacher — VII., Neubaugaſſe 51. 

Hawliczek Franz — Schuhmacher — VI, Bürgerſpitalgaſſe 3. 

Juſth Johann Alfons — Schuhmacher — XVII., Herrengaſſe 11. 


und Kohlen⸗Kleinhandel — I., Auersperg⸗ 


und Grünwarenhandel im Umherziehen — 


Jungbauer Margarethe — Spirituoſenhandel — XVI., Ottakring, Lieb | 


hartsgaſſe 6. 
Jeſſich Roſina — Tiſchlergewerbe — IX., Marktgaſſe 42. 


Gabriel Sigismund — Uhrenhandel — XVI., Neulerchenfeld, Grund- 


ſteingaſſe 42. 


Schramm Friedrich Karl Benjamin — Verkauf von Lack, Firnis und | 


Lackwaren — I, Nibelungengaſſe 5. 
Schramm Friedrich Karl Benjamin, Schramm Anna Marie Katharina — 
Verkanf von Lack, Firnis und Farbwaren — I., Nibelungengaſſe 4. 
N Stritzl Hans — Verſchleiß von Bedarfsartikeln für Zuckerfabriken und 
Brauereien und von Magneſiumfackeln — I., Spiegelgaſſe 4. 
ar e Nikolaus — Victualienhandel — XVIII., Währing, Gürtel⸗ 
traße 49. 
Schier Thereſia — Victualienhandel — III., Erdbergſtraße 148. 
Skliba Thereſe — Victualienhandel — IX., Porzellangaſſe bei Nr. 9. 
Koſian Francisca — Vietualien⸗Verſchleiß — VI., Mollardgaſſe 94. 
Kräutler Eliſabeth — Vietualien⸗Verſchleiß — VIII., Florianigaſſe 66. 
fraß u Martin — Victualien⸗Verſchleiß — XIII., Hietzing, Penzinger⸗ 
raße 80. 
Graßer Marie — Wäſcheputzerin — VI., Brauergaſſe 5. 
Leſs Joſef — Wein⸗ und Cognachandel — J., Franciscanerplatz 1. 
Gibs Eduard — Zimmermaler — XVI., Ottakring, Reinhartsgaſſe 38. 


* * 
* 


Gewerbeaumeldungen vom 24. November 1894. 


Karony Joſef — Bäcker — XIII., Auhofſtraße 136. 
fraß 17 05 Johann — Betrieb eines Eislaufplatzes — VIII., Joſefſtädter⸗ 
traße 53. 

Mayer Karl — Betrieb eines Eislaufplatzes — III., Luſtgaſſe 6. 


Weſecky Karl — Chriſtbaum⸗Verſchleiß — XVI., Rudolfsheim, Central⸗ 


markt. 
Antenſteiner Johann — Eiſengießerei — XVI., Ottakring, Kulmgaſſe 1. 
Rauſch Eduard — Fleiſchhauer — III., Schlachthaus St. Marx. 
Wirth Anna — Fleiſch⸗Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Stiegergaſſe 10. 
Fiala Elifabeih — Fragnerin — X., Landgutgaſſe 15. 
Amon Andreas — Friſeur — XVI., Neulerchenfeld, Hippgaſſe 1. 
Jacobi Robert — Friſeur — III., Hauptſtraße 151. 
Mayer Rudolf — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — Altmannsdorf, XII., 
Breitenfurterſtraße 42. 
Hobersdorfer Clara — Gaſtwirtin — X., Raaberbahngaſſe 2. 
Hofer Michael — Gaſtwirt — X., Haſengaſſe 16. 
Kiefler Johann — Gaſtwirt — X., Puchsbaumgaſſe 33. 
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Ott Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — V., Hundsthurmerſtraße 47. 

Schlenk Katharina — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Johannesgaſſe 7. 

Tobiſch Joſef — Glaſer — X., Schröttergaſſe 27. 

Konrath Joſef — Großfuhrwerk — XVII., Dornbach, Hauptſtraße 127. 

Karony Joſef — Mehl-, Grieß- und Preſshefe-Verſchleiß — XIII. Hietzing, 
Auhofſtraße 136. 

Merlet Henriette — Modiſtin — V., Pilgramgaſſe 12. 

Ulbel Konrad — Schloſſer — V., Embelgaſſe 34. 

Fröhlich Auguſt — Schuhmacher — VIII., Lerchenfelderſtraße 114. 

Mildner Kathariua — Schwarzbäckergewerbe — XV., Füufhaus, Haid⸗ 
mannsgaſſe 2. 

Huef Michael — Selchwaren⸗Verſchleiß — X., Laxenburgerſtraße 44. 

Struska Marie — Stadtlohnfuhrwerk — X., Buchengaſſe 142. 

Brezina Wenzel — Tiſchler — XVI., Ottakring, Gablenzgaſſe 26. 

Kinn Johann — Victualienhandel — III., Auguſtinermarkt. 

Walter Marie — Victualienhandel — XV., Fünfhaus, Kranzgaſſe 3. 

Goltes Juliana — Wäſcherin — XXII., Hernals, Wilhelmsgaſſe 40. 
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